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Ein Kanzlerkandidat sieht 
Helmut Schmidt als Rol-
lenvorbild? Ernsthaft? Un-
ser Rathauskater versteht 
die Menschheit nicht mehr 
und verweist in dieser Be-
ziehung auf sein Recht auf 
freie Meinungsäußerung – 
auch auf die Gefahr hin 
selbst als Schwadroneur ab-
gestempelt zu werden. 
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Wasser. Kraft. Bayern.
8. Bayerisches WasserkraftForum 2021  

am 16. September 2021 in Passau
Für das Gelingen der angestrebten Energiewende ist die Was-
serkraft in Bayern unverzichtbar. Beim 8. Bayerischen Wasser-
kraftForum der Bayerischen GemeindeZeitung am 16. Septem-
ber 2021 in der Redoute Passau werden Potenziale und Grenzen 
der Wasserkraft erläutert.

Angesprochen werden u. a. Ausbaumöglichkeiten und ökolo-
gische Werthaltigkeit dieser grundlastfähigen, CO2-freien und 
im Höchstmaß nachhaltigen Energiequelle. Daneben werden die 
Themen Natur-, Klima-, Umweltschutz erörtert. 

Erneut präsentieren Partner und Aussteller ihre Innovationen 
und Angebote. Fachliche Unterstützung bieten das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Ener-
gie, das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz und der Verband der Bayerischen Energie und Was-
serwirtschaft e.V. – VBEW. Premium-Partner sind VERBUND In-
krafftwerke GmbH und die Lechwerke AG – LEW.
Informationen und Anmeldung:
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

Schon ihr zweites Spendenprojekt startete die Belegschaft des 
Landratsamts Donau-Ries. Bereits 2019 finanzierten die Kollegin-
nen und Kollegen einen Schulbau in Namibia. Seinerzeit galt es, 
die Bildungschancen für Nomadenkinder zu verbessern. Nun wird 
der Bau einer Unterkunft finanziert, weil die Schulwege für die 
Ovahimba-Kinder oftmals zu weit und zu gefährlich sind. 48.000 
Euro will die Belegschaft dafür aufbringen. Unser Bild zeigt (v.l.): 
Alexander Im (Personalratsvorsitzender), Landrat Stefan Rößle 
und Carina Rösch (Koordinatorin für kommunale Entwicklungs-
politik) vor der Ausstellung. www.donauries.bayern/region/ent-
wicklungszusammenarbeit/1000-schulen-fuer unsere-welt/ 
 Foto: Kapfer/Landratsamt

„Wir brauchen 
Vorkämpfer!“

In einem leidenschaftlichen Appell hat sich Bundesent-
wicklungsminister Dr. Gerd Müller im Rahmen der Vi-
deokonferenz des Landesvorstandes der Kommunalpo-
litischen Vereinigung der CSU (KPV) an die Teilnehmer 
gewandt und für Engagement in der Kommunalen Ent-
wicklungszusammenarbeit geworben.

„Wir können auf kommuna-
ler Ebene nicht die Welt retten, 
aber jeder kann seinen Beitrag 
dazu leisten, dass die Welt ein 
Stück gerechter wird.“ Mit die-
sen Worten eröffnete Landrat 
Stefan Rößle die Videokonfe-
renz des KPV-Landesvorstandes 

und Hauptausschusses und lei-
tete damit zum Thema „Kommu-
nale Entwicklungszusammenar-
beit“ über. Darüber referierte 
Dr. Gerd Müller, der als Bundes-
minister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
deutschlandweit in den Kommu-
nen für die Vorteile des Engage-
ments im Globalen Süden und 

Dr. Gerd Müller.  r

das Knüpfen von Partnerschaf-
ten wirbt. In diesem Zusammen-
hang dankte der Bundesminis-
ter seinen Mitstreitern – unter 
ihnen die sogenannten „Bot-
schafter für Kommunale Ent-
wicklungspolitik“ zu denen auch 
Rößle zählt, aber auch enga-
gierte Politikerinnen wie Land- 
rätin Maria Rita Zinnecker.

Krisenregionen stabilisieren

Die aktuelle Entwicklung in 
Afghanistan nahm Müller zum 
Anlaß um zu verdeutlichen, wie 
wichtig Stabilisierung in Krisen-
regionen ist. „Ich habe bereits 
vor acht Jahren gesagt: Wenn 

Deutscher Städtetag:

Appelle an nächste 
Bundesregierung

Der Deutsche Städtetag fordert von der nächsten Bundes-
regierung viel mehr Engagement gegen Kinderarmut und 
eine neue Kindergrundsicherung. Es müsse gelingen, Kin-
derarmut zu vermeiden und gleiche Chancen für alle Kin-
der zu ermöglichen.

Wie Helmut Dedy, Hauptge-
schäftsführer des Deutschen 
Städtetages, gegenüber dem Re-
daktionsnetzwerk Deutschland 
darlegte, „leiden Kinder und Ju-
gendliche unter den Einschrän-
kungen der Pandemie beson-
ders. Die Corona-Krise hat uns al-
len vor Augen geführt, wie sehr 
Bildungserfolge immer noch vom 
Geldbeutel der Eltern abhängen.“

Verlässliche und wirksame 
Kindergrundsicherung

Die Städte fordern den Bund 
auf, in der neuen Legislaturperi-
ode eine verlässliche und wirk-
same Kindergrundsicherung zu 
schaffen. Sie soll Kinderarmut 
vermeiden und gleiche Chancen 
für alle Kinder ermöglichen. Et-
wa jedes fünfte Kind lebe in Fa-

milien mit Armutsrisiko und sei 
von sozialen Transferleistungen 
abhängig. Besonders Familien 
von Alleinerziehenden und Lang- 
zeitarbeitslosen seien betroffen.

Für gleiche Chancen von allen 
Kindern und Jugendlichen reicht 
es aus Dedys Sicht nicht, das blo-
ße Existenzminimum zu sichern. 
Für alle Kinder sollte es normal 
sein, mit Gleichaltrigen gemein-
sam aufzuwachsen, sportlich ak-
tiv zu sein, Theater zu spielen 
oder ein Musikinstrument er-
lernen zu können. Sie bräuchten 
Anerkennung auf Augenhöhe 
und Unterstützung ohne büro-
kratische Hürden. Deshalb wer-
de eine Kindergrundsicherung 
aus einer Hand benötigt.

Verwaltungen entlasten

Die Bundesleistung sollte un-
bürokratisch Kindergeld, Kin-
derzuschlag und Regelleistun-
gen nach dem Sozialgesetzbuch 
II und XII zusammenfassen. So 
könnten auch aufwändige Dop-
pelstrukturen aufgelöst und die 
Verwaltungen entlastet werden.

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Diskussionspapier der kommunalen Spitzenverbände und des VKU:

Konsequenzen  
aus der Flutkatastrophe

Mit den Konsequenzen aus der Flutkatastrophe befasst 
sich ein aktuelles Diskussionspapier der kommunalen 
Spitzenverbände und des VKU mit dem Titel „Schnelle 
Wiederaufbauhilfe für die Infrastruktur und Vorsorge für 
künftige Schadenslagen“. Es ist als Angebot der kommu-
nalen Familie zu verstehen, die Politik in Bund und Län-
dern bei den jetzt anstehenden politischen Entscheidun-
gen und der sich daran anschließenden Umsetzung im 
Rahmen des Wiederaufbaus mit der kommunalen Exper-
tise zu unterstützen.

In der Sache enthält das Papier 
den Vorschlag, rechtliche Erleich-
terungen für den raschen Wie-
deraufbau in einem „Wiederauf-
baubeschleunigungsgesetz“ zu 
bündeln. Hierzu zählen befriste-
te Erleichterungen im Bau- und 
Planungsrecht sowie im Verga-
berecht, die zu einer schnelleren 
Realisierung von Ersatz- und Neu-
bauten beitragen können.

Vereinfachte Genehmigungen

Mit Blick auf die Neuerrich-
tung von Ersatzbauten und auch 
auf die Neuerrichtung von bau-
lichen Anlagen der Infrastruktur 
(öffentliche Gebäude, Straßen- 
und Brückenbauwerke, Was-
server-/Abwasserentsorgung, 
Wärme und Energie sowie Tele-
kommunikation) sollte nach den 
Landesbauordnungen im ver-
einfachten Genehmigungsver-
fahren entschieden werden, so-
fern nicht gänzlich von einem 
Genehmigungsverfahren abge-
sehen werden kann, weil die bis-
herige Genehmigungsgrundla-
ge (Planfeststellungsbeschluss, 
Baugenehmigung) herangezo-
gen werden kann, heißt es in 
dem Papier.

Es sei sicherzustellen, dass die 
Kommunen in einem von einer 
Katastrophe bzw. außergewöhn-
lichen Ereignis betroffenen Ge-
biet unkompliziert vom Instru-
ment der Städtebaulichen Sa-
nierungsmaßnahme Gebrauch 
machen können. Für Baumaß-
nahmen im Wasser- und Ab-
wasserbereich, die mit dem Ziel 
des Seuchenschutzes unmittel-
bar nötig sind und keinerlei Auf-
schub dulden, müsse die Geneh-
migungspflicht entfallen kön-
nen, da die zu ersetzenden An-
lagen bereits genehmigt waren.

Ersatztrassen oder Ersatzbau-
ten sollten nicht wie vollständig 
neue Vorhaben behandelt wer-
den, so dass im Falle von Planfest-
stellungsverfahren auch nicht 
alle Verfahrensstufen erneut 
durchlaufen werden müssen. Im 
Hinblick auf erforderliche Betei-
ligungsverfahren, etwa im Rah-
men der Pflichteinbindung von 
Trägern öffentlicher Belange, 
seien mit Blick auf dringend er-
forderliche Wiederaufbaumaß-
nahmen verkürzte Beteiligungs- 
und ggf. auch Fiktionsfristen 
vorzusehen.

Zudem sollte bestimmt wer-
den, dass bei Neuerrichtung von 

Infrastruktur und bei Ersatzbau-
ten die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung nötigenfalls 
zeitlich und räumlich verlagert 
werden kann. „Es ist zu prüfen, 
ob in Einzelfällen notwendige 
schnelle Maßnahmen zur Wie-
derherstellung der Infrastruk-
tur zumindest temporär auch in 
Landschaftsschutzgebieten zu 
ermöglichen sind. Die Zulässig-
keit derartiger Vorhaben in die-
sen Gebieten muss beschleunigt 
geprüft werden.“

Zügige Verfahrensabwicklung

Zu einer zügigen Verfahrens- 
abwicklung gehört auch eine 
Beschleunigung bei der Ausle-
gung von Planungsunterlagen. 
Über die aktuell bis Ende 2022 
befristete Möglichkeit im Pla-
nungssicherstellungsgesetz hin- 
aus müsse daher eine rein di- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

wir in Syrien nichts unterneh-
men, werden tausende syrische 
Flüchtlinge zu uns kommen – 
daraus sind im Jahr 2015 dann 
nicht nur Tausende, sondern 
Millionen Flüchtlinge gewor-
den“, erinnerte Müller. 

Praxisbeispiele

Um Krisenregionen zu stabili-
sieren seien vor allem Struktu-

ren vor Ort wichtig, zu denen 
UN-Organisationen, aber auch 
Institutionen wie die Diakonie 
oder die Welthungerhilfe bei-
tragen können. „Fluchtursachen 
mindern heißt in Entwicklung in-
vestieren. Dazu braucht es mu-
tige Menschen, die sensibel und 
klar vorgehen“, sagte Müller.

Der Minister warb dafür, dass 
der Einstieg im Rahmen von 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

GemeindeZeitung  
unterstützt Schule
Auch die Bayerische Ge-

meindeZeitung engagiert sich 
mit einem Schulbauprojekt 
in Togo. Dort wird ein Gym-
nasium aufgebaut, in dem 
mehrheitlich Mädchen un-
terrichtet werden. Unsere 
Partner waren inzwischen 
vor Ort. Voraussichtlich bis 
zum Jahresende können wir 
mehr berichten.  r

http://www.gemeindezeitung.de
https://www.bayerisches-wasserkraftforum.de/
https://www.donauries.bayern/region/entwicklungszusammenarbeit/1000-schulen-fuer-unsere-welt/
https://www.donauries.bayern/region/entwicklungszusammenarbeit/1000-schulen-fuer-unsere-welt/


Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Karl-Heinz Kandler 
96166 Kirchlauter 

am 10.9.

Oberbürgermeister 
Andreas Starke 
96047 Bamberg 

am 17.9.

Bürgermeister Michael Berninger 
63906 Erlenbach a. Main 

am 22.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Xaver Gmach 

93480 Hohenwart 
am 9.9.

Landrat Franz Löffler 
93413 Cham 

am 10.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Andrea Mickel 

85080 Gaimersheim 
am 13.9.

Bürgermeister Horst Reuther 
97320 Albertshofen 

am 20.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rainer Rewitzer 

92714 Pleystein 
am 14.9.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Social Media Nutzung 
in Kommunen
21. Sept. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Über die Nutzung von Sozia-
len Netzwerken wird viel disku-
tiert. Was ist für Bürgermeis-
ter*innen sinnvoll zu nutzen? 
Wovon hängt es ab, wie Infor-
mationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sol-
len Politiker und Verwaltun-
gen agieren? Der Vortrag öffnet 
Gedanken und Wege der Soci-
al Media-Nutzung und der sinn-
vollen Alternativen. Diskutieren 
Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, 
PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. 
MwSt.

Bildrechte & DSGVO Teil 1:
25. Nov. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Bildrechte & DSGVO Teil 2: 
7. Dez. 2021, 14:00 - 16:30 Uhr
Die Menschen lieben Bilder. Bil-
der können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb kön-
nen weder Politik noch Verwal-
tung auf Bilder verzichten. Doch 
was muss man wissen, um nicht 
die Fallen der Betrüger und die 
Mühlen der Justiz zu geraten. 
Das Ganze ist nicht so einfach, 
wie man glaubt – aber auch 
nicht so schwierig, wie befürch-
tet. Aber es braucht Zeit, um Si-
cherheit zu gewinnen. Deshalb 
wird dieser Vortrag zweigeteilt. 
Ihre Fragen dazu sind herzlich 
willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, 
PR-Competence
Anmeldung unter veranstaltun-
gen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: je 145,- €  
zzgl. MwSt. (290,- € zzgl. MwSt. 
für beide Termine)  r

Akademie
Unser Online-Seminar-Ange-
bot wird stetig ausgebaut. Un-
sere nächsten Termine stehen 
fest. Buchen Sie Ihr Ticket und 
seien Sie online live dabei!

Verfassungsschutzbericht / Erstes Halbjahr 2021:

Zunahme des  
digitalen Extremismus

Vor einer wachsenden Spirale extremistischer Eskalation in sozi-
alen Netzwerken hat Bayerns Innenminister Joachim Herrmann 
gewarnt. „Wir beobachten eine steigende Enthemmung und Be-
reitschaft zu Gewalt und Eskalation auf allen Ebenen. Insbeson-
dere auf Online-Plattformen fehlt jegliche soziale Kontrolle, die 
in der realen Welt als Korrektiv dient“, stellte Herrmann bei der 
Vorstellung des Verfassungsschutzberichts für das erste Halbjahr 
2021 gemeinsam mit dem Präsidenten des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz Dr. Burkhard Körner fest. Der Minister machte 
deutlich, „dass wir diesen Entwicklungen mit den Mitteln eines 
modernen Verfassungsschutzes entschieden entgegentreten“.

Herrmann zufolge liegt die 
Keimzelle des sich immer wei-
ter ausbreitenden „digitalen Ex-
tremismus“ im Beginn der Lock-
down-Maßnahmen, als die Ka-
näle Rechtsextremer und Ver-
schwörungstheoretiker förmlich 
explodierten. Das Virus wurde 
zur Verschwörung verklärt, der  
Lockdown zur „Corona-Diktatur“.

Grenzenlose Möglichkeiten

Laut Verfassungsschutzbericht 
sind Extremisten im Gegensatz 
zum analogen bzw. Offline-Raum 
in der Lage, über virtuelle Instru-
mente, Video-Plattformen und 
Messenger-Dienste regionale 
(und sprachliche) Grenzen und 
damit auch pandemiebeding-
te geografische Beschränkungs-
maßnahmen zu überwinden und 
sich über realweltliche Grenzen 
hinweg auszutauschen bzw. den 
eigenen Zuhörerkreis beinahe 
grenzenlos zu erweitern. Über 
virtuelle Vernetzungen können 
grenzüberschreitend oder gar 
global agierende extremistische 
Gruppierungen, Kooperationen 
und Weltbilder in einem Um-
fang und Tempo entstehen und 
gestreut werden, wie es in der 
Realwelt allein aus logistischen 
Gründen nie möglich wäre.

Exemplarisch angeführt wird 
der Argwohn neuseeländischer 
Rechtsextremisten, die um die 
Abschaffung des zweiten Ver-
fassungsartikels fürchteten, der 
ihnen vermeintlich das Recht 
zum Tragen von Waffen zuge-
steht – obwohl dieser Verfas-
sungsartikel in Neuseeland nie 
bestand und die Angst lediglich 
über virtuelle Kanäle aus den 
USA importiert wurde.

Der Verbreitung extremisti-
scher Ideologien und der Wer-
bung neuer Zuhörer bzw. An-
hänger sind im analogen Raum 
und im realweltlichen Auftreten 
mehrere Grenzen gesetzt. Im 
virtuellen Raum hingegen kön-
nen deutlich mehr und vor allem 
auch solche Personen erreicht 
werden, die im analogen Raum 
aus unterschiedlichen Gründen 
unerreichbar blieben. „Mittels 
Algorithmen und geschickter 
Verschlagwortung (z. B. durch 
Hashtags) können extremisti-
sche Inhalte sowohl sehr breit 
auf Mainstreamplattformen ge-
streut als auch im weiteren Ver-
lauf gezielt zielgruppenorien-
tiert und zielgruppengerecht 
über alternative Social-Media- 
Plattformen verbreitet werden. 
So werden letztlich auch Perso-
nengruppen angesprochen, die 
über analoge Verbreitungswe-
ge (z. B. Flyer-Verteilaktionen in 
Fußgängerzonen) nicht erreicht 
werden können, sei es, weil der 
Kontakt physisch nicht möglich 
ist oder weil seitens der Emp-
fänger größere Hemmschwellen 
gegen eine ‚persönliche‘ Kon-
taktaufnahme bestehen“, heißt 
es weiter.

Echokammereffekt

Innenminister Herrmann kon-
kretisierte die vielfältigen Ge-
fahren, die mit der Reichwei-
tenerhöhung verbunden sind: 
„Extremistische Ideologien, si-
cherheitsgefährdende Demo-
kratiefeinde und nicht-extre-
mistische Verschwörungstheo- 
retiker treffen im virtuellen 
Raum ungebremst aufeinander. 
Ideen können so leichter aus-
getauscht, Anhänger schneller 
rekrutiert und wichtige gesell-
schaftliche Diskussionen beein-
flusst werden.“ Aufgrund der 
vermeintlichen Anonymität des 
Netzes geschehe dies oftmals 
„unter falscher Flagge“. Durch 

den sogenannten Echokammer- 
effekt könne sich eine Radika-
lisierungsspirale bis hin zur Ge-
waltbereitschaft in Gang setzen. 
Sorgen bereitet dem Minister 
auch das breite Angebot an un-
terschiedlichen radikalen Bot-
schaften, die zu eigenen Extre-
mismus-Ideen verleiten. „Dieses 
Mosaik erschwert zunehmend 
die Grenzziehung zwischen zu-
lässiger Meinungsäußerung und 
Extremismus.“

Bereitschaft zur  
gewalttätigen Konfrontation

Nach Herrmanns Worten sind 
auch die einzelnen Phänomen-
bereiche stark in Bewegung ge-
raten: „Durch die Verbreitung 
von Verschwörungstheorien ver-
suchen Rechtsextremisten nach 
wie vor, neue Anhänger zu ge-
winnen.“ Indem juden- und isra-
elfeindliche Stereotype verbrei-
tet werden, versuche die Sze-
ne, Personen anzusprechen, die 
für sonstige rechtsextremisti-
sche Inhalte nicht erreichbar sei-
en. Darüber hinaus steige die Be-
reitschaft zur gewalttätigen Kon-
frontation mit Linksextremisten.

Mit Blick auf Teile der gewalt- 
orientierten linksextremisti-
schen Szene warnte der Minis-
ter vor einem steigenden Radi-
kalisierungspotenzial und der 
Bildung gewaltbereiter Klein-
gruppen. „Mit Anschlägen auf 
politische Gegner, die Immobi-
lien- und Logistikbranchen so-
wie Infrastruktureinrichtungen 
verfolgen sie eine regelrech-
te Einschüchterungsstrategie.“ 
Herrmann erinnerte dabei an 
den Anschlag im Frühjahr auf 
die Münchner Energieversor-
gung. Aktivisten hatten in einer 
Baugrube Feuer gelegt, 20.000 
Haushalte waren anschließend 
ohne Strom. Dazu bekannt hatte 
sich eine Gruppe Linksradikaler.

Brandbeschleuniger Corona

Laut Verfassungsschutzbe-
richt betrachten Linksextremis-
ten die Corona-Pandemie als 
„Brandbeschleuniger“ in einem 
ohnehin schon kriselnden kapi-
talistischen System. Die Pande-
mie bringe das „kaputtgespar-
te“ Gesundheitssystem an sei-
ne Grenzen. Dabei werde deut-
lich, dass der Politik mehr an der 

Rettung der Wirtschaft, als an 
den Menschen gelegen sei. „Vor 
diesem Hintergrund begreift die 
linksextremistische Szene die 
aktuelle Situation nicht bloß als 
Krise, sondern auch als Chance, 
gegen das System mobil zu ma-
chen und einen Systemwechsel 
herbeizuführen.“

Nach wie vor keine kohären-
te, einheitliche Ideologie wei-
se dagegen die Szene der Coro-
na-Leugner auf, fuhr Herrmann 
fort. Auch ihre Anhänger seien 
offen für Verschwörungstheo-
rien. „Mit diesen rechtfertigen 
einzelne Aktivisten beim neu-
en Sammelbeobachtungsobjekt 
‚Sicherheitsgefährdende demo-
kratiefeindliche Bestrebungen‘ 
ihre Aufrufe zu Blockadeaktio-
nen oder zum Sturm auf staatli-
che Einrichtungen.“

Seit März 2021 werden auch 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat 
den Antrag der AfD-Fraktion in der Verfas-
sungsstreitigkeit mit der Präsidentin des Bay-
erischen Landtags über die Frage, ob die Mit-
gliedschaft des Bayerischen Landtags im 
„Bündnis für Toleranz“ verfassungsmäßige 
Rechte der Antragsteller verletzt, als unzuläs-
sig abgewiesen.

In seiner Entscheidung bestätigte das Ge-
richt die Auffassung des Bayerischen Landtags, 
dass durch die Mitgliedschaft im „Bündnis für 
Toleranz“ weder das freie Mandat noch Oppo-
sitionsrechte verletzt werden.·Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner kommentierte das Urteil: „Es 
freut mich außerordentlich, dass wir erneut ein 
Verfahren gewonnen haben. Denn der Baye-
rische Landtag setzt sich für die unabänderli-
chen Grundwerte der Bayerischen Verfassung 
ein – also Demokratie und Menschenwürde. 
Und das kann kein Verstoß gegen die staatliche 
Neutralitätspflicht sein.“ Dass sich der Bayeri-
sche Landtag für Demokratie und Menschen-
würde stark macht, könne eben kein Verstoß 
gegen die staatliche Neutralitätspflicht sein. 

Die Entscheidung des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofes reiht sich damit ein in frü-
here Verfahren gegen den Bayerischen Land-

tag und/oder die Präsidentin. Ilse Aigner: 
„Dass wir erneut ein Verfahren gewonnen ha-
ben, freut mich außerordentlich. Bislang war 
keines der Verfahren, das gegen mich als Prä-
sidentin oder den Bayerischen Landtag ange-
strebt wurde, erfolgreich.“

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat-
te in seiner Begründung ausgeführt, dass es 
nicht ersichtlich sei, wie durch die Unterstüt-
zung einer Vereinigung, die sich für das De-
mokratieprinzip und die Menschenwürde ein-
setze und die als Grundwerte der Bayerischen 
Verfassung jeder parteipolitischen Dispositi-
on entzogen seien, das freie Mandat von Ab-
geordneten oder Oppositionsrechte verletzt 
werden könnten.

Damit ist sowohl der Beitritt in das „Bündnis 
für Toleranz“ im Jahr 2009 durch die vormali-
ge Landtagspräsidentin als auch die weiter be-
stehende Mitgliedschaft rechtlich abgesichert. 
Dem Bündnis gehören zahlreiche Institutionen 
und Organisationen aus Politik, Wirtschaft, Bil-
dung und anderen gesellschaftlichen Berei-
chen an. Ziel ist es, Rechtsextremismus, Anti-
semitismus und Rassismus zu bekämpfen und 
die Erziehung zu Demokratie und Achtung der 
Menschenwürde zu stärken. r

Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs:

Bayerischer Landtag darf im 
„Bündnis für Toleranz“ bleiben

Bayerischer Verfassungsgerichtshof lehnt Antrag der AfD-Fraktion als unzulässig ab

Teile der Querdenker-Szene vom 
Verfassungsschutz beobachtet. 
Der Präsident des Landesam-
tes für Verfassungsschutz, Burk-
hard Körner, machte darauf auf-
merksam, dass es in der Szene 
Esoteriker, Impfgegner und Ver-
schwörungstheoretiker genau-
so gebe wie Rechtsextremisten 
und Reichsbürger.

Islamistischer Terrorismus

Zur Vorsicht rief Joachim Herr-
mann schließlich auch beim isla-
mistischen Terrorismus auf: „Die 
Gefahr, insbesondere durch ra-
dikalisierte, allein handelnde Tä-
ter, ist noch lange nicht gebannt. 
Wir haben es mit einem moder-
nen islamistischen Terrorismus 
zu tun, der an jedem beliebi-
gen Ort mit einfach verfügbaren 
Waffen zuschlagen kann.“  DK

Glauber: Herausragende Klimaschutz-Initiativen gesucht:

Bayerischer Klimaschutzpreis 
wird erstmals vergeben

Für besondere Verdienste um den Klimaschutz vergibt die Baye-
rische Staatsregierung in diesem Jahr erstmals einen Preis. Vor-
schläge für den Bayerischen Klimaschutzpreis können noch bis 
Mitte September eingereicht werden. 

Bayerns Umweltminister Thors-
ten Glauber betonte dazu in Mün-
chen: „Klimawandel meistern ist 
eine der wichtigsten Aufgaben 
unserer Zeit. Wir gehen mit gro-
ßen Schritten den Weg in ein kli-
maneutrales Bayern. Als Umwelt-
minister freue ich mich über jede 
gute Maßnahme für mehr Klima-
schutz. Den Klimawandel meis-
tern wir nur gemeinsam. Klima-
schutz ist ein Mitmach-Projekt. 
Wir wollen den Klimaschutz in der 
Mitte der Gesellschaft verankern. 
Herausragende Leistungen beim 
Klimaschutz wollen wir würdigen 
und bekannt machen. Dafür ha-
ben wir den Bayerischen Klima-
schutzpreis ins Leben gerufen. Je-
der kann engagierte Personen, 
Vereine, Betriebe oder Kommu-
nen vorschlagen.“ Mit dem Baye-
rischen Klimaschutzpreis ehrt die 
Staatsregierung besondere Ver-
dienste um den Schutz des Klimas 
oder die Anpassung an die Aus-
wirkungen des Klimawandels.

Zwei Kategorien 

Der mit insgesamt 10.000 Euro 
dotierte Preis wird in zwei Kate-
gorien vergeben: In der ersten Ka-
tegorie sollen Menschen ausge-
zeichnet werden, die sich privat 
um den Schutz des Klimas oder 
die Anpassung an die Auswir-
kungen des Klimawandels beson-
ders verdient gemacht haben. Die 

zweite Kategorie ist für juristische 
Personen mit herausragendem 
Engagement vorgesehen, also et-
wa eingetragene Vereine, Kom-
munen oder Betriebe. Die Gewin-
ner beider Kategorien erhalten 
ein Preisgeld in Höhe von je 5.000 
Euro. Außerdem wird ein Image-
film über die ausgezeichnete Initi-
ative gedreht, den die Preisträger 
für sich nutzen können.

Bezug zu Bayern

Ausgezeichnet werden Perso-
nen mit Bezug zu Bayern: Entwe-
der haben die Teilnehmer ihren 
dauerhaften Hauptwohnsitz oder 
Firmensitz im Freistaat, oder sie 
engagieren sich in Bayern für den 
Klimaschutz oder die Klimaanpas-
sung. Die Initiative sollte bereits 
laufen und sichtbare Ergebnisse 
zeigen oder – wenn sie bereits ab-
geschlossen ist – in die Gegenwart 
wirken. Geehrt werden Projekte, 
die durch ein stimmiges Gesamt-
konzept überzeugen. Bei der Aus-
wahl wird u. a. auf die Kriterien 
Originalität, Innovation, Übertrag-
barkeit auf Dritte, Nachhaltigkeit, 
Kontinuität sowie Transparenz be-
züglich der Projektentwicklung 
und ihrer Umsetzung geachtet.

Eine unabhängige Jury ermit-
telt die Preisträger des Wettbe-

werbs „Bayerischer Klimaschutz-
preis 2021“. Die Preise werden 
Ende des Jahres von Umweltmi-
nister Glauber überreicht. Die 
Landesagentur für Energie und 
Klimaschutz (LENK) im Landesamt 
für Umwelt (LfU) organisiert den 
Wettbewerb.
Bewerbungsunterlagen unter 
www.lenk.bayern.de

Bessere Förderbedingungen  
in der NKI des BMU

Förderaufruf für investive Kommunale Klimaschutz- 
Modellprojekte mit Förderquote bis 80 Prozent

Das Bundesumweltministerium unterstützt Kommunen bei der 
Umsetzung modellhafter und wegweisender Klimaschutzprojek-
te. Im Zuge des Klimaschutz-Sofortprogrammes 2022 der Bundes-
regierung werden die verbesserten Förderbedingungen des Coro-
na-Konjunkturpaketes bis Ende nächsten Jahres fortgeschrieben 
und die Gültigkeit des Förderaufrufes bis in das Jahr 2024 verlän-
gert. Der neue Förderaufruf sieht für Anträge, die zwischen dem 
1. September 2021 und dem 31. Dezember 2022 gestellt werden, 
eine Förderquote von bis zu 80 Prozent der zuwendungsfähigen 
Gesamtausgaben vor. Nachweislich finanzschwache Kommunen 
können in diesem Zeitraum eine Vollfinanzierung beantragen.

Bundesumweltminis ter in 
Svenja Schulze: „Um zu vermei-
den, dass in Zeiten knapper kom-
munaler Kassen notwendige Zu-
kunftsinvestitionen ausbleiben, 
behalten wir die erhöhten För-
derquoten des Corona-Konjunk-
turpaketes bis Ende 2022 bei 
und ermöglichen weiterhin eine 
Vollfinanzierung für nachweis-
lich finanzschwache Kommu-
nen. Noch bis 2024 können in-
novative Projektskizzen einge-
reicht werden. Damit ermögli-
chen wir ausreichend zeitlichen 
Vorlauf und Planungssicherheit, 
um kommunale Modellprojekte 
effektiv vorzubereiten.“

Aktuell werden in diesem 
Förderaufruf 37 Modellprojek-
te mit einem Gesamtvolumen 
von rund 111 Millionen Euro 

durch das BMU gefördert. Be-
reits geförderte Projekte u. a. 
in den Bereichen der nachhal-
tigen Energie- und Wärmever-
sorgung, innovativer Abfall- und 
Abwasseraufbereitung oder ei-
ner zukunftsorientierten Mo-
bilität zeigen das hohe Treib-
hausgas-Minderungspotenzial 
kommunaler Investitionsvorha-
ben und vor allem deren Über-
tragbarkeit auf das gesamte 
Bundesgebiet. Finanzschwache 
Kommunen werden besonders 
unterstützt und können eine 
Vollfinanzierung beantragen. 

Projektskizzen können bis 31. 
Oktober eingereicht werden. 
Beratung: 030 20199 3510 oder 
E-Mail an: ptj-ksi@fz-juelich.de
https://www.klimaschutz.de/
modellprojekte r

http://www.lenk.bayern.de
mailto:ptj-ksi%40fz-juelich.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://www.klimaschutz.de/modellprojekte 
https://www.klimaschutz.de/modellprojekte 
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Die Bundestagswahl steht 
vor der Tür und zahlreiche 
wichtige Themen werden ak-
tuell diskutiert: regionaler 
Wohnungsbau, innere Sicher-
heit, lokaler Klimaschutz, und 
die zukünftige Mobilität. All 
diese Themenfelder haben ei-
nen starken Bezug zur Kom-
munalpolitik bzw. einen ent-
scheidenden Einfluss auf die 
kommunalpolitische Arbeit 
vor Ort. Daher lohnt sich ein 
Blick auf die kommunalrele-
vanten Punkte zur Bundestagswahl und das 
Wahlprogramm der Union.  

Erklärtes Ziel der Union ist die Schaffung ei-
ner sehr guten Lebensqualität für unsere Bür-
gerinnen und Bürger in ganz Deutschland. So 
sind insbesondere gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Stadt und Land die Basis für ein le-
benswertes Deutschland. 

Die örtliche Infrastruktur, die entscheidend 
durch die lokale Kommunalpolitik beeinflusst 
wird, ist so für die Wahl der Heimat von großer 
Bedeutung. Die verschiedenen Mobilitätsange-
bote, ob mit dem Auto, dem Zug oder anderen 
Mobilitätskonzepten wie modernen Rufbussys-
temen oder Carsharing sind essentiell um be-
sonders ländlichere Regionen attraktiv zu hal-
ten. Hier müssen wir innovativ denken und 
auch handeln, damit wir die Attraktivität der 
ländlichen Regionen besonders für junge Men-
schen und Familien erhalten und stärken.

Wohnen und Bauen ist ein weiteres Zu-
kunftsthema sowie ein wertvolles und knap-
pes Gut. Das gilt nicht nur in den Ballungszen-

tren, sondern auch mehr und 
mehr in ländlicheren Regio-
nen. Die nächste Bundesregie-
rung muss den Bau von mehr 
und bezahlbarem Wohnraum 
verstärkt fördern und un-
terstützen. Familien sollen 
die Chance haben, sich den 
Traum des Eigenheims erfül-
len zu können. Ein Haus oder 
eine Wohnung im Eigentum 
ist nicht nur ein Wohlfühlort, 
sondern kann auch attraktive 
Investition in die Zukunft sein. 
Daher müssen wir hier weite-
re Anreize schaffen. Das bay-
erische Baukindergeld kann 

hier als positives Beispiel dienen.
Wir wollen unsere Kommunen auch zu Or-

ten der Begegnung und der Vielfalt machen. 
So sind es doch gerade unsere lebendigen Fuß-
gängerzonen und Marktplätze sowie die Gas- 
tronomie vor Ort, die unsere bayerischen 
Kommunen so lebenswert und liebenswert 
machen. Auch unsere Einzelhändler müssen 
wir stärker unterstützen, damit diese unsere 
Innenstädte weiter beleben und stärken. Leer-
stand darf nicht schlicht hingenommen wer-
den. Die KPV setzt sich für eine verstärkte För-
derung der Innenstädte ein. 

Mit Liebe zur Heimat möchte sich die KPV 
nach der Bundestagswahl für eine noch höhe-
re Lebensqualität in unseren Kommunen ein-
setzen. Sie sind Orte der Heimat und des Le-
bens. Hier zu investieren und innovative Ideen 
zu realisieren ist nicht allein die Aufgabe der 
Kommunen selbst. Hier ist insbesondere der 
Bund, aber auch die Bayerische Staatsregie-
rung gefragt, um unsere Dörfer und Städte 
noch lebenswerter zu machen. 

Die KPV freut sich auf eine enge Zusammen-
arbeit mit den wieder- und neugewählten Bun-
destagsabgeordneten, die alle eine enge kom-
munalpolitische Bindung haben. 

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Kommunen und die Bundestagswahl 2021:

Ort der Heimat stärken

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

» … weil die Kommunen 
bei meinen Themen 
Wohnen, Bau und Verkehr 
unsere wichti gsten 
Partner sind. «
Kersti n Schreyer
Bayerische Staatsministerin 
für Wohnen, Bau und Verkehr

Ich lese die GZ
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KOMMUNALE 2021: 

Startklar für das Familientreffen 
des kommunalen Bereichs

Das Messezentrum in Nürnberg wird am 20. und 21. Oktober 
2021 wieder zum Treffpunkt für Entscheidungsträger und Exper-
ten aus Städten und Gemeinden. Dann öffnet turnusgemäß die 
12. Ausgabe der KOMMUNALE, Deutschlands größte Fachmes-
se für kommunalen Bedarf, ihre Tore. Aktuell laufen die Messe-
vorbereitungen auf Hochtouren. Neben vielfältigen Produkten, 
Dienstleistungen und Neuheiten der Aussteller dürfen sich die 
Fachbesucher auf Höhepunkte wie den Kongress des Bayerischen 
Gemeindetags freuen. Ein umfassendes Hygienekonzept ermög-
licht einen sicheren Messebesuch.

„Die vergangenen Monate 
waren intensive Zeiten. Neben 
Bund und Ländern tragen vor 
allem Kommunen, Städte und 
Gemeinden in der Corona-Pan-
demie große Verantwortung. 
Umso wichtiger ist es, sich zu 
diesen Herausforderungen aus-
zutauschen, zu vernetzen und 
voneinander zu lernen. Als bun-
desweite Heimat für Entschei-
dungsträger und Experten aus 
dem kommunalen Bereich ist 
die KOMMUNALE idealer Ort für 
diesen Austausch. Aktuell ste-
cken wir mitten in den Vorbe-
reitungen, um im Oktober ge-
meinsam den Blick nach vorne 
zu richten und zum Familientref-
fen des kommunalen Bereichs 
in Nürnberg persönlich zusam-
menzukommen“, so Claudia 
Reindl, Projektleiterin KOMMU-
NALE bei der NürnbergMesse.

umfassende Angebotsspek- 
trum, das alle relevanten The-
menfelder des Kommunalbe-
darfs abdeckt, ist seit jeher eine 
Besonderheit der KOMMUNALE. 
Auffällig in diesem Jahr ist, dass 
wir zahlreiche Aussteller an 
Bord haben, die Neuheiten, Pro-
dukte oder Dienstleistungen 
präsentieren, die starke Kom-
munen aktuell dringend benö-
tigen – von Digitalisierung über 
Klima- und Umweltschutz bis 
hin zu Energie, Wasserversor-
gung oder Verkehr“, gibt Reindl 
einen Ausblick.

Kongress des  
Bayerischen Gemeindetags 
und Ausstellerfachforen

Parallel zur Fachmesse findet 
auch in diesem Jahr der Kon-
gress des Bayerischen Gemein-
detags (BayGT) im NCC Mitte 
statt. Der Kongress greift bun-
desweit relevante kommunalpo-
litische Themen aus bayerischer 
Perspektive auf. Themen, die 
Kommunen gegenwärtig bewe-
gen. Nach den massiven Einnah-
meausfällen bedingt durch die 
Corona-Pandemie stehen 2021 
unter anderem kommunale Fi-
nanzen im Mittelpunkt. Wie soll 
es hier weitergehen? Antworten 
dürfen sich die Kongressbesu-
cher vom bayerischen Staatsmi-
nister der Finanzen und für Hei-
mat, Albert Füracker, MdL, er-
warten, der seine Teilnahme be-
reits zugesagt hat. Aber auch 
Megathemen wie Klimaschutz, 

Digitalisierung oder Fachkräf-
tegewinnung im öffentlichen 
Dienst werden aus kommuna-
ler Sicht behandelt. Fachwissen 
und praktische Anwender-Tipps 
liefern im 30-Minuten-Takt die 
beliebten Ausstellerfachforen in 
beiden Messehallen.

Hygienekonzept ermöglicht  
persönliches Networking

Gemeinsam mit der Baye-
rischen Staatsregierung und 
den bayerischen Messegesell-
schaften hat die NürnbergMes-
se ein tragfähiges Hygienekon-
zept entwickelt, das einen siche-
ren Messebesuch der KOMMU-
NALE ermöglicht. Basis dafür ist 
das in Bayern gültige inzidenz- 
wert-unabhängige Rahmenhy-
gienekonzept für Messen und 
Ausstellungen. 

Konkrete Maßnahmen zum 
Schutz der Messeteilnehmer 
sind unter anderem der regel-
mäßige Luftaustausch und ein 
hochmodernes Belüftungskon-
zept, Abstandswahrung durch 
Flächen- und Kapazitätsma-
nagement, Maskenpflicht in In-
nenbereichen, Hygienevorkeh-
rungen vor Ort, digitale Regis-
trierungs- und Zutrittssyste-
me und damit einhergehend 
die Möglichkeit zur Kontakt-
nachverfolgung. Ein weiterer 
wesentlicher Eckpfeiler ist das 
3G-Konzept, das einen Besu-
cherzutritt nur für Geimpfte, Ge-
nesene oder Getestete vorsieht. 
Aktuelle Informationen zum Hy-
gienekonzept und den Schutz-
maßnahmen unter: kommuna-
le.de/schutzmassnahmen

Interessierte Besucher kön-
nen sich ab sofort ihr Ticket si-
chern. Der Ticketverkauf findet 
in diesem Jahr ausschließlich 
online statt. Weitere Informati-
onen hierzu gibt es unter: kom-
munale.de/tickets r

GemeindeZeitung auf 
der KOMMUNALE

Selbstverständlich wird  
die Bayerische GemeindeZei-
tung auf der KOMMUNALE ver-
treten sein. Besuchen Sie unse-
ren Stand: Halle 9/9-240.  r

Und die 12. Ausgabe der Fach-
messe wird vielfältig: Über 270 
Aussteller haben sich bereits da-
für entschieden, live auszustel-
len und Geschäftsbeziehungen 
im persönlichen Gespräch wie-
der mit Leben zu füllen. „Das 

Serie „Kommunale Entwicklungszusammenarbeit anders denken“, Teil 3:

„Das ist eine Reise für‘s Leben“
Unsere Autorin Anja Schuchardt behandelte im Rahmen ihrer 
Masterarbeit das Thema „Kommunale Entwicklungszusammen-
arbeit“ und sprach dazu mit Pia Schmitz-Formes von der Stif-
tung Fly & Help. Seit sechs Jahren verantwortet diese als Projekt-
managerin der Stiftung FLY&HELP und als Ansprechpartnerin für 
die Kommunen deren Schulbauprojekte im Rahmen der Gemein-
schaftsinitiative „1000 Schulen für unsere Welt“ und ist im direk-
ten Kontakt mit den Partnerorganisationen in den Ländern des 
Globalen Südens. Im Interview erklärt Schmitz-Formes, worauf es 
in der Zusammenarbeit mit den Partnern in den Entwicklungslän-
dern ankommt und warum sie ihr Herz an Afrika verloren hat.

GZ: Ursprünglich plante die 
Stiftung Fly & Help 100 Schul-
bauprojekte in Entwicklungs-
ländern bis zum Jahr 2025 um-
zusetzen – inzwischen wurde 
bereits die 500. Schule gebaut, 
die meisten auf dem afrikani-
schen Kontinent. Wie haben 
Sie es geschafft, das Ziel so weit 
zu übertreffen?

Schmitz-Formes: Das liegt ins-
besondere an unserem Stiftungs-
gründer Reiner Meutsch, der Fly 
& Help ein Gesicht gibt. Durch 
sein enormes Engagement, sein 
breites Netzwerk, seine vielen 
Reisen sowie seine vielseitigen 
Aktivitäten im Rahmen der Stif-
tung haben wir in den vergan-
genen 11 Jahren seit Stiftungs-
gründung so viele Förderer ge-
wonnen, die uns aktiv begleiten 
und unterstützen. Im Rahmen 
z.B. von Vortragsreihen erzählt 
er von den Schulbauprojekten, 
geht offen auf die Menschen 
zu und begeistert sie von seiner 
Idee – so wie auch im Jahr 2015 
Landrat Stefan Rößle. Dem be-
sonderen Einsatz von Landrat 
Rößle ist es zu danken, dass wir 
den Kontakt zu den Kommunen 
in ganz Deutschland massiv in-
tensivieren konnten. Rößle und 
Meutsch teilen die Überzeugung, 
dass Kindern durch Bildung zu 

einem selbstbestimmten Leben 
in ihren eigenen Heimatländern 
verholfen wird. Die Authentizi-
tät, die beide verkörpern, begeis-
tert Freunde, öffentliche und pri-
vate Partner, Unternehmer und 
auch das Publikum bei den viel-
seitigen Auftritten von Reiner 
Meutsch. 

100 Prozent der Spenden  
gehen in die Projekte

100 % der Spendengelder, die 
Fly & Help erreichen, fließen oh-
ne Abzüge von Verwaltungskos-
ten in die Schulbauprojekte. Die 
Organisation und Umsetzung je-
des einzelnen Schulprojektes er-
folgt nach klar definierten Stan-
dards. So arbeiten wir mit ver-
schiedenen Partnerorganisati-
onen und Einheimischen direkt 
vor Ort zusammen, die spezielle 
Kriterien erfüllen müssen. Zum 
Beispiel sollten die Schulen mög-
lichst staatlich organisiert sein, 
damit die Lehrergehälter und 
die Bereitstellung von Personal 
nachhaltig sichergestellt sind.

GZ: Wenn Sie zusammen 
mit einer Kommune den Start-
schuss zu einem Schulbaupro-
jekt gegeben haben – wie be-
gleiten Sie das Projekt?

Schmitz-Formes: Uns geht es 

darum, „Hilfe zur Selbsthilfe“ zu 
leisten. Wir möchten die Schu-
le mit den Partnern und der Ge-
meinschaft vor Ort in den Ent-
wicklungsländern zusammen 
aufbauen, sodass die Menschen 
sie eigenständig weiterführen 
können. Die Gemeinde vor Ort 
von Beginn an aktiv in den Schul-
bau und Entscheidungsprozesse 
einzubeziehen, ihnen auf Augen-
höhe zu begegnen und Eigen-
verantwortung zu übergeben, 
ist elementar wichtig. Unser 
Ziel ist es, nachhaltig den Kin-

dern Bildung zu schenken, das 
heißt, auch nach 20 Jahren soll 
die Schule den Kindern ein siche-
rer Lernort sein. Um das zu errei-
chen, muss sich die Community 
vor Ort mit dem Schulbau identi-
fizieren und das gleiche Ziel ver-
folgen. Das geht nur, wenn alle 
Seiten sich miteinander eng und 
vertrauensvoll austauschen und 
gemeinschaftlich arbeiten. 

Arbeit mit Einheimischen

Auch arbeiten wir ausschließ-
lich mit einheimischen Arbeits-
kräften und Materialien, um 
gleichzeitig wirtschaftlich die 
Menschen vor Ort zu unterstüt-
zen und Jobs zu schaffen bzw. 
zu erhalten. Unsere Partner vor 
Ort haben ein breites Netzwerk 
und kennen die politische, wirt-
schaftliche und v.a. bildungspo-
litische Lage und insbesonde-
re auch die Wünsche und Be-
dürfnisse der Menschen. Ihnen 
ist wichtig, dass sie nicht be-

vormundet werden. In den Bau-
prozess sind wir aktiv einge-
bunden, der Baufortschritt wird 
durch Bild- und Videonachwei-
se dokumentiert und es erfolgt 
durch Fachkräfte die engma-
schige Kontrolle des Baus vor 
Ort. Auch unsere Spender infor- 
mieren wir durch regelmäßige 
Berichterstattungen. Und wenn 
man dann sieht, unter welchen 
Bedingungen die Kinder vorher 
zur Schule gegangen sind – oft 
waren das völlig marode Stroh-
hütten ohne Türeingang, Fens-
ter und Sitzgelegenheiten – und 
welche Lernatmosphäre nach 
dem Bau dort ermöglicht wird, 
dann sind die Spender sehr be-
geistert. Zu manchen Schuleröff-
nungen bieten wir Delegations-
reisen an.

GZ: Was lernen die Menschen 
voneinander, wenn sie im Rah-
men der Schulbauprojekte mit-
einander in Kontakt kommen?

Schmitz-Formes: Das ist eine 
Reise fürs Leben. Diese Reisen 

sind einzigartig. Man trägt sie  
ein Leben lang im Herzen. Wenn 
man mit den Einheimischen zu-
sammen ist, ihre Kulturen und 
Werte kennenlernt, die Kinder 
an den neu gebauten Schulen er-
lebt, deren Freude und Dankbar-
keit, bekommt man eine innere 
Zufriedenheit und spürt ganz tie-
fe Demut. Man lernt sich selbst 
zurückzustellen und empfindet 
das Leben mal ganz neu. Aber 
gleichzeitig entstehen natürlich 
auch viele Ideen, wie man die 
Menschen unterstützen möchte. 
Und da ist es ganz wichtig, dass 
wir die Menschen vor Ort zu 100 
% in alle Ideen miteinbeziehen, 
uns gemeinsam darüber austau-
schen und auf Augenhöhe be-
handeln.

GZ: Was bedeutet das kon-
kret? Wie muss die Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe gestaltet 
sein?

Schmitz-Formes: So, wie ich 
behandelt werden möchte, be- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter/50-abonnements-der-bayerischen-gemeindezeitung1
http:// kommunale.de/tickets
http:// kommunale.de/tickets
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(Fortsetzung von Seite )
Kommunalpartnerschaften mit 
Ländern im Globalen Süden, 
niedrigschwellig und unkompli-
ziert sei. Dazu führte er mehrere 
Beispiele auf. So besuchte Müller 
auf seiner jüngsten Reise in Sier-
ra Leone vor wenigen Wochen 
eine Müllhalde, auf der zwei Mil-
lionen Menschen ihre Abfälle zu-
sammentragen. Im Rahmen ei-
ner Kooperation mit der Stadt 
Mannheim soll nun ein Recy-
clingsystem eingeführt werden, 
um die Abfallentsorgung nach-
haltig zu organisieren. Im Be-
reich der Medizin hat das Kempt-
ner Klinikum eine Partnerschaft 
mit einem Krankenhaus vor Ort 
geschlossen, um die Impfkampa-
gne im Land voranzubringen.

Signale für Wandel im Denken

„Es müssen aber nicht im-
mer gleich Partnerschaften ge-
schlossen werden“, schob Mül-
ler ein. „Es wäre bereits ein Sig- 
nal eines jeden Landrates, wenn 
er gezielt Produkte bei Anbie-
tern einkauft, die soziale und 
ökologische Standards erfüllen. 
Das führt zum Umdenken und 
sensibilisiert das Bewusstsein 
in der Bevölkerung für nachhal-
tigen Handel und faire Zusam-
menarbeit“, so der Minister. Al-
lerdings brauche es dafür noch 
deutlich mehr Vorkämpfer, for-
derte er. Gleichzeitig machte 
Müller seine Zuversicht deutlich 
anhand der Gemeinschaftsini- 
tiative „1000 Schulen für unsere 
Welt“, für die sich auch die Baye- 
rische GemeindeZeitung enga-
giert. „Wir haben seit Gründung 
der Initiative im Jahr 2015 in-
zwischen 150 Schulbauprojekte 
auf den Weg gebracht, aber wir 
werden die 1000 Schulen schaf-
fen! Und wer die leuchtenden 
Augen der Kinder sieht, die in 
den Schulen lernen können, der 
erkennt: Ich habe etwas Sinnvol-

(Fortsetzung von Seite )
Gleichzeitig sorgten die Städ-

te für die soziale Infrastruktur: 
für Kita und Schule und Ange-
bote der Jugendhilfe. Zudem 
würden Sportvereine unter-
stützt. Kinder könnten auf städ-
tischen Spielplätzen toben, ins 
Schwimmbad gehen oder die 
Bibliotheken nutzen. In Krisen-
situationen erhielten Famili-
en Hilfe und Unterstützung vor 
Ort. Durch die Pandemie sei 
der Bedarf deutlich gewach-
sen. Für Jugend- und Familien-
hilfe schulterten die Kommunen 
mittlerweile 13 Milliarden Euro 
jährlich, betonte der Hauptge-

schäftsführer.
Von der kommenden Bun-

desregierung fordert der Deut-
sche Städtetag zudem größere 
Anstrengungen, um ausufernde 
Bodenpreise und Mieten in den 
Griff zu kriegen. Wohnungs- und 
Bodenpolitik müsse konsequen-
ter am Gemeinwohl ausgerich-
tet werden, erklärte Dedy ge-
genüber der Rheinischen Post.

„Wir wollen Städte für al-
le Menschen. Deshalb brau-
chen wir auch Wohnraum für al-
le Menschen, unabhängig vom 
Geldbeutel. Beim sozialen Woh-
nungsbau hinken wir seit Jah-
ren hinterher. Sozialwohnungen 
werden immer weniger, Bauland 
wird immer rarer und teurer. 
Das muss sich ändern“, machte 
Dedy deutlich. „Der Bund muss 
noch konsequenter dafür sor-
gen, dass Wohnungsbau dau-
erhaft gefördert wird und die 
Städte einfacher auf Baugrund 
zugreifen können.“

Kaum bezahlbarer  
Wohnraum zu finden

Viele Menschen fänden in 
Boom-Städten schon jetzt kaum 
mehr bezahlbaren Wohnraum. 
Mit hohen Neubaukosten und 
mitunter ausufernder Spekula-
tion mit Grund und Boden lasse 
sich keine gerechte Stadt gestal-
ten. Weder Wohnungen noch 
Grundstücke seien reine Wirt-
schaftsgüter. Das Gemeinwohl 
müsse hier Richtschnur sein. Je-
der Mensch brauche einen Platz 
zum Wohnen.

Mit kommunalen Bodenfonds 
könnten die Städte je nach Be-
darf vor Ort steuern, was und 
wann gebaut wird. In solchen 
Fonds würden Grundstücke vor-
gehalten, über die die Kommu-
nen verfügen können. Wenn 
gebaut werden soll, könne die 
Stadt als Eigentümerin die Flä-
chen einsetzen.

„Grundstücke stehen so ein-
facher für preiswerten Woh-
nungsbau, Schulen und Kitas 
bereit. Auch Bund und Länder 
sollten jene Grundstücke in Bo-
denfonds einbringen, die ih-
nen gehören und die sie nicht 
mehr nutzen. Der Verkauf von 
Grundstücken etwa von Deut-

(Fortsetzung von Seite )
gitale Verfahrensbeteiligung – 
auch hinsichtlich der Realisie-
rung von Projekten zur Neuer-
richtung von Infrastruktur – un-
befristet ermöglicht werden.

Unter Wahrung maßgeblicher 
Schutzgüter wie den Trink- und 
Grundwasserschutz sollen be-
fristet auch unkonventionel-
le Techniken für den (Wieder-)
Aufbau von Einrichtungen sowie 
für die Wieder- und Neuverle-
gung von Leitungssystemen ein-
gesetzt werden dürfen, wie z. B. 
alternative Verlegungsmetho-
den oder Drohnenüberflüge zur 
Sichtkontrolle.

Erweiterte Perspektive zur 
Klimafolgenanpassung

Daneben wird für den An-
satz plädiert, beim Wiederauf-
bau der Infrastruktur in über-
flutungsgefährdeten Gebieten 
stets Klimafolgenanpassung und 
Hochwasserschutz durch erwei-
terte Perspektive für Plan- und 
Genehmigungsverfahren mitzu-
denken. Dabei gilt stets die Ma-
xime, dass es sich um Einzelfall- 
entscheidungen handelt, die 
vor Ort zu treffen sind und un-
terschiedlich ausfallen werden, 
weil zum Beispiel in manchen 
Hochwassergebieten aufgrund 
der geographischen Gegeben-
heiten die bebaubaren Flächen 
begrenzt sind.

Das Diskussionspapier sieht 

(Fortsetzung von Seite 3)
handle ich auch mein Gegenüber. 
Das gilt auch für die Koopera- 
tion mit allen Verantwortlichen 
in den Entwicklungsländern. 
Miteinander gemeinschaftlich 
agieren, Hilfe zur Selbsthilfe zu 
leisten. Nicht unsere europäi-
schen Standards sind hier ent-
scheidend. Vielmehr wird mit 
der Erfahrung und den Mate-
rialien aus den Ländern selbst 
gearbeitet. Die Bevölkerung 
vor Ort sollte immer mit ih-
ren Erfahrungen und Kompe-
tenzen alle Prozesse gestalten, 
von Beginn an planen und ver-
antworten alle Beteiligten glei-
chermaßen. Das schafft Vertrau-
en und führt letztlich zum er-
folgreichen, nachhaltigen Ab-
schluss der Projekte. Außerdem 
sind die örtlichen Gemeinden in 
der Verantwortung, auch zu ei-
nem späteren Zeitpunkt anfal-
lende Reparaturarbeiten eigen-
ständig durchzuführen. Durch 
die gemeinsame Arbeit werden 
sie automatisch darauf vorbe-
reitet und können eigenständig 
zukünftig agieren. Jeder lernt 
durch den anderen und jeder 
hilft dem anderen gleichwertig. 
Der Bau erfolgt sowieso immer 
auf Basis der staatlichen Vorga-
ben der jeweiligen Länder. 

Den politisch Verantwortli-
chen ist wichtig, dass die Kin-
der zur Schule gehen. Sie ha-
ben auch die Möglichkeit, die 
Lehrer zu finanzieren und die 
Schulen dauerhaft zu betrei-
ben. Es fehlen aber oft die fi-
nanziellen Mittel, die erforder-
lichen Schulgebäude zu bau-
en. Und dafür treten wir ein. 
Der tatsächliche Aufbau er-
folgt aber in gemeinschaftlicher 
Arbeit mit Bauunternehmen 
und Materialien aus den Län-
dern selbst sowie unter Beteili-
gung der Dorfbevölkerung und 
der Familien. Nur so identifizie-

ren sie sich mit den Maßnah-
men und Hilfen, die ihnen ent-
gegengebracht werden, und für 
die sie unendlich dankbar sind. 
Sie möchten sich einbringen und 
aktiv mitwirken, anfassen und 
helfen – jeder auf seine Weise. 
Mit ‚auf Augenhöhe‘ ist gemeint, 
nicht belehrend und mit uns ver-
trauten Mitteln und Wegen den 
Bauprozess vorgeben, sondern 
auf Basis der ortsüblichen Bau-
weisen und Standards in einem 
permanenten Miteinander. Zum 
anderen ist die Kommunika- 
tion wichtig, sich auszutauschen, 
miteinander reden und gestal-
ten, voneinander lernen – ohne 
eine Gegenleistung zu erwarten. 

Vorgaben kommen  
aus den Ländern

Auch der tatsächliche Bedarf 
wird aus den Ländern vorgege-
ben, nicht umgekehrt. Oft wün-
schen wir uns viel mehr Fort-
schritt und könnten auch mit 
Spenden das ein oder andere si-
cher umfangreicher bauen. Zum 
Beispiel kann ein tiefer Brunnen 
mit einem Solaraufsatz an einer 
Schule mehr kurzfristigen Wert 
bringen, als ggfs. ein ganzes So-
lardach, damit die Kinder auch 
abends noch etwas Licht haben 
und lernen können. Das erleben 
wir auch im Austausch mit den 
Kommunen – da sind tolle Ideen, 
aber die Umsetzung ist manch-
mal etwas schwierig.

GZ: Welche Ideen lassen sich 
denn nicht so einfach umset-
zen?

Schmitz-Formes: Ein Beispiel 
dazu wäre, dass schon mal der 
Wunsch nach engerem Kontakt 
zu den Kindern der Schulen be-
steht. Skype könnte eine Mög-
lichkeit bieten. Das kann ich ab-
solut nachvollziehen und es ist ja 
besonders, wenn hiesige Schul-
kinder die Kinder in Afrika mal 

les in meiner Zeit gemacht.“

Globale Zusammenhänge

Rößle wies daraufhin, dass 
Projekte nicht immer nach Plan 
verlaufen. „Das Problem ist, 
dass Kommunalpolitiker im Glo-
balen Süden nicht immer die 
Möglichkeit haben, die mit uns 
gemeinsam entwickelten Ide-
en umzusetzen, weil sie von 
der Regierungsspitze abhängig 
sind. Aber davon darf man sich 
nicht entmutigen lassen.“ Röß-
le betonte: „Sich in der Entwick-
lungspolitik auf kommunaler 
Ebene einzusetzen kostet nicht 
viel Geld. Aber man braucht ei-
nen guten Willen und Entschlos-
senheit sich einzubringen.“ Ab-
schließend hob Müller hervor, 
dass Herausforderungen wie die 
Klimakrise nur in der internati-
onalen Zusammenarbeit gelöst 
werden können. „Wir müssen 
mit unseren Klimazielen ehrgei-
zig zuhause sein, aber das Welt-
klima retten wir nur auf globaler 
Ebene. Die CSU darf sich nicht 
nur lokal und auf Landesebe-
ne engagieren, sondern auch 
die Bundesebene wichtig, um 
sich international einbringen 
zu können.“ Die globale Zusam-
menarbeit müsse von Kommu-
nalpolitikern daher noch muti-
ger in den Vordergrund gestellt 
werden. Doch Müller kritisier-
te: „Oft kommt das Argument: 
Wir haben doch selbst genug 
Probleme. Aber uns täte deut-
lich mehr Selbstbewusstsein 
und Mut gut.“ Nach der Lektü-
re von Müllers aktuellem Buch 
„Umdenken: Überlebensfragen 
der Menschheit“ dürfte der ein 
oder andere Kommunalpoliti-
ker anders über die Globalzu- 
sammenhänge denken. In dem 
Buch gibt der Minister konkre-
te Handlungsempfehlungen und 
appelliert an ein neues globales 
Verantwortungsgefühl.  red

Wir brauchen Vorkämpfer ...

online erleben können. In Afri-
ka fehlt aber die Vorstellung da-
für, dafür ist die Distanz und die 
Wertevorstellung eine ganz an-
dere. Ihnen fehlt vollkommen 
der Bezug zu uns. 

Die Schulen liegen in den ent-
legensten Regionen, oft gibt 
es keinen Strom und kein Was-
ser – geschweige denn Com-
puter und auch keine Netzver-
bindung. Auch sprachlich ist es 
schwierig, sich zu verständigen. 
Da gibt es dann Hemmungen 
auf beiden Seiten der Rechner. 
So ein regelmäßiger Austausch 
ist einfach kompliziert und da 
muss man Verständnis aufbrin-
gen und nicht enttäuscht sein. 
Wenn wir im Vorfeld bei der Be-
sprechung eines Schulprojek-
tes erfahren, dass ein Spender 
großen Wert auf den direkten 
Kontakt zur Schule legt, versu-
chen wir aber natürlich ein ent-
sprechendes Projekt auszuwäh-
len und den Wunsch zu ermög-
lichen. Garantieren kann man es 
aber nicht.

Unterschiedliche Werte  
und Kulturen

GZ: Sie sind jetzt bereits seit 
sechs Jahren bei Fly & Help. 
Was treibt Sie an und wie emp-
finden Sie die Zusammenar-
beit mit den Menschen in Af-
rika – haben Sie beispielsweise 
Unterschiede im Wertesystem 
festgestellt?

Schmitz-Formes: Wie schon 
erwähnt, sind die Unterschie-
de groß. Wir leben völlig unter-
schiedliche Werte und Kulturen. 
Bei uns geht oft nur darum, noch 
fortschrittlicher zu sein und noch 
mehr Umsatz zu generieren, al-
les ist so schnelllebig. Die Uhr 
tickt wahnsinnig schnell. 

In Afrika herrscht das extre-
me Gegenteil. Da geht es teil-
weise um das nackte Überleben. 
Die Sorge der Menschen dort 
ist, wie sie täglich ihre Fami-
lie ernähren können; die Strom- 
und Wasserversorgung ist vie-
lerorts nicht ausgebaut, ein flä-
chendeckend ausgebautes Ge-
sundheitssystem gibt es nicht, 
eine funktionierende Infrastruk-
tur auch nicht überall – gera-
de nicht in den entlegenen Re-
gionen. Bildung ist oft noch ein 
Luxus, den sich nicht jede Fami-
lie für ihre Kinder leisten kann, 
und trotzdem sind sie dankbar 
für das was sie haben. Ihre Le-

Das ist eine Reise ...

Appelle an nächste ...

auch Vorschläge zur Ausgestal-
tung der finanziellen Aufbauhil-
fe für betroffene Privathaushal-
te, Unternehmen und Kommu-
nen vor. Im Zentrum steht da-
bei der Ansatz, wie bei der Flut 
2013 ein Sondervermögen zur 
Aufbauhilfe zu bilden. Dieser 
wurde bereits im aktuellen Be-
schluss der Bundeskanzlerin und 
der Regierungschefs der Länder 
vom 10. August 2021 durch den 
nationalen Fonds „Aufbauhil-
fe 2021“ aufgegriffen, für den 
Bund und Länder eine finanziel-
le Vereinbarung zur Bildung ei-
nes Sondervermögens des Bun-
des in Höhe von 30 Mrd. Euro 
getroffen haben.

Wiederaufbau schnell,  
nachhaltig und klug

„Die besondere Herausforde-
rung des Wiederaufbaus wird 
sein, dass dieser schnell, aber 
auch nachhaltig und klug zu er-
folgen hat. Dies wird ein langer 
und anstrengender Prozess für 
die betroffenen Menschen, Un-
ternehmen und Kommunen wer-
den, für den es keine Schablonen 
oder Masterpläne gibt“, heißt 
es abschließend. Deshalb sind 
auch die in dem Diskussionspa-
pier enthaltenen Vorschläge kei-
nesfalls als unverhandelbar an-
zusehen. Vielmehr sind die Auto-
ren dankbar für Hinweise, Erfah-
rungen und Ergänzungen, die das 
Papier verbessern.  DK

Konsequenzen aus ...

scher Bahn, Zoll oder Bundes-
wehr darf keinesfalls mehr nach 
Höchstgebot erfolgen. Hier 
müssen Bund, Länder und Kom-
munen an einem Strang ziehen“, 
unterstrich Dedy.

Stichwort Klimaschutz: Um 
die kommunale Klimaanpassung 
in großem Umfang zu finanzie-
ren, müssen Bund und Länder 
laut Deutschem Städtetag nach-
legen. Sowohl die klimaneutrale 
Energieversorgung als auch die 
Mobilitätswende müssten gesi-
chert finanziert werden, damit 
die Ziele des Klimaschutzgeset-
zes erreicht werden können.

Wie Helmut Dedy gegen-
über dpa erklärte, „wollen wir 
die Menschen vor den Folgen 
der Klimaveränderungen schüt-
zen und die kommunale Infra-
struktur krisenfester machen. 
Die Städte wappnen sich gegen 
die Klimafolgen und planen und 
bauen auf Grundlage der Klima-
prognosen. Starkregen mit der 
Gefahr von Überflutungen, Hit-
zeperioden mit Trockenheit, die 
zu Wassermangel führen: Diese 
gegensätzlichen Extreme müs-
sen die Städte in Zukunft besser 
vereinen.“

Das Konzept der Schwamm-
stadt verbinde diese Gegen-
sätze. Städte müssten Was-
ser speichern können wie ein 
Schwamm. So könne bei Stark- 
regen überschüssiges Wasser 
aufgefangen und in Dürrepe-
rioden zur Wasserversorgung 
und Kühlung genutzt werden. 
Dedy zufolge wird dies möglich 
mit mehr Grünflächen, weniger 
Versiegelung und dem Ausbau 
von Rückhaltebecken für Hoch-
wasser. „Diesen Weg haben vie-
le Städte bereits eingeschlagen. 
Wichtig ist außerdem, Flüssen 
und Bächen wieder mehr Raum, 
auch für Hochwasserlagen zu 
geben. Zur Vorsorge gehört zu-
dem, die Bevölkerung über Ge-
fahren aufzuklären. Deshalb 
entwickeln die Städte Gefah-
renkarten, die zeigen, wo etwa 
bei Starkregen Überschwem-
mungen auftreten können und 
wie damit umgegangen werden 
kann.“

Der notwendige Umbau zur 
klimaangepassten Schwamm-
stadt koste in den nächsten Jah-
ren viel Geld. Die bisherigen 
Förderprogramme reichten da-
für nicht aus, so der Hauptge-
schäftsführer abschließend.  DK

benseinstellungen, Erwartungen 
und Zeitrechnung sind ganz an-
ders. So wie wir uns nicht unbe-
dingt in deren Lebensweisen und 
Haltungen hineinversetzen kön-
nen, geht es den Menschen in 
Afrika genauso mit uns. 

Man muss es erleben, spüren, 
ganz wichtig ist es, ins Gespräch 
zu gehen. Zuhören und Hinhö-
ren, was ist den Menschen wich-
tig, was sind ihre Wünsche und 
Werte. Dadurch bekommt man 
ein Gespür für ihr Leben in Afri-
ka. Wenn man sich ihnen zuwen-
det, für sie interessiert, sind sie 
auch sehr aufgeschlossen und 
freuen sich unendlich, dass man 
ihnen – auf Augenhöhe – begeg-
net. Diese Gespräche sind wun-
derbar und geben sehr viel De-
mut. Ich sehe es als unsere Auf-
gabe, dahingehend auch bei uns 
Aufklärungsarbeit zu leisten, da-
mit man lernt, sich gegensei-
tig besser zu verstehen – auch 
in den Gemeinden, Landkreisen 
und Städten. 

Und ja, es ist tatsächlich so, 
dass ich durch die Kooperati-
onen mit unseren Projektpart-
nern, den Schulbau und auf den 
Reisen mein Herz an Afrika ver-
loren habe. Ich habe eine rich-
tige Leidenschaft für den Kon-
tinent entwickelt und es faszi-
niert mich, mit welch schlich-
ten Mitteln sie ihr Leben trotz 
für uns widriger Umstände mit 
einer Dankbarkeit und Fröhlich-
keit gestalten und bewerkstelli-
gen, dass ich jedem empfehlen 
kann, sich selbst ein persönliches 
Bild davon zu machen. Es ist eine 
Reise fürs Leben. r

Auftakt der Veranstaltungsreihe:

„Mitdenken. Vordenken. 
Umdenken“

Sozialministerin Carolina Trautner spricht  
mit Abt Dr. Notker Wolf über die Bedeutung der Angst 

für den gesellschaftlichen Zusammenhalt

Was bewegt die Gesellschaft? Was hält die Gesellschaft zu-
sammen? Was gefährdet unser Zusammenleben? Mit der 
neuen Veranstaltungsreihe „Mitdenken. Vordenken. Umden-
ken“ kommt Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner nun 
zweimal im Jahr mit verschiedenen Expertinnen und Experten 
sowie Personen des öffentlichen Lebens zu einer Gesprächs-
runde zusammen. Sobald es die Corona-Bedingungen zulas-
sen, ist auch die interessierte Öffentlichkeit eingeladen, sich 
an den Gesprächen zu beteiligen und live mit dabei zu sein.

Zum Auftakt der Reihe traf die Ministerin im Kloster St. Ot-
tilien Abt Dr. Notker Wolf, um mit ihm über die Bedeutung 
von Angst für die Gesellschaft und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt sowie aktuelle Herausforderungen zu sprechen. 
Trautner: „Ich freue mich sehr, im Rahmen der neuen Veran-
staltungsreihe mit ganz unterschiedlichen Menschen über viel-
fältige Themen, die unsere Gesellschaft bewegen ins Gespräch 
zu kommen. Wir müssen das gegenseitige Verständnis fördern, 
um den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken und Spal-
tungen zu verhindern. Das Auftaktgespräch mit Abt Dr. Not-
ker Wolf hat unterstrichen, dass wir die Ängste der Menschen 
sehr ernst nehmen müssen. Mir ist wichtig, verschiedene An-
sichten, Haltungen und Einstellungen kennenzulernen und ge-
meinsam Lösungsvorschläge für die Probleme in unserer Ge-
sellschaft zu diskutieren.“

Das Format wird zweimal jährlich durchgeführt. Aktuell wer-
den die Gespräche als Videoaufzeichnungen angeboten. So-
bald es die Corona-Bedingungen wieder erlauben, finden die 
Gespräche in Präsenz mit Publikum statt, um so auch die ge-
samte Bevölkerung in den Austausch mit einzubeziehen. 

Das aktuelle Video finden Sie unter: https://www.stmas.
bayern.de/radikalisierungspraevention/mitdenken-vorden-
ken-umdenken.php r

https://www.stmas.bayern.de/radikalisierungspraevention/mitdenken-vordenken-umdenken.php
https://www.stmas.bayern.de/radikalisierungspraevention/mitdenken-vordenken-umdenken.php
https://www.stmas.bayern.de/radikalisierungspraevention/mitdenken-vordenken-umdenken.php
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bayern.vr.deZuversicht in Zahlen:

Statistisch gesehen ist jeder fünfte Deutsche Mitglied einer  
Genossen schaftsbank. Und bestimmt so den zukünftigen 
Kurs seiner Bank demokratisch mit.

Die Finanzberatung, die 
erst zuhört und dann 
berät: mit der Genossen-
schaftlichen Beratung 
machen wir genau das 
– ehrlich, verständlich und 
glaubwürdig. Damit Sie 
immer zuversichtlich nach 
vorne schauen können.

Die Genossenschaftliche
FinanzGruppe Volksbanken
Raiffeisenbanken fördert 
soziales und kulturelles 
Engagement mit jährlich 
über 150 Mio. Euro durch 
Spenden, Sponsoring und 
Stiftungserträge.

150 Mio. €

Wir bieten 140.000 
Mitarbeitern und 8.000 
Auszubildenden deutsch-
landweit die Möglichkeit auf 
eine Zukunft mit vielfältigen 
Entwicklungs chancen in der 
Finanzbranche.

140.000

8.000

Mitarbeiter

Auszubildende

Als mittelständische Bank 
mit lokaler Verwurzelung 
verstehen wir das mittel-
ständische Geschäftsmodell 
vor Ort. Das macht uns 
zu einem starken Partner, 
auf den sich der regionale 
Mittelstand auch morgen 
noch verlassen kann. 

9.000

Mit 9.000 Filialen und rund 
18.000 Geldautomaten 
deutschlandweit sind wir 
dort, wo Sie sind. Und 
immer an Ihrer Seite bei 
der Realisierung Ihrer Ziele 
und Wünsche.

Geldautomaten

Filialen

18.000
Das Erfolgskonzept der 
Zukunft: Wir sind regional 
verankert, aber überregio-
nal vernetzt. Und haben so 
ständigen Zugriff auf die 
Expertise und Leistungen 
unserer Partner in der 
Genossenschaftlichen 
FinanzGruppe Volksban-
ken Raiffeisenbanken.

Die genossenschaftliche Idee 
beruht auf Werten wie  
Fairness, Transparenz und  
Vertrauen. In Deutschland 
zählen wir über 30 Mio.  
Kunden und 18,4 Mio.  
Mitglieder.

30 Mio.
Kunden

Mitglieder
18,4 Mio.

Halbjahresbilanz bayerischer Volks- und Raiffeisenbanken:

Wachsender Druck trotz 
solider Geschäftslage

Obwohl sie auf einen soliden Geschäftsverlauf in den ersten sechs 
Monaten des Jahres 2021 verweisen können, macht den bayerischen 
Volks- und Raiffeisenbanken weiterhin der steigende politische und 
regulatorische Druck auf die Banken und die Negativzinspolitik der 
Europäischen Zentralbank (EZB) zu schaffen. „Das Ergebnisniveau 
des Vorjahres wird wohl nicht erreicht“, erklärte der Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), Jürgen Gros, in München.

In den ersten sechs Monaten 
konnten laut Gros die 222 baye-
rischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken die Kreditvergabe im 
Vergleich zum Vorjahr weiter aus-
bauen. Insgesamt haben sie Kre-
dite in Höhe von 121,3 Milliar-
den Euro ausgereicht, 3,7 Prozent 
mehr als im Vorjahreszeitraum. 
Während im Privatkundenbe-
reich die Kredite um 3,6 Prozent 
auf 53,5 Milliarden Euro stiegen, 
legten sie bei den Firmenkun-
den um 4,1 Prozent auf 64,4 Mil-
liarden Euro zu. Gerade bei den 
Handwerkern und beim verarbei-
tenden Gewerbe, den wichtigs-
ten Kunden der Volks- und Raiff- 
eisenbanken, liefen die Geschäfte 
gut, betonte der Präsident.

Förderkredite wurden an Fir-
menkunden im Gesamtvolumen 
von knapp 2,5 Milliarden Euro 
vergeben. 85 Prozent davon ent-
fielen auf KfW-, 15 Prozent auf 
LfA-Angebote. Corona-Förderkre-
dite machten 281 Millionen Eu-
ro vom Gesamtvolumen aus. Im 
Vergleichszeitraum des Vorjah-
res betrug das Gesamtvolumen 
an Förderkrediten von KfW und 
LfA rund 3 Milliarden Euro, wobei 
1,4 Milliarden Euro davon Coro-
na-Förderkredite betrafen.

Weiter hoch im Kurs stehen die 
Immobilienkredite. Vor allem de-

ren Steigerung sei für das Kre-
ditwachstum verantwortlich, be-
richtete Jürgen Gros. An Privat-
personen vergaben die Banken 
4,3 Prozent mehr an Immobilien-
krediten. Das Volumen wuchs von 
46,1 Milliarden Euro auf 48,1 Mil-
liarden Euro. Die Immobilienkre-
dite für Firmenkunden nahmen 
um 5,4 Prozent von 20,0 Milliar-
den Euro auf knapp über 21,1 Mil-
liarden Euro zu. Die Kredite für 
den Wohnungsbau legten ins-
gesamt um 4,6 Prozent zu und 
wuchsen von 66,1 Milliarden Eu-
ro auf 69,2 Milliarden Euro.

Immobilien als sicherer Hafen

Gros zufolge bleiben Immobi- 
lien ein sicherer Hafen für Geld-
anlage und Altersvorsorge. Die 
Pandemie samt Lockdowns habe 
den Trend verstärkt, dass zuneh-
mend mehr Menschen aus der 
Stadt ins Umland ziehen und dort 
Wohnungseigentum erwerben.

Weiter gewachsen sind die 
Kundengelder: Sie stiegen um 1,4 
Prozent von 145,5 Milliarden Euro 
auf knapp 147,2 Milliarden Euro. 
Die Sparquote bleibt weiterhin 
hoch. Da die Konsummöglichkei-
ten durch Lockerungen der Pan-
demieauflagen in Gastronomie, 
Einzelhandel und bei Reisen wie-

der vielfältiger sind, nehmen die 
Einlagen allerdings weniger stark 
als noch 2020 zu.

Für Banken belastend bleibe 
das Wachstum der Einlagen, infor-
mierte Gros. Durch die anhaltende 
Negativzinspolitik der EZB gebe es 
für die Institute kaum rentierliche 
Anlagemöglichkeiten für die Kun-
dengelder. „Die Negativzinspoli-
tik der EZB zwingt die Banken da-
zu, Negativzinsen an ihre Kunden 
weiterzureichen, beziehungswei-
se Verwahrentgelte zu erheben.“

Verfassungswidrige 
EZB-Negativzinspolitik

Diesen Zusammenhang bele-
ge auch eine aktuelle Studie des 
ehemaligen Bundesverfassungs-
richters Paul Kirchhof, die dieser 
in Zusammenarbeit mit dem Ver-
band der Sparda-Banken anfer-
tigte. Kirchhof komme dabei zu 
dem eindeutigen Ergebnis, dass 
die Negativzinspolitik der EZB ver-
fassungswidrig ist, weil sie Sparer 
enteignet. Nach Auffassung des 
GVB-Präsidenten überschreitet 
die EZB klar ihr Mandat: „Wer Ne-
gativzinsen auf Einlagen verhin-
dern will, der muss dafür sorgen, 
dass die EZB damit aufhört, außer-
halb ihres Mandats zu agieren.“

Infolge der Negativzinspolitik 
der EZB erodiere die Zinsspanne 
der Kreditinstitute. „Für die Ban-
ken bedeutet das, dass sich mit 
jedem zusätzlichen Euro an Kun-
deneinlagen die Situation ver-
schärft, rentierliche Anlagemög-
lichkeiten für die Kundengelder 
zu finden“, machte Gros deutlich. 

Die Banken fühlten sich zudem 
von Teilen der Politik im Stich ge-
lassen. „Populistische Forderun-
gen nach einem Verbot von Ne-
gativzinsen auf Guthaben, wie sie 
beispielsweise die Verbraucher-
schutzministerkonferenz der Län-
der bei ihrer Sitzung im Mai erho-
ben hat, setzen an der falschen 
Stelle an. Sie schieben den Ban-
ken den Schwarzen Peter für eine 
Entwicklung zu, die diese nicht zu 
verantworten haben.“

Unter steigenden Druck gera-
te auch das Provisionsgeschäft 
der Institute, fuhr Gros fort. Hier 
komme der Druck von politischer 
Seite. So schlügen beispielswei-
se die Grünen und die Linke in 
den Wahlprogrammen zur Bun-
destagswahl vor, die provisions-
basierte Beratung abzuschaffen. 
Auch im Wahlprogramm der SPD 
finde sich ein ähnlicher Ansatz.

„Überlegungen zum Verbot 
von abschlussbasierter Provisio-
nierung sollen vermeintlich dem 
Verbraucherschutz dienen. Wer 
so einem Systemwechsel zur Ho-
norarberatung das Wort redet, 
treibt jedoch in Wahrheit die Kun-
den von den beratenden Banken 
hin zu digitalen Anbietern, die 
keine Beratungsleistung erbrin-
gen. Nicht jeder kann sich, gera-
de bei niedrigen Anlagebeträgen, 
Honorarberatung leisten und ist 
in der Folge sich selbst und den 
Angeboten im Internet überlas-
sen. Viele Kundengruppen wer-
den dann von Beratungsleistun-
gen abgehängt. Das schadet dem 
Verbraucherschutz“, stellte der 
GVB-Chef fest.

Hinzu kämen höchstrichterli-
che Entscheidungen wie das Ur-
teil des Bundesgerichtshofs zu 
AGB-Änderungen und politische 
Überlegungen wie ein Deckel 
für Dispozinsen oder für Gebüh-
ren an Geldautomaten. Die Fol-
ge könnte sein, dass Banken man-

che Leistungen künftig nicht mehr 
anbieten, so Gros. „Ich bezweifle, 
dass sich manche, die derzeit ei-
nen Gebührendeckel nach dem 
anderen für Bankleistungen for-
dern, darüber im Klaren sind, was 
das bedeuten kann.“

Gros wies darauf hin, dass die 
Genossenschaftsbanken nun auch  
flächendeckend Negativzinsen 
einführen. Bei den Privatkunden,  
sofern sie als Bestandskunden 
gelten, seien in der Regel ledig-
lich Guthaben in Höhe von über 
20.000 Euro betroffen. Neukunden 
müssten allerdings damit rechnen, 
ab dem ersten Euro auf ihrem Kon-
to „Verwahrgeld“ zu bezahlen.

Insgesamt ist die Einseitigkeit, 
mit der Banken ohne jede Dif-
ferenzierung und ohne Berück-
sichtigung der möglichen Fol-
gen zunehmend der Handlungs-
spielraum genommen werde, aus 
Gros‘ Sicht fatal. Verlässlichen 
und soliden Heimatbanken werde 
durch populistische Forderungen 
zunehmend das Leben schwer 
gemacht. „Es wird dringend Zeit, 
sich des Wertes von Regional-
banken wieder bewusst zu wer-
den, deren Leistung für Gesell-
schaft und Verbraucher anzuer-
kennen und politisch entspre-
chend zu handeln“, unterstrich 
der GVB-Präsident. DK

Neuer Heimatindex des GVB:

Stimmungstief überwunden
Nach einem Tiefpunkt im vergangenen Winter hat sich der Hei-
matindex der bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken 
wieder deutlich erholt. Das im Winter 2020/21 vom Meinungs-
forschungsinstitut GMS Dr. Jung ermittelte Stimmungstief im Frei-
staat mit einem Index von 56 Punkten ist mit nunmehr 63 Punk-
ten überwunden, liegt aber noch unter dem Höchstwert von 71 
Punkten im Sommer 2018. „Die Bayern atmen durch“, kommen-
tierte GVB-Präsident Jürgen Gros die aktuellen Zahlen.

Nach Gros‘ Worten „haben Lo-
ckerungen im Alltag und der Impf-
fortschritt das Gemüt der Bayern 
offensichtlich aufgehellt“. Trotz 
der Erholung des Index zeige sich 
bei einem genaueren Blick auf die 
Zahlen gleichwohl, dass die Bay-
ern weiter abwarten. „Die Pan-
demie ist noch nicht vorüber und 
eine mögliche vierte Welle könn-
te den zaghaften Stimmungsauf-
schwung schnell wieder zunichte-
machen“, mahnte Gros.

Gering fallen in der aktuellen 
Erhebung die regionalen Unter-
schiede in Bayern aus. In fünf der 
sieben Regierungsbezirke liegt 
der Heimatindex wie im gesamten 
Freistaat bei 63 Punkten. Ledig-
lich Niederbayern und Oberfran-

ken weisen mit 62 Punkten einen 
geringfügig niedrigeren Index aus.

Deutlich zugelegt hat der Teil-
index „Vernetzung mit Freunden 
und Familie“. Er stieg um 14 Zäh-
ler von 58 (Winter 2020/21) auf 
nun 72 Punkte. Die Erleichterun-
gen im Alltag haben hier offen-
bar zu einer Entspannung geführt. 
Während in der Lockdown-Pha-
se das soziale Leben auf die ei-
gene Familie und wenige weite-
re Kontakte reduziert war, genie-
ßen die Bayern jetzt wieder die 
Begegnungen mit Freunden und 
Bekannten. Von seinem Höchst-
stand von 85 Punkten (zuletzt im 
Winter 2018/2019) ist dieser Teil-
index jedoch noch weit entfernt. 
 (Fortsetzung auf Seite 6)

https://bayern.vr.de/privatkunden.html
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Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

(Fortsetzung von Seite 5)
In Niederbayern und Oberfranken 
fällt die Bewertung mit 70 bzw. 69 
Punkten etwas schlechter aus als 
im bayernweiten Durchschnitt.

Die Lockerungen und Alltagser-
leichterungen erklären auch die 
Erholung des Index in der Kate-
gorie „Freizeit, Kultur, Bildung“. 
Dieser Teilindex legte um 17 Zäh-
ler auf nun 57 Punkte zu. Seinen 
bisher höchsten Stand verzeich-
nete er im Sommer 2019 mit 73 
Punkten. Den mit Abstand höchs-
ten Zugewinn um 32 Zähler auf 54 
Punkte verbucht die Unterkate-
gorie „kulturelle Angebote“. Trotz 
der Erholung liegt diese Unterka-
tegorie jedoch noch weit unter 
dem Höchststand von 73 Punkten 
im Sommer 2019. In der aktuellen 
Umfrage bewerten die Oberpfäl-
zer diese Kategorie mit 59 Punk-
ten am besten.

Von 56 auf nun 63 Punkte nahm 
die Zufriedenheit mit dem Schul- 
und Bildungsangebot zu. Damit 
ist sie freilich noch nicht auf dem 
Stand des vergangenen Sommers 
(65 Punkte) angekommen. Die 
Unsicherheit darüber, wie es im 
neuen Schuljahr weitergeht, ob 
die Schulen geöffnet bleiben oder 
nicht, belastet die Familien offen-
bar weiterhin. Den bisher höchs-
ten Stand erreichte diese Unter-
kategorie im Winter 2017/2018 
mit 75 Punkten.

Den Wert der Erhebung von 
Winter 2020/21 übertroffen hat 
der Teilindex „Arbeitsplatz und 
persönliche finanzielle Situation“. 
Dieser legte um vier Zähler auf 
62 Punkte zu. Die Unterkategorie 
„Zufriedenheit mit dem Arbeits-
platz“ gewann drei Zähler auf nun 
64 Punkte. Viele Unternehmen 
haben sich trotz Krise als wider-
standsfähig erwiesen und die Aus-
wirkungen auf den Arbeitsmarkt 
blieben bisher überschaubar.

Bei der Erhebung des Heimat- 
index wird auch die allgemei-
ne Lebenszufriedenheit in Bay-
ern und im Rest der Bundesre-
publik abgefragt. In Bayern legte 
dieser Wert um sechs Zähler auf 
69 Punkte zu. Die Erholung fiel im 
Rest der Republik deutlich höher 
aus, hier stieg der Wert um zwölf 
Zähler auf 67 Punkte. Allerdings 
war auch der Tiefstand im Coro-
na-Winter 2020/2021 bundesweit 
mit 55 Punkten deutlich niedriger 
gewesen als in Bayern (63 Punk-
te). Aktuell ist der Abstand bei 
der Lebenszufriedenheit mit zwei 
Punkten wieder ähnlich gering 
wie vor der Corona-Krise. DK

Stimmungstief ...

Zahlreiche Sparkassenmitarbeiter machten auf die Müllproble-
matik aufmerksam. Bild: Stadtsparkasse Augsburg

Für einen verantwortungsvollen Umgang mit Ressourcen: 

Stadtsparkasse Augsburg 
sammelt Müll im Siebentischwald
Ein Signal an die Stadtgesellschaft wollen sie senden: Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Stadtsparkasse Augsburg haben in Ko-
operation mit dem DAV im Siebentischwald weiträumig Abfälle 
gesammelt, um auf die Problematik von Müll und Ressourcenver-
schwendung aufmerksam zu machen.

Unter dem Motto „Ramadama-
zama“ trafen sich zahlreiche En-
gagierte auf dem Parkplatz des 
DAV in Haunstetten. Ausgerüs-
tet mit grünen T-Shirts, Müllbeu-
teln und Zangen schwärmten sie 
in Kleingruppen in den Stadtwald 
aus und durchkämmten das Ge-
lände nach Unrat.

Ganze 40 Eimer konnten die 
fleißigen Teams mit ihren Fun-
den füllen. Darunter Zigaretten-
schachteln, Fast-Food-Verpackun-
gen, leere Plastikflaschen und 
vieles mehr. Besonders entsorg-
te Hundekotbeutel lösten Kopf-
schütteln aus: „Verpackungen in 
der Natur zu entsorgen, die ei-
gentlich dazu dienen, die Natur 
sauber zu halten, ist an Absurdi-
tät nicht zu überbieten“, wundert 
sich Kundenberater David Ahn.

Im Jahr 2019 waren es stolze 227 
Kilogramm Verpackungsmüll, die 
in Deutschland pro Kopf angefal-
len waren. Im Pandemiejahr 2020 
ist dieser Wert noch gestiegen. 
Zwar erreicht Deutschland hohe 
Verwertungsquoten – die bayeri-
sche Abfallwirtschaft beispielswei-
se verwertet 67 % aller Abfälle. An-
gesichts steigender Gesamtmen-
gen aber erreicht auch die Summe 
der nicht mehr verwertbaren Ab-
fälle exorbitante Ausmaße.

„Eine intakte Umwelt ist Basis 
allen Wirtschaftens und als solche 
von essentieller Bedeutung. Wert- 
erhalt war schon immer ein zent-
rales Anliegen der Stadtsparkasse 
Augsburg. Deshalb haben wir uns 
in unseren Umweltleitlinien ver-
pflichtet, sparsam mit Ressour-
cen umzugehen und uns für einen 
schonenden Umgang mit der Um-
welt einzusetzen“, so Rolf Settel-
meier, Vorstandsvorsitzender der 
Stadtsparkasse Augsburg. Das be-
reits weitgehend digital arbeiten-
de Unternehmen vermeidet im Ge-
schäft Verpackungen und achtet 
auf die Verwendung nachhaltiger 
Produkte, wie zum Beispiel recy-
celtes Druckerpapier. Auf sska.de 
sind die Umweltleitlinien und der 
aktuelle Nachhaltigkeitsbericht der 
Stadtsparkasse einsehbar.

Die Müllsammelaktion ist Teil 

der großen Nachhaltigkeitskam-
pagne, mit der die Stadtsparkas-
se Augsburg in den kommenden 
Wochen unter anderem auf die 
Bedeutung von Klima- und Um-
weltschutz aufmerksam machen 
will. Aktuelle Infos finden Interes-
sierte unter www.sska.de/stadt-
gewaechs. r

Beseitigung von Hochwasserschäden:

BayernLabo bietet Kommunen 
Sonderprogramm

Durch Hochwasserereignisse im weiteren Sinne wurden im 
Juli dieses Jahres auch in Bayern enorme Schäden verursacht. 
Als Beitrag zur Schadensbeseitigung bietet die BayernLabo, 
das Förderinstitut der BayernLB, im Rahmen des bestehen-
den „Investkredit Kommunal Bayern“ betroffenen bayeri-
schen Kommunen in Zusammenarbeit mit der KfW ergänzend 
das Sonderprogramm „Beseitigung von Hochwasserschäden 
2021“ mit einem begrenzten Förderkontingent an.

Für Investitionen zur Beseitigung von Schäden an der kom-
munalen Infrastruktur können die Kommunen dieses Sonder-
programm günstiger als das zugrundeliegende KfW-Sonder-
programm und damit zu nochmals günstigeren Konditionen 
als den „Investkredit Kommunal Bayern“ in Anspruch nehmen.

Es gelten die bekannten Förderbedingungen des „Investkre-
dit Kommunal Bayern“ mit folgenden Sonderregelungen:
• Es werden alle Investitionen zur Beseitigung von Schäden 
an und zur Wiederherstellung der kommunalen Infrastruk-
tur in den ab dem 12.07.2021 von Hochwasser und Stark-
regen im weiteren Sinne (bspw. auch durch Murenabgän-
ge in Folge des Starkregens) betroffenen Gebieten mit bis zu  
100 % finanziert
• BayernLabo und LfA bieten dieses Sonderprogramm kom-
plementär im Rahmen der Förderkreditprogramme „Invest-
kredit Kommunal Bayern“ und „Infrakredit Kommunal“ für die 
jeweiligen Verwendungszwecke an
• Für das Sonderprogramm ist nur eine Kreditlaufzeit von 20 
Jahren bei 1-3 Tilgungsfreijahren (20/3) möglich
• Die Zinsfestschreibung erfolgt unverändert für die ersten 
10 Jahre der Kreditlaufzeit
• Der von der KfW in ihrem Programm 208 (IKK-Investi- 
tionskredit Kommunen Sonderprogramm „Beseitigung von 
Hochwasserschäden 2021“) vorgesehene Zinssatz wird durch 
die BayernLabo nochmals weiter verbilligt und beträgt bis auf 
Weiteres -1,05 % p. a. nom.; der bei Abruf des Kredits gel-
tende Programmzinssatz wird tagesaktuell auf der Web-Site 
der BayernLabo veröffentlicht unter https://bayernlabo.de/ 
bayerische-kommunalkunden/foerderkredite/investkredit- 
kommunal-bayern/
• Die Antragstellung für diese Sonderförderung kann nur 
direkt bei der BayernLabo und zunächst nur bis 31.12.2021 
erfolgen
• Im Antragsformular „Investkredit Kommunal Bayern“ ist  
unter dem Punkt „Vorhabensbeschreibung“ die Angabe 
„Hochwasser 2021“ sowie eine kurze Beschreibung der Maß-
nahmen anzugeben. r

BayernLabo in Grafenau:

Alles Gute zum 5. Geburtstag!
Vor fünf Jahren hat der heutige Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der den neuen Förderstützpunkt der BayernLabo im niederbaye-
rischen Grafenau eröffnet. Das Büro unter der Leitung von Nor-
bert Kellermann bearbeitet seither Anträge zur Förderung von 
Eigenwohnraum in Niederbayern und der Oberpfalz sowie mitt-
lerweile auch in Oberfranken. 

„Die BayernLabo ist ein Muster-
beispiel für unsere Behördenver-
lagerung und hat sich schnell als 
verlässlicher Partner in der Region 
etabliert. Mit ihr bieten wir kom-
petente Ansprechpartner – auch 
fernab der großen Metropolen! 
Von Grafenau aus unterstützt die 
BayernLabo Bürgerinnen und Bür-
ger in Ostbayern und Oberfranken 
bei der Verwirklichung eines nach-
haltigen Eigenheims. 

Gleichzeitig stärkt sie die Region 
mit zehn hochwertigen, zukunfts-
fähigen und heimatnahen Arbeits-
plätzen. Seit der Gründung konn-
ten von hier aus mehr als 12.000 
Häuser und Wohnungen mit ei-
nem Darlehensvolumen von rund 
237 Mio. Euro und einem Zu-
schussvolumen von rund 22 Mio. 

Euro gefördert werden“, freute 
sich Finanz- und Heimatminister 
Albert Füracker anlässlich des 
fünften Geburtstags des Förder-
stützpunkts der Münchner För-
derbank. 

„New York, London, Paris, Mai-
land, München – und Grafenau. 
Die BayernLB finanziert Fortschritt 
nicht nur national und internatio-
nal, sondern stärkt über die Bay-
ernLabo auch die regionalen Wur-
zeln“, ergänzt Gero Bergmann, Mit-
glied des Vorstands der BayernLB. 
„Mit ihren Darlehen und Zuschüs-
sen ermöglicht die BayernLabo 
vielen Familien und Menschen mit 
geringem oder mittlerem Einkom-
men den Traum von den eigenen 
vier Wänden oder eine nachhaltige  
Modernisierung.“ r

Aktiv im Kampf gegen den Klimawandel:

BayernLB und DKB werden 
Mitglieder bei PCAF

Die BayernLB und ihr Tochterunternehmen Deutsche Kreditbank 
AG (DKB) sind seit Juni 2021 Mitglied bei der Partnership for Car-
bon Accounting Financials (PCAF). Damit tragen die beiden Insti-
tute aktiv zum Kampf gegen den Klimawandel bei.

PCAF ist eine global tätige Bran-
cheninitiative zur Standardisierung 
der Messung und Offenlegung von 
Treibhausgasemissionen für den Fi-
nanzsektor. Mit mehr als 130 Ban-
ken und Investoren aus fünf Konti-
nenten wächst die Initiative konti-
nuierlich in Nordamerika, Latein-

amerika, Europa, Afrika und im 
asiatisch-pazifischen Raum. 

Für die Berechnung der Treib-
hausgasemissionen, die ein Fi- 
nanzunternehmen durch den Bü-
robetrieb (Strom, Heizung, Dienst-
reisen etc.) verursacht, gibt es 
schon lange einheitliche Leitplan-
ken. Die Berechnung der Treib-
hausgase, die mit der Kreditver-
gabe verknüpft sind, ist wesent-
lich komplexer. PCAF bietet eine 
standardisierte Methodik, mit der 
BayernLB und DKB zukünftig die 
Emissionen im Produkt- und Kre-
ditportfolio berechnen werden. 
Die Berechnung der Treibhausgas- 
emissionen ist ein essenzieller 
Schritt, um das Produktportfolio 
unter Risiko- und Nachhaltigkeits- 
aspekten zu steuern und schritt-
weise zu dekarbonisieren.

Beide Banken sind nun Mit-
glied der PCAF-VfU Koalition, wel-
che das Ziel hat, Finanzinstitute in 
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz (DACH) bei der Messung 
und Offenlegung der finanzierten 
Emissionen ihrer Portfolios zu un-
terstützen.Mit der Mitgliedschaft 
bei PCAF verpflichten sich die bei-
den Häuser, innerhalb der nächs-
ten drei Jahre mit Finanzierungen 
verbundene Emissionen zu mes-
sen und zu veröffentlichen. 

„Als Institut arbeiten wir bereits 
seit 2015 an allen Standorten kli-
maneutral. Zusätzlich unterstützen 
wir unsere Kunden als Fortschritts-
finanzierer bei der Dekarbonisie-
rung und Erreichung der Klima-
ziele. Wir haben uns dabei vorge-
nommen, den Anteil ESG-konfor-
mer Finanzierungen nennenswert 
zu erhöhen – wesentlich ist hierbei 
die Steuerung anhand von Nach-
haltigkeitsdaten. Die Erkenntnisse  
aus PCAF helfen dabei unseren 
Kunden und uns bei der Bestands-
aufnahme und einem transparen-
ten Fortschrittsbericht“, erklärt 
Stephan Winkelmeier, Vorstands-
vorsitzender der BayernLB.

Stefan Unterlandstättner, Vor-
standsvorsitzender der DKB: „Der 
Klimawandel ist eine der größten 
Herausforderungen unserer Zeit. 
Unser Ziel ist es, das gesamte 
DKB-Produktportfolio in Einklang 
mit dem Pariser Klimaschutzziel zu 
bringen. Die Berechnung der Emis-
sionen nach der PCAF-Methodik 
ist dafür ein wichtiger Baustein.“

Das wesentliche Messinstru-
ment für die nachhaltige Transfor-
mation der Wirtschaft sind Nach-
haltigkeitsdaten. Eine solide Daten-
grundlage ist für den langfristigen 

Erfolg entscheidend. Die benötig-
ten Daten für die Berechnung und 
Steuerung der Emissionen der Kre-
ditvergabe stehen derzeit aller-
dings oftmals nicht zur Verfügung. 
Ein Beispiel ist der Gebäudeener-
gieausweis in der Wohnungswirt-
schaft: Anders als in anderen Län-
dern gibt es in Deutschland bis-
lang kein bundeseinheitliches 
Kataster für Gebäudeenergieaus-
weise. Das wäre aber notwendig, 
um die Emissionen bei Wohnim-
mobilien nachhaltig zu optimieren. 
Je mehr Daten zur Verfügung ste-
hen, desto präziser kann die Kli-
mawirkung des Kreditportfolios  
gemanagt werden. Bei der Ver-
fügbarkeit und Erhebung der Da-
ten sind Wirtschaft und Politik glei-
chermaßen gefragt. r

https://www.vkb.de/content/
http://www.sska.de/stadtgewaechs
http://www.sska.de/stadtgewaechs
https://bayernlabo.de/
bayerische-kommunalkunden/foerderkredite/investkredit-
kommunal-bayern/
https://bayernlabo.de/
bayerische-kommunalkunden/foerderkredite/investkredit-
kommunal-bayern/
https://bayernlabo.de/
bayerische-kommunalkunden/foerderkredite/investkredit-
kommunal-bayern/
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Verbundenheit
ist einfach.
Die Sparkasse ist und bleibt der wichtigste Finanzdienstleister in
der Region.

Mit 35.813 Mitarbeitern und 2.009 Filialen sind die bayerischen Sparkassen für ihre
Kundinnen und Kunden da. Davon profitieren neben den Menschen auch die Unternehmen in
der Region. Wir unterstützen sie mit Krediten von 151 Milliarden Euro. Auch wenn andere sich
zurückziehen, bleiben wir in Ihrer Nähe. Heute und auch in Zukunft ist uns dies wichtig. Und
das ist gut für Bayern.

Halbjahres-Bilanz der bayerischen Sparkassen:

Zinssituation belastet Ertragslage
Konsequent weiterverfolgt haben die bayerischen Sparkassen ihren 
Wachstumskurs im ersten Halbjahr 2021. Sie konnten ihr Kreditvo-
lumen um 2,8 Prozent auf 154,7 Mrd. Euro ausweiten. Nochmals 
stärker als im Jahresvergleich nahmen die Einlagen zu: Die Kunden 
vertrauten den bayerischen Sparkassen um 1,7 Prozent mehr Mit-
tel an, vornehmlich in täglich fälligen Geldern. Doch kein Licht oh-
ne Schatten: Wie Prof. Dr. Ulrich Reuter, Präsident des Sparkassen-
verbandes Bayern, bei der virtuellen Vorlage der Halbjahres-Bilanz 
2021 betonte, „arbeiten die Sparkassen gut und ihre Kunden ho-
norieren das, machen immer mehr Geschäft mit ihnen – doch die 
Ergebnisse werden immer stärker durch die Zinssituation belastet.“

In den vergangenen sechs Mo-
naten konnten die 64 bayerischen 
Sparkassen ihr Kreditvolumen um 
insgesamt 4,2 Mrd. Euro auswei-
ten. Mehr als die Hälfte davon 
sind mit 83,5 Mrd. Euro Finan-
zierungen für Unternehmen und 
Selbstständige. Das Kreditneuge-
schäft mit Firmenkunden liegt da-
bei nach einem Corona-beding-
ten Rekordjahr unter dem Vorjah-
resniveau (-10 Prozent).

Die zugesagte Darlehenssum-
me an Firmenkunden lag erneut 
bei insgesamt 9,4 Mrd. Euro, das 
sind knapp 90 Prozent des Vor-
jahreswerts für das erste Halb-
jahr und somit annähernd auf 
gleichem Rekordniveau. Davon 
stammten lediglich 419,6 Mio. Eu-
ro aus staatlichen Förderprogram-
men zur Corona-Hilfe, die Nach-
frage der berechtigten Unter-
nehmer nimmt somit inzwischen 
deutlich ab (2020 insgesamt 2,1 
Mrd. Förderkredite, Antragstel-
lung noch bis Ende 2021 möglich), 
während die Finanzierung aus 
Mitteln der Sparkassen ungebro-
chen angenommen wird. Insge-
samt sind derzeit nur noch 25 Pro-
zent der Förderkredite aus Coro-
na-Hilfsprogrammen, alles andere 
geht bereits in die Bereiche Nach-
haltigkeit, Digitalisierung, Wachs-
tum und Stabilisierung. Der Ge-
samtbestand an Corona-Förder-
darlehen belief sich am Ende des 
zweiten Quartals 2021 auf 12.765 
Darlehen mit einem Gesamtvolu-
men von 2.523 Mio. Euro.

Insgesamt beobachten die 
Sparkassen aber derzeit bei ihren 
mittleren und größeren Unter-
nehmenskunden so wenig Kon-
kurse wie seit Jahren nicht mehr. 
Staatshilfen und die hohe Liqui-
dität verhindern eine Pleitewel-
le auch in den bayerischen Regi-
onen, obwohl inzwischen wieder 
die regulären Antragspflichten 
für Insolvenzen gelten. Lediglich 
bei kleineren Unternehmen müs-
sen auch die Sparkassen eine Zu-
nahme von Unternehmensauf-
gaben verzeichnen. „Das Haus-
bank-Prinzip hat sich also in der 

Krise bewährt“, stellte Verbands- 
präsident Reuter fest.

Ebenfalls wieder großes Ver-
trauen zu ihren Sparkassen be-
wiesen die Privatkunden. Sie nah-
men nochmals mehr Kredite in 
Anspruch als im entsprechenden 
Zeitraum 2020, in dem die Nach-
frage trotz Pandemie bereits über 
dem Vorjahr gelegen hatte: Der 
Kreditbestand von Privatperso-
nen wuchs um 3,0 Prozent auf 
63,9 Mrd. Euro. Auch die neuen 
Darlehenszusagen an Private la-
gen deutlich über denen des Vor-
jahrszeitraums (+18 Prozent), in 
dem trotz Lockdown auch bereits 
ein klares Wachstum zu verzeich-
nen gewesen war. Treiber dieses 
Wachstums 2021 sind Finanzie-
rungen rund um den Kauf oder die 
Sanierung von Wohneigentum.

Kritik an EZB-Geldpolitik

Daneben vertrauten die priva-
ten Kunden den bayerischen Spar-
kassen in den ersten sechs Mona-
ten 2021 4,1 Mrd. Euro als neue 
Einlagen an (+2,8 Prozent), vor-
nehmlich in täglich fälligen Gel-
dern. Dieser Zuwachs auf nun-
mehr insgesamt 151,5 Mrd. Euro 
liegt noch einmal höher als im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum. 
Der gesamte Einlagenbestand der 
bayerischen Sparkassen lag zur 
Jahresmitte bei 191 Mrd. Euro.

Der Einlagenüberhang der Spar- 
kassen dürfte sich kaum nennens-
wert verändern, doch die Kosten 
für die Verwahrung dieser Ein-
lagen belasteten die Sparkassen 
weiterhin zunehmend, bemerk-
te Roland Schmautz, Vizepräsi-
dent des Sparkassenverbandes 
Bayern. Sie müssten jetzt häufi-
ger als Verwahrentgelte an die 
Kunden weitergegeben werden. 
„Kein Sparkassenvorstand macht 
das gerne, denn es läuft unserem 
eigentlichen Verständnis von Spa-
ren krass zuwider. Doch die Geld-
politik der EZB hat den Markt nun 
einmal so geformt und jetzt müs-
sen Kreditinstitute und ihre Kun-
den damit umgehen. Wir haben 

einige Jahre ausgesessen, doch 
jetzt müssen wir der Realität ins 
Auge blicken.“

Die Geldpolitik und die Negativ-
zinsen der EZB hätten das Vermö-
gen der Menschen bereits über 
mehrere Jahre im Verborgenen 
geschmälert, denn eine Rendite 
nahe Null in Verbindung mit einer 
Preissteigerung zwischen ein und 
zwei Prozent lässt das so angeleg-
te Geld jeden Monat an Wert ver-
lieren, erläuterte Schmautz. Nach 
neuesten Studien haben die deut-
schen Sparer seit Ende 2010 be-
reits rund 150 Mrd. Euro durch 
Niedrigzins und Inflation verlo-
ren – rechnerisch 1.850 Euro pro 
Bundesbürger.

Höherer Wertpapierumsatz

Positiv bewertete Schmautz, 
dass in der Phase von der zweiten 
bis in die dritte Pandemiewelle  
hinein nicht nur mehr gespart 
wurde, sondern auch die Wert-
papieranlage in Fahrt blieb: „Das 
weiter zunehmende Engagement 
am Kapitalmarkt zeigt, dass im-
mer mehr Kunden ein ausgepräg-
tes Renditebewusstsein entwi-
ckeln und eine einträgliche Alter-
native zur derzeit wenig attrak-
tiven Sichteinlage wählen.“ Der 
Wertpapierumsatz der bayeri-
schen Sparkassen ist seit Jahres-
beginn um weitere 15 Prozent ge-
stiegen, im Vorjahresvergleichs-
zeitraum hatte das Wachstum bei 
51,9 Prozent gelegen.

Auch für 2021 erwarten die 
bayerischen Sparkassen einen 
neuerlichen deutlichen Rückgang 
des Zinsüberschusses sowohl ab-
solut als auch in Prozent der DBS 
(-0,14 % Pkt. der DBS). Zwar sinkt 
laut Prognose der Zinsaufwand, 
doch dem stehen ebenfalls ab-
nehmende Zinserträge gegen-
über, da profitable Engagements 
und Anlagen auslaufen. Laut Prä-
sident Reuter „sehen wir in der 
langfristigen Betrachtung, wie er-
folgreich die Sparkassen ihr Ge-
schäft ausbauen, die Bilanzsum-
me wächst weiter stetig – zuletzt 
auf 247 Mrd. Euro. Doch das fin-
det keinen entsprechenden Nie-
derschlag mehr im Ertrag, weil 
der Zinsüberschuss durch die EZB 
geschrumpft wird. Er sinkt seit 
zehn Jahren deutlich und ein En-
de ist nach den jüngsten Ankün-
digungen nicht in Sicht.“

Da der Zinsüberschuss die klas-
sische Hauptertragsquelle der 
Sparkassen ist, wird die Ertrags-
lage der bayerischen Sparkas-

sen in allen Regierungsbezirken 
auch 2021 leiden, die Prognosen 
für Cost-Income-Ratio und Be-
triebsergebnis lassen die Fortset-
zung des Abwärtstrends der ver-
gangenen Jahre erwarten.

Zwar sind die kommunalen 
Sparkassen vor Ort auf Projek-
te mit kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen und Privat-
kunden aus ihrem regionalen Ge-
schäftsgebiet ausgerichtet, je-
doch ordnen sie sich gleichzeitig 
in den größeren deutschen und 
europäischen Kontext ein. Sie un-
terliegen der Finanzmarktregu-
lierung, die auf ganz Europa und 
auf alle Marktteilnehmer zielt – 
weitgehend unabhängig von un-
terschiedlichen Geschäftsmodel-
len und Betriebsgrößen. Erneut 
mahnte Reuter: „Die Sparkas-
sen brauchen als Regionalban-
ken einen anderen Rahmen als 
etwa Großbanken in Frankreich. 
Denn sie arbeiten anders und sie 
bergen weniger Risiken. Der ‚Re-
gulierungsüberhang‘ muss da-
her weiter abgebaut und in neu-
en Themen unbedingt vermieden 
werden.“ Dazu zähle auch die Ein-
bindung der Kreditinstitute in den 
„Green Deal“ der EU.

Einlagensicherung

Höchste Zeit sei es auch für ein 
Ende der Diskussion um die Eu-
ropäische Einlagensicherung, die 
für das Jahr 2021 als letztes Ele-
ment der Bankenunion auf der 
Brüsseler Agenda steht: „Es wird 
schon zum ceterum censeo der 
Sparkassen: Der Plan der Verge-
meinschaftung muss beerdigt 
werden. Risiko und Haftung müs-
sen zusammenbleiben, eine Ver-
gemeinschaftung der Mittel wür-
de dieses Prinzip zulasten unserer 
Kunden aufweichen“, unterstrich 
Reuter.

Mit Umsetzung der Einlagensi-

cherungsrichtlinie in 2015 ist die 
von Europa geforderte Harmoni-
sierung der nationalen Systeme 
2015 abgeschlossen und damit 
die Bankenunion faktisch vollen-
det worden. Das präventive frei-
willige Institutssicherungssystem 
der Sparkassen war dazu ange-
passt und um die neu von Europa 
geforderte Einlagensicherungs-
funktion erweitert worden. Al-
lein die bayerischen Sparkassen 
haben seitdem rund 600 Mio. Eu-
ro zur zusätzlichen Sicherung der 
Kundengelder zurückgelegt.

Wie Reuter erläuterte, „gehen 
von 100 Euro, die bayerische Kun-
den bei uns anlegen, sofort 80 
Cent zu ihrem Schutz in die Ein-
lagensicherung und wir arbei-
ten nur noch mit 99,20 Euro. Und 
weil die Sparkassen bekanntlich 
besonders einlagenstark sind, 
häuft sich da ein guter Betrag an.“ 
Im Falle einer Vergemeinschaf-
tung ginge dieser direkt in einen 
gemeinsamen Topf nach Brüssel, 
aus dem dann etwa die Rettung 
einer Bank mit Sicht aufs Mittel-
meer finanziert würde. „So wird 
allenfalls das Misstrauen in Euro-
pa gefördert, nicht aber der Ban-
kenmarkt stabilisiert!“, machte 
der Präsident deutlich.

Er formulierte den dringenden 
Appell, nicht wieder und weiter 
alle Kreditinstitute über den glei-
chen Kamm zu scheren: „Die Kun-
den der bayerischen kommuna-
len Sparkassen brauchen für die 
Sicherung ihrer Einlagen keine 
europaweite Absicherung. Sinn-
voll kann eine Zusammenlegung 
allenfalls für Banken mit interna-
tionalen Geschäftsmodellen sein. 
Die Kommission muss zumindest 
subsidiär ausgleichende Instituts-
sicherungssysteme von der Zent-
ralisierung ausklammern.“

Reuter bekräftigte auch, dass 
die Sparkassen immer öfter daran 
denken müssen, gewohnte Frei-

heitsgrade aufzugeben und sich 
zusammenzuschließen. „Im Mo-
ment denken erst einmal einige 
Häuser über Fusionen nach, doch 
perspektivisch ist es im Verbund 
sicherlich sinnvoll, immer nur ei-
nen Anbieter für ein Produkt oder 
eine Dienstleistung anzustre-
ben.“ Exemplarisch steht hier-
für die nun auf den Weg gebrach-
te Fusion der Sparkassen Gar-
misch-Partenkirchen und Ober-
land. Mit der Unterzeichnung des 
Fusionsvertrags ist ein entschei-
dender Schritt in die gemeinsa-
me Zukunft ab dem 1. Juni 2022 
erfolgt. Nachdem im Vorfeld alle 
Gremien einstimmig für den Zu-
sammenschluss gestimmt hatten, 
kann jetzt der Fahrplan für die Fu-
sion erstellt werden.

Abschließend gedachte Reu-
ter der Opfer der Flutkatastro-
phe Mitte Juli, die in Teilen auch 
die Geschäftsgebiete bayerischer 
Sparkassen betraf. Diese seien 
jetzt solidarisch mit allen, die von 
der dramatischen Lage betrof-
fen sind und „helfen jetzt dabei, 
die Folgen zu bewältigen“. Ne-
ben schnellen und unkomplizier-
ten Kredithilfen einiger Sparkas-
sen für betroffene Kunden wurde 
die breite Spendenaktion „Jetzt 
helfen.“ (wirwunder.de/fluthilfe) 
aufgesetzt, mit denen bundes-
weit Hilfswillige zur Unterstüt-
zung beitragen können.

Wie der Präsident hervorhob, 
stehe die Sparkassen-Finanzgrup- 
pe nicht nur in guten Zeiten eng an 
der Seite der Gesellschaft: „Spar-
kassen wurden erfunden, um ei-
ne stabile finanzielle Basis für 
die Menschen zu schaffen. Und 
sie sind auch da, wenn diese Ba-
sis durch Naturkatastrophen at-
tackiert wird.“ Um die Hilfen auch 
von außen weiter zu stärken, warb 
Reuter um die Fortsetzung der 
bisher gezeigten Solidarität und 
Spendenbereitschaft. DK

Sparkasse Memmingen-Lindau-Mindelheim und Kreissparkasse Augsburg:

Genehmigung für die Fusion liegt vor
Die Sparkasse Schwaben-Bodensee kommt: Die Sparkassenaufsicht 
der Regierung von Schwaben hat den Zusammenschluss der Sparkas-
se Memmingen-Lindau-Mindelheim und der Kreissparkasse Augs-
burg zum 31. Dezember 2021 genehmigt. Die technische Fusion, d. h. 
die Zusammenlegung der Datenbestände der beiden Sparkassen, er-
folgt im April 2022.

„Wir freuen uns, dass die Spar-
kassenaufsicht mit der Genehmi-
gung der Fusion diese zukunfts-
weisende Entscheidung be- 
stätigt hat“, betont Thomas 
Munding, derzeit Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Mem-
mingen-Lindau-Mindelheim 
und künftiger Vorsitzender des 
Vorstands der Sparkasse Schwa-
ben-Bodensee. 

Sein zukünftiger Stellvertre- 
ter Horst Schönfeld, aktuell  
Vorstandsvorsitzender der Kreis- 
sparkasse Augsburg, erklärt: „Die 
intensive Projektarbeit hat be-
reits begonnen. Wir arbeiten 
mit voller Kraft daran, für un-
sere Kunden ein zukunftsfähi-
ges Haus auf den Weg zu brin-
gen.“

Die Sparkasse Schwaben-Bo-
densee, die aus der Fusion der 
beiden Institute hervorgeht, 
belegt künftig – gemessen an 
ihrer Bilanzsumme von rund 

9,3 Milliarden Euro – Rang 5  
unter den bayerischen Sparkas-
sen. Auf die Strukturen im Kun-
dengeschäft und auf die Ent-
wicklung der Sparkassenfilialen 
hat die Fusion keinen Einfluss. 
Langfristig sichert sie die Ar-
beitsplätze im Geschäftsgebiet 
der Sparkasse Schwaben-Bo-
densee.

Kunden profitieren von  
leistungsstarker Sparkasse

Bereits Ende Juli hatte sich 
der neue Verwaltungsrat der 
Sparkasse Schwaben-Bodensee 
zum ersten Mal getroffen. Die 
Mitglieder der derzeitigen Ver-
waltungsräte der Kreissparkas-
se Augsburg und der Sparkasse 
Memmingen-Lindau-Mindel-
heim nutzten die Gelegenheit 
zum Kennenlernen und zu ei-
nem ersten intensiven Aus-
tausch.

Alex Eder, Landrat des Land-
kreises Unterallgäu, bestätigte 
anlässlich des Treffens, dass die 
Fusion auf ein breites positives 
Echo stößt: „Wir erfahren sehr 
viel Zustimmung – aus der Po-
litik ebenso wie aus Wirtschaft 
und Gesellschaft.“ Sein Kollege 
Martin Sailer, Landrat des Land-
kreises Augsburg, teilt diese Zu-
stimmung „Von der leistungs-
starken Sparkasse, die hier in 
der Region entsteht, werden 
vor allem die Kunden profitie-
ren.“

Wesentliche Kennzahlen  
der neuen Sparkasse 
Schwaben-Bodensee:

Rang 5 in Bayern, bezogen 
auf die Bilanzsumme (durch-
schnittlich) 113 Geschäftsstel-
len, davon 58 mitarbeiterbe-
setzte Geschäftsstellen; 9.293 
Millionen Euro Bilanzsumme; 
12.679 Millionen Euro bilanzi-
elles Kundengeschäftsvolumen 
5.883 Millionen Euro Kunden-
kredite; 6.796 Millionen Eu-
ro Kundeneinlagen; 1107 ak-
tive Beschäftigte - Alle Werte: 
Stand 30.06.2021. r

https://www.sparkasse.de/
http://(wirwunder.de/fluthilfe) 
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DStGB-Kernforderung:

Konzessionsabgabenverordnung 
reformieren!

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund fordert eine Moderni-
sierung des Konzessionsabgabenrechts, die endlich die Entwick-
lungen auf dem Energiemarkt der vergangenen rund 30 Jahre be-
rücksichtigt, aber auch für die sich abzeichnenden Änderungen der 
Energiewirtschaft gerüstet ist. Außerdem brauche es Entlastungen 
für kleine Kommunen bei dem Konzessionsvergabeverfahren.

Der Kommunalverband be-
kräftigt zudem die Bedeutung 
der Konzessionsabgaben für die 
kommunalen Haushalte. Gerade 
in herausfordernden Zeiten wie 
der Corona-Pandemie, in der 
wichtige Steuereinnahmen der 
Gemeinden wegbrechen bzw. 
sich erheblich vermindern, seien 
verlässliche Einnahmen wie die 
Konzessionsabgabe für kommu-
nale Investitionen unabdingbar. 

Hinzu kommt, dass bereits vor 
der Corona-Pandemie jede fünf-
te Kommune verschuldet ge-
wesen sei und die Konzessions-
abgabe vielerorts eine wichti-
ge Einnahmequelle für kommu-
nale Haushalte darstelle, indem 
sie den Städten und Gemeinden 
ungeschmälert, also ohne Ab-
züge zugunsten der Finanzaus-
gleichssysteme der Länder, zur 
Verfügung steht. Die 3,2 Milli-
arden Euro, die die Kommunen 
im Jahr 2019 durch die Konzes-
sionsabgabe eingenommen ha-
ben, seien außerdem für zahl-
reiche dringende Investitionen 
in Klimaschutz, Schulen, Kin-

dergärten, Straßen, Glasfaser-
ausbau sowie zur Schuldentil-
gung verwendet worden, um 
die Kommunen für die Einwoh-
ner langfristig lebenswert zu ge-
stalten.

Aus Sicht des DStGB sind des-
halb folgende Forderungen um-
zusetzen:
1. Kommunale Einnahmen  
sichern
Die Beanspruchung der kom-
munalen Wege durch Verle-
gung, Wartung und Sanierung 
von Leitungen eines Energiever-
sorgungsnetzes, das der allge-
meinen Versorgung von Letzt-
verbrauchern dient, besteht un-
abhängig von den durchgeleite-
ten Energiemengen. Daher muss 
das klimapolitische Ziel zu mehr 
Energieeffizienz stärker mit dem 
Wunsch der Gemeinden nach sta-
bileren Konzessionsabgaben in 
Ausgleich gebracht werden. Hier-
zu ist die Konzessionsabgaben-
verordnung (KAV) grundlegend zu 
reformieren, um das Aufkommen 
an Konzessionsabgaben dauer-
haft und nachhaltig zu sichern.

2. Konzessionsverfahren ver-
einfachen – kleine Kommunen 
entlasten
In kleinen Gemeinden sind die 
Einnahmen aus der Konzessi-
onsabgabe gering und decken 
immer weniger den Aufwand 
für die Durchführung des Kon-
zessionsvergabeverfahrens ab. 
Dieses Verfahren ist rechtlich 
kompliziert, bürokratisch und 
führt vielfach zu langjährigen 
gerichtlichen Auseinanderset-
zungen sowie hohen Kosten für 
die rechtliche Beratung. Eine 
ehrliche Betrachtung des Auf-
wandes für die Konzessionsver-
gabe gegenüber dem kommu-
nalen Nutzen ist dringend not-
wendig.
Vor diesem Hintergrund ist es 
diskussionswürdig, Gemeinden 
und Städten unter 25.000 Ein-
wohnern im Rahmen einer Ge-
ringfügigkeitsregelung eine Er-
messensentscheidung zu ermög-
lichen, auf ein Vergabeverfahren 
für Strom- und Gasnetze nach 
Ablauf der gesetzlichen Fristen 
zu verzichten und dem bisheri-
gen Inhaber des Wegenutzungs-
rechts weiterhin die Konzession 
einräumen zu können.
3. Konzessionsabgabe Strom 
modernisieren
Zusammen mit den Kommu-
nen und der Energiewirtschaft 

muss eine verbrauchsunabhän-
gige Bemessungsgrundlage ge-
funden werden, die den Anfor-
derungen der sich ändernden 
Energiewelt entspricht und ein-
fach administrierbar ist. Dabei 
wird darauf zu achten sein, dass 
es nicht zu wesentlichen Belas-
tungsverschiebungen bei den 
Kleinverbrauchern bzw. zu in-
terkommunalen Verteilungswir- 
kungen bei den Gemeinden 
kommt. Als Anknüpfungspunkte 
kommt neben der Wegenutzung 
der Aufwand im Verteilnetz in 
Betracht, wie er beispielsweise 
durch die Leitungslänge, die An-
zahl der Hausanschlüsse, Anzahl 
der Zählpunkte, versorgte Flä-
che, mögliche maximale instal-
lierte Anschlussleistung etc. ab-
gebildet wird.
4. Abgabe für Gaslieferungen 
angemessen erhöhen – Rechts-
rahmen für Wasserstoffliefe-
rungen schaffen
Auch für Gaslieferungen sollen 
die Gemeinden eine angemes-
sene Konzessionsabgabe zum 
Ausgleich der Belastungen der 
Straßen erhalten. Würde die für 
Stromlieferungen geltende Re-
gelung in § 2 Abs. 7 KAV auf den 
Gasbereich übertragen, könn-
ten Lieferungen bis zu einem 
bestimmten Verbrauch mit der 
für die tarifversorgten Kunden 
geltenden höheren Konzessi-
onsabgabe belegt werden. Die-
se Anpassungen müssen auch 
bei künftigen Wasserstoffliefe-
rungen Berücksichtigung fin-
den, ohne den Markthochlauf 
der Wasserstoffwirtschaft in 
Deutschland zu gefährden. 
Daher fordert der DStGB, dass 
§ 46 Abs. 1 EnWG auch für den 
Neubau von Wasserstoffnetzen 
anwendbar ist. Die §§ 46, 48 En-
WG sowie alle weiteren diesbe-
züglichen Normen sind in der 
Weise anzupassen, dass sich 
hieraus eine rechtssichere Rege-
lung für die Wegenutzung und 
Konzessionsabgabe an die Ge-
meinden im Bereich des Ener-
gieträgers Wasserstoff ergibt.
5. Transparenz und bessere 
Vergleichbarkeit schaffen
Gerade kleinen Kommunen 
fehlt das Fachpersonal, um Ab-
rechnungen überprüfen zu kön-
nen. Eine Plausibilitätsprüfung 
ist häufig nur durch Wirtschafts-
prüfer möglich. Dies verringert 
die Einnahmen aus der Konzes-
sionsabgabe zusätzlich. Deshalb 
sollten in der Konzessionsabga-
benverordnung Mindestanfor-
derungen für eine transparente 
Abrechnung gegenüber den Ge-
meinden definiert werden. DK

Bayerischer Versorgungsverband:

Erfolgreiches  
Geschäftsjahr 2020

Bei der diesjährigen Verwaltungsratssitzung hat der Bayerische 
Versorgungsverband – BVK Beamtenversorgung – für das Ge-
schäftsjahr 2020 ein durchweg positives Ergebnis vorgelegt. Als 
besonders erfreulich wurde vom Verwaltungsratsvorsitzenden 
Bernd Buckenhofer, geschäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Bayerischen Städtetages, erwähnt, dass sich die Finanzierung des 
Bayerischen Versorgungsverbands im Corona-Jahr 2020 als „über-
aus krisenfest“ erwiesen habe. Aufgrund der Umlagefinanzierung 
durch die Mitglieder haben die Turbulenzen, die es im ersten 
Halbjahr an den Finanzmärkten gab, keine negativen Auswirkun-
gen bei den laufenden Einnahmen verursacht.

Bei der Kapitalanlage gelang 
es zudem, die zeitweise stark 
eingebrochenen Kurse für ge-
winnbringende Investitionen an 
den Aktienmärkten zu nutzen. 
Mit fast 3,3 % Nettoverzinsung 
der Kapitalanlagen erzielte die 
BVK Beamtenversorgung im Ge-
schäftsjahr 2020 somit die glei-
che Rendite wie in 2019. Zum 
Ende des Jahres 2020 erreichten 
die Kapitalanlagen eine Gesamt-
höhe von 1,35 Mrd. Euro (Vor-
jahr: 1,24 Mrd. Euro). Der Baye-
rische Versorgungsverband pro-
fitierte damit im Krisenjahr 2020 
besonders davon, dass seine Ka-
pitalanlagen unter dem Dach der 
Bayerischen Versorgungskam-
mer kompetent und sicher ge-
managt werden.

Der Verwaltungsrat nahm 
folglich den Jahresabschluss des  
Bayerischen Versorgungsver-
bands zustimmend zur Kenntnis 
und stimmte dem Lagebericht 
für das Geschäftsjahr 2020 und 
dem Wirtschaftsplan für 2022 
zu. Der Geschäftsführung wurde 
Entlastung erteilt.

Auswirkungen der  
Kommunalwahlen 2020

Neben der Corona-Pandemie 
hatte vor allem ein weiteres Er-
eignis vermehrten Einfluss auf 
die Geschäftstätigkeit: die bay-
erischen Kommunalwahlen am 
15. und 29. März 2020. Da die 
kommunalen Wahlbeamten ei-
ne wichtige Gruppe unter den 
„angemeldeten Dienstkräften“ 
darstellen, führen die Kommu-
nalwahlen alle sechs Jahre regel-
mäßig zu einer starken Verände-
rung in den Beständen der Ange-
meldeten und der Versorgung-
fälle. Viele der aus dem Amt 
scheidenden Bürgermeister und 
Landräte gehen in den Ruhe-
stand und die erstmals gewähl-
ten kommunalen Wahlbeamten 
werden bei der BVK Beamten-
versorgung neu angemeldet.

Mit einer Gesamtzahl von 949 
traten entsprechend viele Ver-

sorgungsfälle auf. Davon betra-
fen allein 387 Fälle ausscheiden-
de Bürgermeister und Landräte, 
die zum 1. Mai in den Ruhestand 
traten. Im Saldo wuchs die Zahl 
der Ruhegehaltsempfänger um 
über 650 und überstieg zum ers-
ten Mal die Marke von 10.000. 
Die angemeldeten Dienstkräfte 
stiegen leicht auf 16.378 an. Der 
Versorgungsquotient erhöhte 
sich auf 84,3 % (Vorjahr 80,4 %).

Zudem wirkten sich die Kom-
munalwahlen positiv auf die 
Mitgliederentwicklung des Bay-
erischen Versorgungsverbands 
aus, die für das Jahr 2020 ein 
Plus von genau 50 Mitgliedern 
aufweist. Dies resultiert vor al-
lem daraus, dass 2020 viele Ge-
meinden unter 10.000 Einwoh-
nern, die vorher einen ehren-
amtlichen Bürgermeister hatten, 
erstmals einen hauptamtlichen 
Bürgermeister bestellten. Wenn 
sie dadurch ihren ersten kom-
munalen Beamten angestellt ha-
ben, sind diese Gemeinden ver-
pflichtet, Mitglied des Bayeri-
schen Versorgungsverbands zu 
werden. Insgesamt stieg der 
Mitgliederbestand im Jahr 2020 
von 1.880 auf 1.930 an.

Auch beim Umlageaufkom-
men konnte ein deutlicher An-
stieg verzeichnet werden. Die 
Einnahmen aus der Umlage 
wuchsen um rund 30,9 Mio. Eu-
ro (+5,5 %) auf insgesamt rund 
596,2 Mio. Euro an (Vorjahr: 
565,3 Mio. Euro).

Die kontinuierlichen Einnah-
mesteigerungen der letzten Jah-
re zusammen mit der sukzessi-
ve aufgebauten Kapitalreserve 
von über 1,3 Mrd. Euro erlau-
ben die Prognose, dass sich der 
Bayerische Versorgungsverband 
auch im begonnenen Deckungs-
abschnitt 2021 bis 2025 stabil 
weiterentwickeln wird. Die im 
vergangenen Geschäftsjahr ge-
troffene Entscheidung, den Um-
lagesatz in Höhe von 39,9 % un-
verändert beizubehalten, er-
weist sich als angemessen und 
richtig. r

LfA senkt Zinsen
Kreditnehmer profitieren von günstigeren Förderkrediten

Die LfA Förderbank Bayern setzt ab 1. Juli 2021 ihre Förderzins-
sätze je nach Förderauftrag und aktueller Refinanzierungssitua-
tion am Kapitalmarkt neu fest und gibt diese teilweise mit ne-
gativen Vorzeichen an Banken und Sparkassen weiter. Bei den 
Existenzgründern, Unternehmern und Freiberuflern ergibt sich 
damit häufig auch ein deutlich niedrigerer Zins, der aufgrund der 
Bearbeitungs- und Risikokosten jedoch weiterhin positiv bleibt. 

In einer gemeinsamen An-
strengung haben die LfA Förder-
bank Bayern und ihre Finanzie-
rungspartner aus dem Privatban-
ken-, Sparkassen- und Genos- 
senschaftsbereich die techni-
schen Voraussetzungen geschaf-
fen, dass die bayerische Förder-
bank zeitgleich mit der KfW zum 
1. Juli 2021 marktkonforme För-
derzinssätze anbieten kann. Da-
bei gibt die LfA ihre günstigen 
Refinanzierungskonditionen teil-
weise auch mit Minuszinsen an 
die Hausbanken weiter. Je nach 
Förderbereich ist somit auch 
wieder eine differenziertere Zins-
gestaltung möglich, zum Beispiel 
zur noch intensiveren Förderung 
von Gründungen sowie Zukunfts-
feldern wie Digitalisierung und 
Klimaschutz; hier sind bei kürze-
ren Laufzeiten und guten Bonitä-

BEG-Ranking: 

Gute Noten für die Servicequalität 
in bayerischen Regionalzügen

Die Servicequalität im bayerischen Regionalverkehr ist weiter im 
Aufwärtstrend. Laut Halbjahresranking der Bayerischen Eisen-
bahngesellschaft (BEG) steigt der bayernweite Durchschnittswert 
im Vergleich zum Jahreswert 2020 um gut 10 Punkte an. Er notiert 
zum Stichtag 30. Juni 2021 auf einer Skala von -100 bis +100 Punk-
ten bei 56,05 Punkten (Jahreswert 2020: 45,65 Punkte). Erstmals 
seit Einführung des Messsystems im Jahr 2008 liegen damit alle 
Netze im Bonusbereich. Das bedeutet, alle 31 bewerteten Netze 
übertreffen die Mindestanforderungen der BEG und profitieren 
von Bonuszahlungen. 

Die BEG, die den Regional- 
und S-Bahn-Verkehr im Auf-
trag des Freistaats plant, finan-
ziert und kontrolliert, über-
prüft regelmäßig die Leistungen 
der bayerischen Eisenbahnver-
kehrsunternehmen in Sachen 
Sauberkeit, Komfort und Kun-
denorientierung. Die einzelnen 
Netze werden mit Hilfe von ex-
ternen Testern und Fahrgast-
befragungen bewertet. Bis zur 
Jahresmitte 2021 liegt eine Teil-
stichprobe vor; im weiteren Jah-
resverlauf können die Werte 
noch schwanken. Die Pünktlich-
keitswerte fließen nicht in das 
Ranking zur Servicequalität ein. 
Sie werden in einem gesonder-
ten Messsystem ermittelt.

In den ersten sechs Monaten 
des Jahres 2021 bleibt keines 
der 31 bewerteten Netze hin-
ter den Mindestanforderungen 
der BEG zurück. 18 Netze erzie-
len mehr als 50 von 100 mögli-
chen Punkten. 

Den ersten Platz auf dem Po-
dium teilen sich die beiden 
Bestplatzierten aus dem Vor-
jahr: Die Netze Kahlgrund (Jah-
resranking 2020: 97,38 Punkte) 
und Agilis-Nord (Jahresranking 
2020: 96,71 Punkte) erreichen 
im Halbjahresranking jeweils 
die Höchstpunktzahl von 100 
Punkten. Das Netz Oberpfalz-
bahn/Waldbahn konnte knapp 
16 Punkte gut machen und be-
setzt mit 94,68 Punkten aktu-
ell den dritten Rang (Jahres-
ranking 2020: 78,71 Punkte). 
Das vollständige Halbjahresran-
king sowie alle Jahreswerte seit 
2010 sind auf der Website www. 
beg-ranking-servicequalitaet.de 
dokumentiert. 

Die bayerische Verkehrsminis-

terin Kerstin Schreyer freut sich 
über die Ergebnisse des Halb-
jahresrankings: „Saubere Züge 
und eine starke Kundenorientie-
rung entscheiden mit darüber, 
wie zufrieden die Fahrgäste mit 
dem Angebot im Bahnland Bay-
ern sind. Das gilt umso mehr in 
Corona-Zeiten. Der Aufwärts-
trend bei der Servicequalität in 
bayerischen Regionalzügen hält 
seit Jahren an. Das ist eine gu-
te Nachricht für die Fahrgäste. 
Wenn alle Beteiligten kontinu-
ierlich an Qualitätsverbesserun-
gen arbeiten, wird das Bahnfah-
ren umso attraktiver.“

Wirkungsvolle 
Anreizsysteme

„Erstmals erfüllen alle Netzbe-
treiber die hohen Anforderun-
gen der BEG zur Servicequali-
tät im bayerischen Regionalver-
kehr“, ergänzt BEG-Geschäfts-
führerin Bärbel Fuchs. „Unsere 
Mess- und Anreizsysteme ent-
falten demnach eindeutig Wir-
kung. Die Daten zeigen, dass die 
Verkehrsunternehmen täglich 
ihre Servicequalität im Blick ha-
ben und viele kleine Verbesse-
rungen in Summe zu einem gu-
ten Gesamtergebnis führen.“

Vielfach bessere  
Beurteilungen 

Shootingstar ist das Diesel-
netz Ulm. Im Jahresranking 
2020 noch mit -14,24 Punkten 
auf dem letzten Platz geführt, 
konnte das Netz im ersten Halb-
jahr 2021 gut 78 Punkte hinzu-
gewinnen und besetzt mit 64,25 
Punkten derzeit Platz 11 der Ta-
belle. Die sprunghafte Verbes-

serung resultiert zum einen aus 
den Veränderungen in der Fahr-
zeugflotte: Auf den Strecken 
zwischen Ulm und Memmingen 
beziehungsweise Weißenhorn 
sind seit Ende des letzten Jahres 
Neufahrzeuge im Einsatz, auf 
der Mittelschwabenbahn Min-
delheim – Günzburg wurden die 
bisher eingesetzten Fahrzeuge 
modernisiert. Zum anderen hat 
der Betreiber DB Regio sein Rei-
nigungs- und Instandhaltungs-
konzept verändert. 

Zugewinne von mehr als 30 
Punkten verzeichnen zwei wei-
tere Netze. Das Netz Werdenfels 
(plus 30,26 Punkte) konnte sich 
über mehrere Kriterien hinweg 
verbessern und rückt mit 92,39 
Punkten auf Platz vier vor (Jah-
resranking 2020: 62,13 Punk-
te). Dem Netz Südhessen-Unter-
main (plus 33,83 Punkte) gelingt 
mit 82,88 Punkten der Sprung in 
die Top Ten (Jahresranking 2020: 
49,05 Punkte). 

Leichte Punktverluste, meis-
tens im einstelligen Bereich, gab 
es bei insgesamt neun Netzen. 
Das Netz Ammersee-Altmühlt-
al verliert 11,54 Punkte und 
reiht sich mit 55,27 Punkten im 
Mittelfeld der Tabelle ein (Jah-
resranking 2020: 66,81 Punk-
te). Das Netz Donau-Isar-Ex-
press muss 9,56 Punkte abge-
ben und fällt mit 29,16 Punkten 
ins letzte Drittel der Tabelle zu-
rück (Jahresranking 2020: 38,72 
Punkte). Das Netz Regio Allgäu- 
Schwaben landet nach Abgabe 
von 9,39 Punkten mit 5,60 Punk-
ten auf dem letzten Platz der Ta-
belle, übertrifft damit aber im-
mer noch die Mindestanforde-
rungen der BEG. 

Alle Netze konnten bei der 
Sauberkeit der Fahrzeuge punk-
ten. Zurückführen lässt sich die-
se positive Entwicklung auf kon-
tinuierlich optimierte Reini-
gungskonzepte, aber auch auf 
die Tatsache, dass während der 
Corona-Pandemie deutlich we-
niger Fahrgäste in den Regional-
zügen unterwegs sind.

Im Rahmen ihres Messsys-
tems zur Servicequalität beur-

teilt die BEG bayernweit ein-
heitlich seit 2008 Leistungskri-
terien, die unmittelbar in der 
Verantwortung der Eisenbahn-
verkehrsunternehmen liegen. 
Berücksichtigt werden die Sau-
berkeit der Fahrzeuge, die Fahr-
gastinformation, die Funktions-
fähigkeit der Ausstattung, die 
Serviceorientierung der Zugbe-
gleiter und die Kundenorientie-
rung bei Beschwerden. Die Er-
gebnisse der Messungen haben 
unmittelbare finanzielle Auswir-
kungen auf die Betreiber der je-
weiligen Netze. Erreicht ein Un-
ternehmen den Wert Null, sind 
die Erwartungen der BEG gera-
de erfüllt. Wer darüber liegt, er-
hält eine Bonuszahlung, wer Mi-
nuspunkte verzeichnet, zahlt 
Strafe (+100 Punkte = maxima-
ler Bonus, -100 Punkte = maxi-
maler Malus).

Die Pünktlichkeitswerte flie-
ßen nicht in die Ergebnisse des 
Rankings zur Servicequalität ein. 
Sie werden in einem gesonder-
ten Messsystem ermittelt. Die 
Gründe für etwaige Verspätun-
gen und Zugausfälle sind viel-
fältig. Sie liegen unter ande-
rem an Mängeln der Schienen-
infrastruktur und fallen damit 
nicht, wie die Servicequalität, 
allein in die Verantwortung der 
Verkehrsunternehmen, die den 
Zugverkehr auf den Strecken be-
treiben. r

ten Zinsen nahe Null möglich.

Zukunftsinvestitionen  
ermöglichen

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvor-
sitzender der LfA, erläutert: „Für 
die bewährte Zusammenarbeit 
mit unseren Finanzierungspart-
nern ist es ein überaus wichti-
ger Schritt, dass die Weitergabe 
negativer Bankeneinstandssätze 
nun möglich ist. Damit sind wir 
entsprechend unseres Auftrags 
in der Lage – in jedem Zinsum-
feld – attraktive Förderangebo-
te für Gründer, kleine und mit-
telständische Unternehmen so-
wie Freiberufler anzubieten und 
ihnen so wichtige Zukunftsin-
vestitionen in Nachhaltigkeit, 
Digitalisierung und Innovatio-
nen zu ermöglichen.“ r

http://www.beg-ranking-servicequalitaet.de
http://www.beg-ranking-servicequalitaet.de
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LEW bietet drei Varianten, um den Akku wieder aufzutanken:

• E-Bike-Ladestation, die Outdoorlösung als Fahrradständer

• Akku-Ladestation, die kompakte Servicelösung
 für E-Bike-Akkus, Handys und Tablets

• DC-Akku-Ladestation, die Komfortlösung, auftanken
 auch ohne Mitnahme des Ladegerätes

Mehr erfahren unter Telefon 0821/328-4777
oder lew.de/e-bike-ladeloesungen

E-Bike-Ladestationen

VDV begrüßt wichtige Stellschrauben
Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen VDV begrüßt das 
neue EU-Klimaschutzpaket „Fit for 55“. Darin macht die Europäi- 
sche Kommission 13 Vorschläge, um das verschärfte EU-Klima-
schutzziel bis 2030 zu erreichen. Auch der Verkehrssektor spielt 
dabei eine zentrale Rolle. Die Betreiber von Bus und Bahn, denen 
eine wichtige Funktion bei der Erreichung der Ziele im Verkehrs-
sektor zukommt, könnten von den Vorschlägen profitieren.

Bei den Änderungsvorschlä-
gen zu zwei zentralen Richtlinien 
im Gesetzespaket der EU-Kom-
mission sehen der VDV und seine 
Mitgliedsunternehmen positive 
Ergebnisse für die Branche. Zum 
einen werden ÖPNV und Schie-
ne im Rahmen der „Energiebe-
steuerungsrichtlinie“ als wich-
tige Dienste anerkannt. Damit 
können die Mitgliedstaaten auch 
weiterhin reduzierte Steuer- 
sätze bei der Energiebesteue- 
rung anwenden. „Das ist mit 
Blick auf die Wettbewerbsfähig-
keit der Schiene und mit Blick auf 
die künftigen Betriebskosten im 
ÖPNV ein entscheidender Punkt. 
Denn unsere Angebote werden 
nicht nur auf der Schiene, son-
dern auch beim Bus immer häu-
figer elektrisch betrieben. Eine 
reduzierte Besteuerung, etwa 
auf den Fahrstrom, ist daher un-
bedingt notwendig, um bei zu-
nehmender Elektrifizierung der 
Branche weiterhin wirtschaft-
lich fahren zu können“, betonte 
VDV-Präsident Ingo Wortmann. 

Eine zweite wichtige Entschei-
dung der Kommission findet sich 
aus Branchensicht in der „Richt-
linie über den Aufbau der Infra- 
struktur für alternative Kraft-
stoffe“: Die Mitgliedstaaten sol-
len künftig den öffentlichen und 
nicht-öffentlichen Aufbau von 
ÖPNV-Infrastruktur für alternati-
ve Kraftstoffe – also zum Beispiel 
Ladeinfrastruktur für E-Busse auf 
den Betriebshöfen – mit in ihre 
nationalen Strategien aufnehmen.

Rechtssicherheit

Zudem bleibt die Definition 
von „alternativen Kraftstoffen“ 
im bisherigen Sinne nahezu er-
halten. Dadurch wird Rechtssi-
cherheit bei der Umsetzung der 
Clean Vehicles Richtlinie gewähr-
leistet, die sich für ihre Definiti-
on eines „sauberen Busses“ auf 
die Liste der Technologien stützt. 
Bei bereits geplanten und getä-
tigten Investitionen, etwa in ent-
sprechende Fahrzeuge seitens 
der Verkehrsunternehmen, sind 
damit keine weiteren Anpassun-

gen nötig. Aus dieser bisherigen 
Richtlinie soll außerdem künftig 
eine Verordnung werden, die da-
mit unmittelbar in den EU-Mit-
gliedsstaaten gilt und nicht erst 
in nationales Recht umgesetzt 
werden muss. 

Wortmann zufolge „zeigt die 
EU-Kommission, dass sie mit die-
sen Vorschlägen und Verbesse-
rungen erkannt hat, dass der Auf-
bau und die Investitionen in al-
ternative Antriebe und in den 
Öffentlichen Verkehr insgesamt 
Schlüssel sind, um die europäi-
schen Klimaschutzziele bis 2030 
im Verkehrssektor zu erreichen. 
Nun müssen die einzelnen Initiati-
ven schnellstmöglich von EU-Par-
lament und Ministerrat beschlos-
sen werden, damit sie zeitnah 
umgesetzt werden können.“

Mit für den VDV erfreulichen 
Nachrichten wartet auch ei-
ne vom Deutschen Reisever-
band veröffentlichte repräsen-
tative Erhebung aus der „Reise-
analyse 2021“ auf. Danach steigt 
die Eisenbahn bei den beliebtes-
ten Verkehrsmitteln in der Gunst 
der Deutschen in einem insge-
samt im Jahr 2020 geschrumpf-
ten Markt: Im vergangenen Jahr 
stieg die Nutzung der Bahn als 
Verkehrsmittel für Urlaubsreisen 
ab fünf Tagen Dauer von sechs 
auf sieben Prozent, dem höchs-
ten Wert seit dem Jahr 2000.

Ansteckungsrisiko  
nicht erhöht

Laut VDV-Vizepräsident Veit 
Salzmann „haben die Urlaube-
rinnen und Urlauber auch 2020 
auf die klimafreundliche Bahn 
als Verkehrsmittel gesetzt, so-
gar häufiger als vor Ausbruch der 
Pandemie. Das überrascht nicht: 
Nationale und internationale Stu-
dien belegten frühzeitig, dass es 
kein erhöhtes Ansteckungsrisiko 
in Bus und Bahn gibt. Die Schie-
ne bindet zudem die vielen un-
terschiedlichen Reiseregionen in 
unserem Land – vom Allgäu über 
das Rheinland bis zur Ostsee – 
sehr gut an.“ Darüber hinaus ge-
be es starke Argumente dafür, 

dass die klimafreundliche Bahn 
künftig gerade für Urlaubszie-
le in Deutschland noch häufiger 
das Verkehrsmittel der Wahl sein 
wird. „Die Bahnen übernehmen 
immer mehr innerdeutsche Ver-
kehre, wo früher geflogen wur-
de, weil die Menschen klimaf-
reundliche und bequeme Reise-
möglichkeiten aktiv suchen. Es 
gibt auch immer mehr Koopera-
tionen zwischen Luftfahrt- und 
Bahnunternehmen, um die Men-
schen klimafreundlich per Zug 
zum Flughafen zu befördern.“ 
Während sich Reisen mit dem 
Flugzeug von 2019 zu 2020 Coro-
na-bedingt beinahe fast halbiert 
haben (von 42 Prozent Anteil bei 
der Verkehrsmittelwahl 2019 auf 
26 Prozent in 2020), ist der Pkw 
der klare Profiteur der Pandemie 
(43 auf 61 Prozent). Salzmann 
sieht hier mit der Rückkehr zur 
Normalität infolge geringer In-
zidenzen und steigender Impf-
quoten großes Potenzial für den 
Bahnverkehr. „Die Bahnen – und 
natürlich auch der ÖPNV vor Ort 
am Urlaubsziel – sind der Schlüs-
sel für das Erreichen der Klima-
schutzziele im Verkehrssektor – 
und man spart sich die Rekord-
staus auf den Straßen in Ferien-
zeiten.“  DK

Die anwesenden Vertreter der am Metropolradweg beteiligen Gebietskörperschaften und Ämter 
stuften das Projekt als wichtige Lebensader für umweltfreundliche Fortbewegung ein. Bundesver-
kehrsminister Andreas Scheuer (Bildmitte) unterstützt das Projekt. Foto: Metropolregion Nürnberg

Nächster Schritt für Metropolradweg
Unterstützung von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer ist zentrales Puzzleteil  

für Ausbau des Radwegenetzes der Metropolregion Nürnberg

„Das ist der Durchbruch für die Machbarkeitsstudie zum Metro-
polradweg Nürnberg-Bamberg und damit auch zu einem künfti-
gen Radwegenetz der Metropolregion Nürnberg!“ Für den Rats-
vorsitzenden der Metropolregion Nürnberg und Bamberger 
Landrat Johann Kalb ist die Inaussichtstellung von Bundesver-
kehrsminister Andreas Scheuer, die umfassende Analyse dieser 
ersten musterhaften Realisierung mit bis zu 120.000 Euro (bzw. 
bis zu 80 Prozent) zu fördern, das „noch fehlende größte Puzz-
leteil“, um sich dem angestrebten Radwegenetz für die gesam-
te Metropolregion zu nähern. Ein weiteres bedeutendes Puzzle-
stück steuert die Siemens Healthineers AG bei, die die Studie mit 
25.000 Euro unterstützen wird.

Bundesminister Scheuer: „So 
etwas gab es noch nie: über 60 
Kilometer, auf denen wir die We-
ge entlang der Wasserstraße mit 
einem neuen Radweg verbinden. 
Ein gigantisches Projekt für Fran-
ken. Wir nutzen die vorhandene 
Infrastruktur entlang des Was-
sers und stärken damit den Rad-
verkehr. Ich habe mich in dieser 
Legislatur dafür stark gemacht, 
dass solche Projekte überhaupt 
möglich werden können. Schon 
die dafür notwendige Machbar-
keitsstudie wollen wir deshalb 
mit bis zu 80 Prozent Bundesmit-

teln fördern. Und wir wollen dann 
auch das Gesamtprojekt kräftig 
fördern mit Bundesmitteln. Das 
sind großartige Nachrichten für 
die gesamte Metropolregion: Der 
geplante Metropolradweg von 
Nürnberg nach Bamberg wird 
den Radverkehr für die Menschen 
hier spürbar besser machen – im 
Alltag, auf dem Weg zur Arbeit 
und in der Freizeit.“ 

„Jetzt können wir endlich los-
legen“, dankte Johann Kalb bei 
einem Ortstermin in Baiersdorf 
dem Minister und Siemens He-
althineers AG für die großzü-

gige Unterstützung des Pro-
jektes sehr herzlich. Insge-
samt sind drei Landkreise 
(Erlangen-Höchstadt, Forch-
heim, Bamberg), fünf Städ-
te (Bamberg, Forchheim, Er-
langen, Fürth, Nürnberg) und 
acht Gemeinden (Strullendorf, 
Hirschaid, Altendorf, Eggols-
heim, Hallerndorf, Hausen, Bai-
ersdorf, Möhrendorf) am Me-
tropolradweg beteiligt. Die an-
wesenden Vertreter der Ge-
bietskörperschaften stuften das 
Projekt als wichtige Lebensader 
für umweltfreundliche Fortbe-
wegung ein. 

Nürnbergs Oberbürgermeis- 
ter Marcus König begrüßt die 
Machbarkeitsstudie und schließt 
 sich dem Dank an den Bund an: 
„Ein Metropolradweg zwischen 
Bamberg und Nürnberg bietet 
Autopendlern eine reizvolle Al-
ternative. Die Möglichkeit, ent-
lang des Kanals den Weg zur Ar-
beit auf einer ausgebauten Stre-
cke zurückzulegen, ist ein neu-
er und wichtiger Anreiz, auf ein 
umweltfreundliches Verkehrs-
mittel umzusteigen. Zugleich 
bietet die attraktive Verbindung 
auch Freizeitradlern und Rei-
seradlern die Möglichkeit, die 
Städte entlang der Route sehr 
viel bequemer zu besuchen und 
hier Station zu machen. Der Aus-
bau der Radinfrastruktur in der 
Metropolregion ist ein zentraler 
Baustein für die Mobilitätswen-
de.“  r

Finanzschwache Kommunen:
BMU übernimmt die  

Gesamtkosten modellhafter 
Radverkehrs-Projekte

Das Bundesumweltministeri-
um fördert modellhafte, inves-
tive Radverkehrsprojekte mit 
bundesweiter Strahlkraft. Im Zu-
ge des Klimaschutz-Sofortpro-
grammes 2022 der Bundesre-
gierung werden die verbesser-
ten Förderbedingungen des Co-
rona-Konjunkturpaketes beim 
„Klimaschutz durch Radverkehr“ 
bis Ende nächsten Jahres fortge-
schrieben. Der neue Förderauf-
ruf, der jetzt veröffentlicht wur-
de, sieht für Anträge, die bis 31. 
Dezember 2022 gestellt werden, 
eine Förderquote von bis zu 80 
Prozent der zuwendungsfähigen 
Gesamtausgaben vor. Finanz-
schwache Kommunen können 
in diesem Zeitraum eine Vollfi-
nanzierung beantragen.

Weitere Informationen sind 
unter https://www.klimaschutz.
de/radverkehr verfügbar.  r

Kritik aus dem LBO:

Eigenwirtschaftliche  
Busverkehre erhalten

Die Forderung des VCD, den ÖPNV in Bayern zur kommunalen 
Pflichtaufgabe für kreisfreie Städte und Landkreise zu machen, 
stößt beim LBO auf Unverständnis. 

Die rund 1.000 privaten Ver-
kehrsunternehmen sind im Flä-
chenstaat Bayern die Garanten 
für ein funktionierendes Nah-
verkehrssystem mit Bussen. Ei-
genwirtschaftlich betriebene – 
und damit den Steuerzahler ent-
lastende – Verkehre müssen er-
halten werden.

Vor dem Hintergrund der Er-
gebnisse des ÖPNV-Erreichbar-
keitsindex der Allianz pro Schie-
ne forderte der Landesvorsitzen-
de des Verkehrsclubs Deutsch-
land e. V. (VCD), Dr. Christian 
Loos, den öffentlichen Nahver-
kehr zur Pflichtaufgabe zu ma-
chen. Dies stößt beim LBO und 
den rund 1.000 privaten Ver-
kehrsunternehmen in Bayern auf 
scharfe Kritik. „Der öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV) ist 
in Planung, Organisation und 
Durchführung eine unternehme-
rische Aufgabe. Dieses im deut-
schen Personenbeförderungsge-
setz (PBefG) verankert und seit 
Jahrzehnten bewährte Prinzip 
muss unbedingt erhalten und ge-
schützt werden“, so der LBO. Es 
garantiere einen effizienten und 
bezahlbaren ÖPNV sowie eine in 
Europa einzigartige funktionie-
rende mittelständische Unter-
nehmensstruktur im ÖPNV.

Gerade das zwingend mit der 
Eigenwirtschaftlichkeit verbun-
dene Unternehmertum sei es, 
das leistungsfähige und nutzer-
orientiere Verkehrsstrukturen 
sicherstelle, so LBO-Präsidentin 
Dr. Sandra Schnarrenberger. 

Auch Verkehrsministerin Kers- 
tin Schreyer betonte, dass das 
System in Bayern „gut bewährt“ 
sei: „Die Kommunen kennen die 
Bedürfnisse vor Ort und wissen 

daher am besten, wie sie die 
ÖPNV-Angebote gestalten müs-
sen“.  r

https://www.lew.de/e-bike-ladeloesungen
https://www.klimaschutz.de/radverkehr
https://www.klimaschutz.de/radverkehr
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Sachverständigenfortbildung von GAB und BVS:

Bodenschutz und Altlasten
In Kooperation mit dem Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) 
sowie dem Ingenieurtechnischen Verband für Altlastenmanage-
ment und Flächenrecycling e. V. (ITVA), Regionalgruppe Bayern, 
veranstaltete die GAB gemeinsam mit der Bayerischen Verwal-
tungsschule (BVS) auch in diesem Jahr eine Fortbildung für Sach-
verständige. Das Online-Seminar informierte die Teilnehmer über 
neue Entwicklungen aus den Fachbehörden und half ihnen, durch 
Fallbeispiele aus der Praxis ihre Kenntnisse auszubauen.

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung standen unter anderem 
Themen aus Randbereichen der 
Altlastenbearbeitung im Sachge-
biet „Sanierung“ sowie Themen 
aus dem Sachgebiet „Historische 
Erkundung“ und Praxisbeispie-
le. Zudem wurde über Aktuelles 
und Neuerungen in Bezug auf die 
Themen Sachverständigen- und 
Untersuchungsstellen-Verord-
nung (VSU) und Mantelverord-
nung berichtet.

Mit der Bodenkundlichen Bau-
begleitung befasste sich Fried-
helm Vieten vom Landesamt für 
Umwelt in Hof. Vieten zufolge 
geht es beim begleitenden Bo-
denschutz um die Minimierung 
der Verluste der gesetzlich ge-
schützten Bodenfunktionen im 
Rahmen von Baumaßnahmen. 
Bauzeitlich in Anspruch genom-
mene Böden und Bodenmateri-
alien sollen nach Bauabschluss 
wieder ihre natürlichen Boden-
funktionen erfüllen, insbeson-
dere für Flächen mit Folgenut-
zungen wie Forst- und Landwirt-
schaft sowie Gartenbau.

Nach DIN 19639 erfolge da-
bei der Schutz des Bodens durch 
das Bodenschutzkonzept und bo-
denkundliche Baubegleitung in 
den Phasen der Planung, Projek-
tierung, Ausschreibung und Aus-
führung inkl. Zwischenbewirt-
schaftung. Dabei bestünden die 
Aufgaben des bodenkundlichen 
Baubegleiters z. B. in der Ausfüh-
rungsphase darin, die Fachbaulei-
tung im Bereich Boden zu über-
nehmen, fachliches Bindeglied 
zwischen Behörde und Bauherr 
zu sein, die am Bau Beteiligten 
über erforderliche Maßnahmen 
des Bodenschutzes zu informie-
ren, die Umsetzung des Boden-
schutz-(management)-Konzepts 
zu begleiten und die gesamte Do-
kumentation zu übernehmen.

Über Herausforderungen, Mög- 
lichkeiten und Grenzen der Bo- 
denwaschanlage Biburg im Hin- 
blick auf aktuelle bayerische Bo- 
densanierungsvorhaben berich- 
tete Norbert Frischen, Umwelt-
dienste Kedenburg, Entsorgungs-
zentrum Biburg. Bei der Boden-
wäsche in Biburg könnten aus be-
lasteten Böden sowohl Feststoff-
belastungen aus Sand und Kies 
durch Separation des Schlämm-
korns in den Filterkuchen als 

auch lösliche Schadstoffe durch 
Auswaschen in das Prozesswas-
ser und die anschließende um-
fangreiche Prozesswasserreini-
gung deutlich reduziert werden, 
informierte Frischen.

Böden könnten mit unter-
schiedlichen organischen und an-
organischen Belastungen gerei-
nigt werden. Vor der Wäsche von 
bisher nicht behandelten Konta-
minationen seien zur Identifika-
tion der am besten geeigneten 
Waschhilfsmittel Laborversuche 
erforderlich. Derzeit würden u. a. 
sehr intensiv Waschversuche von 
Böden mit PFC-Kontaminationen 
und PCB-Belastungen durchge-
führt. Durch die künftig weiter 
steigenden Preise bei der Depo-
nierung werde die Bodenwäsche 
für immer mehr belastete Böden 
wirtschaftlich relevant, prognos-
tizierte Frischen.

LfU-Arbeitshilfe

Dr. Jürgen Kisskalt, LGA Institut 
für Umweltgeologie und Altlas-
ten GmbH, Nürnberg, stellte die 
Arbeitshilfe des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt – Rückbau 
schadstoffbelasteter Bausubs- 
tanz vor. Laut Kisskalt hat sich in 
den vergangenen Jahren ein grö-
ßeres Problembewusstsein hin-
sichtlich Entsorgung/Material- 
trennung entwickelt, zudem ist 
ein besserer Arbeitsschutz vor-
handen und auch der Rückbau 
wird immer öfter als Planungs-
aufgabe verstanden.

Dennoch sehe er erhebliche 
Verbesserungsmöglichkeiten da-
rin, dass die Bauherrenverant-
wortung deutlicher werden müs-
se (z. B. Diskussion „Erkundungs-
pflicht“), die Verbreitung und 
Kenntnisse der Regelwerke zu 
stärken sei, die Anwendung von 
Sanierungs-/Rückbau- und Ent-
sorgungskonzepten als Standard 
auch als Behördenforderung gel-
ten solle sowie systematisches, 
vergleichbares, vernünftig be-
zahltes Vorgehen bei der Schad-
stofferkundung und einheitlicher 
Bewertung wichtig sei.

Dr. Klaus Maslowski vom Wass-
erwirtschaftsamt Aschaffenburg 
schilderte im Anschluss Erfah-
rungen mit Historischen Erkun-
dungen (HE). Zunächst hob er die 
Wichtigkeit einer gut durchge-

führten HE hervor. Sie sei die Ba-
sis für alle nachfolgenden Über-
legungen, Planungen und Schrit-
te, bringe den Bearbeitern der 
anschließenden Orientierenden 
Untersuchung (OU) eine erheb-
liche Zeitersparnis und bedeute 
für die OU eine große Kostener-
sparnis. Oft, so Maslowski, wür-
den die HEs nach seiner Erfah-
rung nur vom Schreibtisch aus 
erstellt werden. Deshalb fehlten 
dann Recherchen in Archiven, 
Ortsbegehungen, Befragungen 
von Zeitzeugen, Standortdaten 
und Informationen zur Geologie 
sowie Vorschläge für das weite-
re Vorgehen. Gerade z. B. für den 
Arbeitsschutz könnten die HEs 
wichtige Erkenntnisse für die Vor-
gaben des Arbeits-, Sicherheit- 
und Gesundheitsschutz-Plans (Si-
Ge-Plan) in der OU liefern.

Geodaten im Blick

Einen ausführlichen Überblick 
über das Angebot von Geoda-
ten und deren Weiterverarbei-
tung gaben die Referenten Moni-
ka Primus, LfU Hof, und Thomas 
Struller, LGA Institut für Umwelt-
geologie und Altlasten GmbH, 
Nürnberg. Mit Blick auf den Geo-

datenbestand des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt wies Mo-
nika Primus darauf hin, dass es im 
LfU Basisdaten u. a. zu Geotopo- 
grafie, Höhendaten, Luftbilder, 
Katasterdaten, Verwaltungsgren-
zen und Historische Karten ge-
be. Zum Fachbestand des LfU ge-
hörten Daten im Bereich Wasser, 
Geowissenschaften, Natur und 
weiteren Fachbereichen wie Alt-
lasten.

Thomas Struller schilderte die 
Thematik aus Sicht eines Sach-
verständigen. Aus seiner Sicht 
sind die Daten der Kunden oft un-
zureichend, selten seien digital 
weiter verarbeitbare Informatio-
nen vorhanden und es gebe kei-
ne verlässlichen Daten für die 
Angebotsabgabe oder Projektbe-
ginn. So müssten als Vorleistung 
zugängliche Informationen (Geo-
daten) zusammengestellt wer-
den. Für die weitere Bearbeitung 
seien GIS-Systeme wie z. B. die 
Open Source Software QGIS sehr 
hilfreich.

Struller wünscht sich für die 
Zukunft, dass die Sachverstän-
digen unter anderem weitrei-
chenden Zugriff auf die Geoda-
ten der Wasserwirtschaft (z.B. 
Bohrprofile, Analysenergebnis-
se) bekommen und es ein offe-
nes „Datenformat“ oder Daten-
bankformat gibt, mit dem jede 
CAD- oder GIS-Software arbei-
ten kann. DK

EU Green Deal: 

Klimaschutz durch  
Kreislaufwirtschaft

Der Verband der Bayerischen Entsorgungsunternehmen e. V. (VBS) 
hielt unter Einhaltung der Hygieneregeln  seine traditionellen Re-
gionsversammlungen ab. Ein Schwerpunkt war in diesem Jahr der 
Green Deal der Europäischen Union. Der VBS fordert für die Zeit 
nach der Bundestagswahl einen neuen Staatsminister im Bundes-
kanzleramt zur Umsetzung des Green Deal auf nationaler Ebene. 

Bei dem „Green Deal“ handelt 
es sich um das Herzstück der legis-
lativen Agenda der EU-Kommissi-
on für die kommenden Jahre. Der 
Plan hat das Potenzial, eine neue 
Ära des Wirtschaftens in Europa 
einzuläuten - innovativer, ressour-
ceneffizienter, kreislauforientier-
ter und wettbewerbsfähiger. Der 
VBS begrüßt den „Green Deal“ 
als Basis für eine ökologische Mo-
dernisierung Europas. Besonders 
wichtig ist dabei der Aktionsplan 
für Kreislaufwirtschaft als zentra-
ler Baustein zur Umsetzung des 
„Green Deal“. 

VBS-Präsident Otto Heinz: „Um  
Treibhausgas-Emissionen effektiv 
und nachhaltig einzusparen, be-
darf es eines entschlossenen, sek-
torübergreifenden Ansatzes. Die 
großen Emissionseinsparungs-
potenziale können nur durch ei-
ne Modernisierung unserer Wirt-
schaft realisiert werden. Die EU- 

Kommission hat dies erfreulicher-
weise erkannt.“ 

Wichtig sind aus Sicht des VBS 
insbesondere produktbezogene 
Mindesteinsatzquoten für Rezyk-
late und klare gesetzliche Vorga-
ben zum „Design for Recycling“ 
künftiger Produkte. Die Versamm-
lungen befassten sich mit folgen-
den weiteren Themen: Aktuelles 
aus dem Systemgeschäft, Öffent-
lichkeitsarbeit im Wahljahr 2021, 
AvaL-Schnittstelle, GWB-Novelle 
und Erfahrungsaustausch der Teil-
nehmer zur Corona-Pandemie. 

In diesem Jahr standen sat-
zungsgemäß Regionssprecher-
wahlen auf der Tagesordnung. In 
ihren Ämtern bestätigt wurden  
die Sprecher der Regionen Mün-
chen/Oberbayern (Andreas Jan- 
ka), Niederbayern/Oberpfalz 
(Dieter Pöppel), Schwaben (Peter 
Weißenhorn) und Franken (Rudi 
Ernst). r

Nachhaltiges Recycling:

EEW und Grüner Punkt 
entwickeln innovatives Verfahren
Die EEW Energy from Waste GmbH (EEW) und die DSD – Duales Sys-
tem Holding GmbH & Co. KG haben die Gründung eines Gemein-
schaftsunternehmens (Joint Venture) vereinbart. Beide Unternehmen 
wollen gemeinsam ein Verfahren zur Aufbereitung von Mischkunst-
stoffen und Sortierresten unter anderem aus dem dualen System ent-
wickeln. Ziel ist, in großem Umfang Kunststoffabfälle für chemisches 
Recycling zu gewinnen, die bislang aus technischen oder wirtschaftli-
chen Gründen noch nicht wiederverwertet werden können.

Die Partner wollen bis Jahres-
ende 2021 ein technisch und wirt-
schaftlich tragfähiges Verfahren  
entwickeln, um in einer gemein-
sam zu errichtenden und zu betrei-
benden Anlage jährlich 200.000 
Tonnen Kunststoffabfälle aufbe-
reiten zu können. Die Eingangsma-
terialien sollen aus Abfallströmen 
von DSD und EEW gewonnen wer-
den.

Für das geplante Aufbereitungs-
verfahren kommen z. B. flächige 
Mischkunststoffe aus der Wert-
stofftonne oder dem Gelben Sack 
bzw. der Gelben Tonne, kunst-
stoffhaltige Sortierreste aus der 
Sortierung von Leichtverpackun-
gen aus dem dualen System und 
Aufbereitungsreste der beiden 
Kunststoffrecyclinganlagen des 
Grünen Punkts in Frage. EEW wird 
aus dem Hausmüll vor der energe-

tischen Verwertung in seinen An-
lagen darin enthaltene Kunststoff-
abfälle aussortieren und diese 
Mengen damit einem chemischen 
Recycling erschließen.

In einem weiteren Schritt wird 
ein Dienstleister die von den Ko-
operationspartnern EEW und DSD 
aufbereiteten Kunststoffabfälle 
chemisch recyceln. Dabei kommt 
das Verfahren der sog. Verölung 
beispielsweise mittels Pyrolyse 
zum Einsatz. Das gewonnene Py-
rolyseöl wird das Joint Venture 
als Grundstoff für die Produktion 
hochreiner und lebensmitteltaug-
licher Kunststoffe für die Produk-
tion von Verpackungen etwa an 
Markenartikelhersteller vermark-
ten. Die Hersteller könnten da-
mit auf einen Rohstoff zugreifen, 
der nachweislich aus Post-Consu-
mer-Abfall gewonnen wird. DK

Tagungshinweis:

Klima und Hochwasser
Schlussfolgerungen für die Wasserwirtschaft

Klima und Hochwasser sind die bestimmenden Themen des 
HochwasserTags der Deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA), der am 11. Novem-
ber 2021 in Hildesheim und damit erstmals in Niedersachsen 
stattfindet. Es ist auch möglich, online an der Veranstaltung 
teilzunehmen.

Der Klimawandel beeinflusst wasserwirtschaftliche Planun-
gen. Die Tagung geht der Frage nach, welche Schlussfolgerun-
gen für die Wasserwirtschaft aus den Forschungsergebnissen 
zum Klima zu ziehen sind. Ein weiterer Schwerpunkt der Ver-
anstaltung befasst sich mit der Integration von Hochwasser-
risiko- und Flussgebietsmanagement. Es werden Beispiele aus 
der Praxis, wasserwirtschaftliche und wissenschaftliche Ar-
beiten zum Thema vorgestellt. Die Erfahrungen aus Nieder-
sachsen bei der Umsetzung der Hochwasserrisikomanage-
mentrichtlinie (HWRMRL) bilden einen weiteren Hauptpunkt 
der Veranstaltung. Teil des HochwasserTags ist zudem eine 
virtuelle Ausstellung zum Thema Hochwasser: https://de.dwa.
de/de/hochwassertag.html.

Der HochwasserTag findet im Novotel Hildesheim, Bahn-
hofsallee 38, 31134 Hildesheim, statt. Kooperationspartner 
sind der Niedersächsische Landesbetrieb für Wasserwirt-
schaft, Küsten- und Naturschutz, das Institut für Hydrologie, 
Wasserwirtschaft und Gewässerschutz der Technischen Uni-
versität Braunschweig und der DWA-Landesverband Nord.

Mit der Veranstaltung sollen Fachleute angesprochen wer-
den, die mit dem Thema Hochwasser betraut sind, aber auch 
Betroffene, Risikobewerter, Katastrophenschützer und Stu-
dierende. Die Teilnahmegebühr beträgt 430 Euro, DWA-Mit-
glieder zahlen 360 Euro. Programm: HochwasserTag. r

https://www.tvbayernlive.de/
https://de.dwa.de/de/hochwassertag.html
https://de.dwa.de/de/hochwassertag.html
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ABC des kommunalen Gesundheitswesens:
Auf dem Weg zum „Smart Hospital“ 

Verbesserung der Patientenversorgung und die Erhöhung der  
Patientensicherheit dank digitaler Lösungen im Krankenhausalltag

Spätestens seit Inkrafttreten des Krankenhaus-
zukunftsgesetzes (KHZG) Oktober 2020 ist klar, 
dass die Digitalisierung im deutschen Gesund-
heitswesen im vollen Gange ist. Und das ist gut 
so, bedenkt man, dass der Nachholbedarf enorm 
ist und darüber hinaus auch die breitere Gesell-
schaft Forderungen in diese Richtung stellt.

Aus diesen politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen erwachsen nun Anforderungen 
an die Betreiber von Krankenhäusern, die ei-
nen eklatanten Aufholbedarf in Sachen Digitali-
sierung aufweisen. Wohl dem, der sich frühzei-
tig mit dem Themenkomplex befasst und ent-
sprechende Strukturen bereits geschaffen hat. 
Einige positive Beispiele sind das Universitäts-
klinikum Essen, das Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf, aber auch die Sana Kliniken, die 
sich proaktiv mit Fragen wie der Prozesssteue-
rung durch Echtzeitdaten, App-basierten klini-
schen Anwendungen, vernetzten Geräten und 
Biosensorik sowie dem Einsatz von künstlicher 
Intelligenz und vielen weiteren Technologien be-
fassen.

Effiziente Prozesse  
und optimierter Ressourceneinsatz

Dass einige dieser Themen längst keine Zu-
kunftsvision, sondern vielmehr gelebter Alltag 
sind, sollen einige Projektbeispiele der Sana Kli-
niken AG zeigen.

Exemplarisch ist hier das bei der Sana im Ein-
satz befindliche Lösungsportfolio des Schwei-
zer Unternehmens imito AG, bei dem es vorran-
gig um mobile Lösungen zur Wunddokumenta-
tion geht. Mit imitoWound erfolgt das Erstellen 
von Wundbildern mit automatischer Vermes-
sung der Wundfläche und integrierten Formula-

ren zur Dokumentation ganz einfach per Smart-
phone-App. Das spart Zeit und verbessert zudem 
die Dokumentations- und Versorgungsqualität. 

Für ebenso effiziente Prozesse und einen opti-
mierten Ressourceneinsatz im Klinikalltag sorgt 
in sämtlichen Sana Kliniken in Nordrhein-Westfa-
len die modular aufgebaute offene IoT- Plattform 
von simplinic. Dort werden Medizingüter wie 
Krankenhausbetten, mobile Medizingeräte oder 
auch Hilfsmittel mittels Bluetooth-Low-Energy in 
Echtzeit raumgenau lokalisiert, ausgelesen und 
über die digitale Plattform in einem Dashboard 
aggregiert angezeigt – um in der Folge Prozesse 
faktenbasiert in Echtzeit zu steuern.

Ein weiteres Beispiel ist die Patienten-App 
„MeineSana“, die bereits in mehreren Sana Kli-
niken angeboten wird. Sie begleitet Patientinnen 
und Patienten vor, während und nach ihrer Be-
handlung zielgerichtet mit den richtigen Infor-
mationen zum richtigen Zeitpunkt. Über die App 
erhalten Patienten unter anderem Tipps zur Vor-
bereitung für den Krankenhausaufenthalt, wer-
den während der Behandlungszeit an Termine 
erinnert oder erhalten Informationen über Ihre 
Erkrankung. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass 
wenngleich viele digitale Baustellen in deut-
schen Krankenhäusern bestehen, es trotzdem 
bereits heute möglich ist, durch disruptive digi-
tale Lösungen Verbesserungen für das Personal, 
die Patienten und den Betrieb zu erzielen. Klar 
ist aber auch, dass dies nicht auf einen Schlag 
geschehen kann, sondern trägerunabhängig ein 
langfristiger Prozess ist, der neben technischen 
auch viele kulturelle, organisatorische, und fi-
nanzielle Herausforderungen bereithält. Der 
Weg ist noch weit, aber die Richtung stimmt – 
und das KHZG kann als Stütze dienen. r
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GZ KOMMUNAL-Umweltminister Glauber:

Maßnahmen für  
mehr Artenvielfalt

Der Freistaat setzt insgesamt mehr als sechs Millionen Euro aus 
EU-Fördermitteln für die Umsetzung des Blühpakts Bayern und 
zur besseren Besucherlenkung in Schutzgebieten ein. Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber wertete die Förderzusage der 
EU als großen Erfolg für die Naturschutzpolitik in Bayern.

„Mit den neuen Maßnahmen 
unterstützen wir die Kommunen 
bei der Neugestaltung ökologisch 
wertvoller Blühflächen. Wir wol-
len alle passenden Flächen für 
mehr Artenvielfalt in Bayern nut-
zen. Außerdem stärken wir unse-
re wertvollen Schutzgebiete“, so 
Glauber. Die Natur sei während 
der Corona-Pandemie ein wah-
rer Tourismusmagnet geworden. 
„Wir wollen für die Menschen 
nachhaltige Naturerlebnisse in 
Bayern ermöglichen und gleich-
zeitig in die Besucherlenkung in-
vestieren. Dafür setzen wir bis zu 
30 zusätzliche Schutzgebietsbe-
treuerinnen und -betreuer in Na-
turerlebnis-Hot Spots ein.“

Einsatzgebiete sind in den Na- 
tionalparken Bayerischer Wald 
und Berchtesgaden, im Biosphä-
renreservat Rhön, in der Biosphä-
renregion Berchtesgadener Land 
und dem Nationalen Naturmo-
nument Weltenburger Enge. Die 
Tätigkeit umfasst Führungen und 
Informationsveranstaltungen 
vor Ort bis hin zu digitaler Besu-
cherlenkung. So werden den Be-
suchern nachhaltige Naturerleb-
nisse geboten, die gleichzeitig das 
Natur- und Umweltbewusstsein 
stärken. Die neuen Mittel verstär-
ken die bereits laufenden Maß-
nahmen des Umweltministeriums 
zur Besucherlenkung. „Unser Ziel 
ist, die Besucherlenkung in den 
Naturerlebnis-Schwerpunkten in 
ganz Bayern weiter auszubauen. 
Dazu entwickeln wir einen Natur- 
erlebnis-Baukasten“, erläuterte 
der Minister.

Im Rahmen des Blühpakts Bay-
ern werden die EU-Fördermit-
tel für ein neues Projekt zur Ge-
winnung von mehr Blühflächen 
für mehr Artenvielfalt in Bayern 
eingesetzt: Dazu werden an den 
bayerischen Bezirksregierun- 
gen Blühpaktberater eingestellt. 
Schwerpunkt der Aufgaben ist 
die Beratung und Begleitung der 
Kommunen bei der naturnahen 
Flächengestaltung.

Wertvolle Moorflächen 
erhalten

Mit Blick auf die Renaturie-
rung und Erhaltung der wertvol-
len Moorflächen im Königsau-
er Moos hat Thorsten Glauber 
dem Landkreis Dingolfing-Land-
au als Träger des Projekts einen 
Förderbescheid über 3,1 Millio-
nen Euro für den Kauf von Moor-
flächen überreicht. Glauber zu-
folge sind Moore faszinieren-
de Naturräume und einzigartige 
Ökosysteme. Intakte Moore sind 
CO2-Tresore und damit für den 
Klimaschutz unverzichtbar. Der 
Grundstückskauf im Königsau-
er Moos ist ein wichtiger Mei-
lenstein für den Moorschutz in 
Bayern.“ In enger Zusammenar-
beit sei es dem Landkreis Dingol-
fing-Landau und den Moor-Pro-
jektstellen bei der Regierung von 
Niederbayern gelungen, eine Flä-
che von insgesamt 30 Hektar 
Größe zu erwerben.

Ziele des Projekts sind die 
Wiedervernässung des Moores, 
um damit einen wichtigen Bei-

trag zum Klimaschutz zu leisten, 
sowie die Schaffung und der Er-
halt blütenreicher Feuchtwiesen 
gemeinsam mit den Landwirten. 
Das Bayerische Umweltminis-
terium fördert den Ankauf der 
Grundstücke in Höhe von 90 Pro-
zent. Bisher umfasst der Bestand 
an landkreiseigenen Flächen in 
dem Gebiet 177 Hektar.

Das Königsauer Moos ist Teil 
des Niedermoorgürtels im Unte-
ren Isartal, der mit rund 13.000 
Hektar zu den größten Nieder-
moorkomplexen in Bayern zählt. 
Es handelt sich dabei um einen 
zentralen Bestandteil des Natura 
2000-Gebiets „Wiesenbrüterge-
biete im Unteren Isartal“. Insbe-
sondere für den Großen Brachvo-
gel ist das Königsauer Moos ein 
sehr bedeutendes Brutgebiet. 
Auch für zahlreiche andere selte-
ne Tier- und Pflanzenarten, etwa 
den Dunklen Wiesenknopf-Amei-
senbläuling oder die Mehlprimel, 
stellt das Königsauer Moos einen 
wichtigen Lebensraum dar.

Neues Rekordergebnis

Wie das Bayerische Umwelt-
ministerium außerdem mitteilte, 
endete der diesjährige Antrags-
zeitraum im Bayerischen Ver-
tragsnaturschutzprogramm Wald 
mit einem neuen Rekordergeb-
nis. Erstmals stellten Waldbesit-
zer Anträge mit einem finanziel-
len Volumen von mehr als 10 Mil-
lionen Euro – eine Steigerung von 
weiteren zwei Millionen Euro ge-
genüber dem Vorjahr.

Minister Glauber zufolge ist 
kooperativer Naturschutz im 
Wald genauso wie im Offen-
land ein Erfolgsmodell. Waldbe-
sitzer schafften und erhielten in 
der Waldbewirtschaftung viel-

Studie des WWF Deutschland:

Die Verpackungswende ist möglich
Eine kreislauforientierte und nachhaltigere Verpackungswirt-
schaft ist in Reichweite, wenn alle Hebel umgesetzt und ein Sys-
temwandel eingeleitet werden. Das ist das Ergebnis der WWF-Stu-
die „Verpackungswende - jetzt!“

Laut WWF wird Deutschland 
oft als Paradebeispiel für Kreis-
laufwirtschaft herangezogen. 
Tatsächlich sei die Erfassungs- 
und Recyclingquote hoch. Au-
ßerdem existiere ein ausgeklü-
geltes Pfandsystem für Flaschen. 
Zumindest im internationalen 
Vergleich gelte Deutschland so-
mit zu Recht als Vorbild. Aller-
dings zeigt die Analyse, dass viel 
Potenzial für eine echte Kreis-
laufwirtschaft im Bereich Verpa-
ckungen ungenutzt bleibt.

Vielfältige Ansätze

„Für die Lösung unserer Ver-
packungskrise gibt es kein Pa-
tentrezept, jedoch eine Vielfalt 
von Ansätzen, die parallel umge-
setzt werden müssen. Eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Ver-
brauchern, Industrie und Poli-
tik ist dabei der Schlüssel“, be-
tont der WWF Deutschland. Um 
von der Wegwerfgesellschaft zur 
Kreislaufwirtschaft zu gelangen, 
hat die Studie sieben zentrale 
Maßnahmen formuliert, mit de-
nen die Verpackungswende hin 
zu einem Kreislaufsystem gelin-
gen kann. Die Analyse zeigt, dass 
Deutschland bis 2040 das Ge-
samtabfallvolumen um 40 Pro-
zent, den Verbrauch von Neu-
plastik um über 60 Prozent und 
die Verbrennung von Abfällen 
zur Energiegewinnung um über 
70 Prozent reduzieren kann. Dies 
wäre ein wirksamer Baustein für 
den Klimaschutz: 68 Millionen 
Tonnen Treibhausgase könnten 
so bis 2040 eingespart werden.
Maßnahme 1 – Unnötige Verpa- 

ckungen vermeiden und Ver-
packungen minimieren: Allein 
durch diese Maßnahmen könn-
ten Kunststoffabfälle bis 2040 
um acht Prozent reduziert wer-
den. Einheitliche Standards und 
Richtlinien für Kunststoffverpa-
ckungen sind dabei wichtige Vor- 
aussetzungen für die Realisie-
rung dieser Maßnahme.
Maßnahme 2 – Mehr Mehr-
wegsysteme: Nicht nur in Su-
permärkten könnte der Anteil  
an Mehrwegverpackungen noch 
erheblich ausgeweitet werden, 
auch für Transportverpackungen 
gibt es inzwischen gute Mehr-
wegkonzepte. Zur Umsetzung die- 
ser Maßnahme kann auch ein 
Rückgaberecht für Pfandflaschen 
beitragen. Für Obst und Gemü-
se gibt es bereits pflanzliche und 
sogar essbare Beschichtungen, 
die aus organischen Abfällen be-
stehen. So kann die Lebensdauer 
von Obst und Gemüse erhöht und 
Müll vermieden werden. Durch 
Mehrwegsysteme und Müllver-
meidung könnten Kunststoffab-
fälle bis 2040 um bis zu 23 Pro-
zent reduziert werden.
Maßnahme 3 – Schlecht recy- 
celbare Materialien ersetzen:  
Plastik ist nicht gleich Plas-
tik. Manche Kunststoffe kön-
nen besser, andere schlech-
ter wiederverwertet werden. 
Schätzungsweise neun Prozent 
der Einwegkunststoffe könnten 
durch Materialien ersetzt wer-
den, die einen besseren ökolo-
gischen Fußabdruck haben und 
leichter recycelbar sind. Wo Ein-
wegverpackungen unverzichtbar  
sind, kann Plastik zum Teil durch 

Papier oder biobasierte Materia-
lien ersetzt werden.
Maßnahme 4 – Verbundmate- 
rialien abschaffen, Recycling-
quote erhöhen: Ob Folien, Chips- 
tüten oder Mozzarella: Viele  
Verpackungen bestehen aus 
mehreren Schichten verschie-
dener Materialien, die sich nicht 
oder nur schlecht voneinander 
trennen lassen. Zum Recycling 
muss der Kunststoff aber mög-
lichst sortenrein sein. Laut Ver-
packungsgesetz soll die Recy-
clingquote im Jahr 2022 bei 68 
Prozent liegen. Zurzeit werden 
aber nur 20 Prozent im beson-
ders nachhaltigen, geschlos-
senen Kreislaufverfahren (Clo-
sed-Loop-Verfahren) recycelt. 
Zehn Prozent werden im soge-
nannten Open-Loop-Verfahren 
recycelt, bei dem der recycel-
te Kunststoff minderwertiger ist 
und kaum mehr weiterverwer-
tet werden kann. Er wird „down-
gecycelt“.
Maßnahme 5 – Bessere Tren-
nung und Sortierung: Gel-
ber Sack oder orange Wert-
stofftonne? Noch immer gibt 
es keinen bundesweit einheit-
lichen Standard für das Sam-
meln und Sortieren von Verpa-
ckungsmüll. Das kann zu Ver-
wirrung führen. Eine nationale 
Standardisierung mit klaren An-
weisungen und einer langfris-
tigen begleitenden Kampagne 
würde Verbrauchern den kreis-
lauforientierten Umgang mit  
ihrem Kunststoffmüll erleich-
tern und die Recyclingrate erhö-
hen. Beim Closed-Loop Verfah-
ren könnte die Recycling-Men-
ge so um 22 Prozent und beim 
Open-Loop-Verfahren um sechs 
Prozent verbessert werden.
Maßnahme 6 – Neue Vorschrif-
ten und Technologien für le-

fältige Biotopbaum-, Totholz- 
und Lichtwaldstrukturen. Damit 
leisteten sie einen unverzicht-
baren Beitrag für die Artenviel-
falt und die Nachhaltigkeit von 
Wäldern. „Unser gemeinsames 
Ziel ist es, den Vertragsnatur-
schutz im Privat- und Kommu-
nalwald auf sechs Prozent der 
Fläche auszuweiten. Dann wä-
ren rund 100.000 Hektar vom 
kooperativen Naturschutz um-
fasst. Das diesjährige Rekord-
ergebnis bringt uns diesem Ziel 
ein großes Stück näher.“ Aktuell 
werden bayernweit bereits rund 

drei Prozent der Flächen im Pri-
vat- und Körperschaftswald ent-
sprechend bewirtschaftet.

Höhere Fördersätze

Nachdem die Förderrichtlinie 
wesentlich erweitert und viele 
Prämien neu kalkuliert wurden, 
profitieren die Waldbesitzer seit 
diesem Jahr von höheren För-
dersätzen sowie beispielsweise 
neu eingeführten Maßnahmen 
für Altholzinseln. Profiteure der 
Maßnahmen sind insbesondere 
Tierarten wie Spechte oder Fle-

dermäuse, die wie rund ein Drit-
tel aller im Wald lebenden Pflan-
zen-, Pilz- und Tierarten Totholz 
zum Überleben braucht.

Das Vertragsnaturschutzpro-
gramm Wald honoriert freiwilli-
ge Leistungen von privaten oder 
körperschaftlichen Waldbesit-
zern, die Naturschutzziele, wie 
beispielsweise die Erhaltung von 
strukturreichen Biotopbäumen, 
vielfältigem Totholz und Altholz- 
inseln oder die Fortführung der 
Nieder- oder Mittelwaldnutzung 
in die Bewirtschaftung ihrer Flä-
chen integrieren. DK

bensmitteltaugliche Kunststof-
fe: Nicht alle recycelten Kunst-
stoffe – sogenannte Rezyklate 
– sind für die Verpackung von 
Lebensmitteln geeignet. Rezy-
klate mit Lebensmittelkontakt 
müssen besondere Gesund-
heits- und Sicherheitsanforde-
rungen erfüllen. Würden Kunst-
stoffarten außerdem separat 
gesammelt, könnten sie deutlich 
hochwertiger recycelt werden. 
Auch chemisches Recycling, bei 
dem ein Produkt in seine chemi-
schen Grundbausteine zersetzt 
wird, kann als ergänzende Lö-
sung hier sinnvoll sein.
Maßnahme 7 – Recyclingmärk-
te fördern: Damit mehr Verpa-
ckungen aus Rezyklaten her-
gestellt werden können, muss 
es dafür ökonomische Anrei-
ze geben. Hier können einheit-
liche Standards helfen, die zum 
Beispiel die Qualität von Re-
zyklaten festlegen. Auch kön-
nen wirtschaftliche Anreize ge-
schaffen werden, um die Nach-
frage nach Rezyklaten zu för-
dern.

VKU sieht sich bestätigt

Die Studie des WWF Deutsch-
land bestätigt nach Auffassung 
von VKU-Vizepräsident Patrick 
Hasenkamp wieder einmal die 
Positionierung seines Verban-
des. Hasenkamp zufolge ist ein 
Systemwandel hin zu einer wirk-
samen Abfallvermeidung, zu ei-
ner Ausschöpfung von Wieder-

verwendungsmöglichkeiten zum 
Beispiel über Mehrwegsysteme 
und zu einer ressourceneffizien-
ten Verwertung, so wie sie die 
Konsumenten verstehen, gerade 
auch für Kunststoffe und Kunst-
stoffverpackungen dringend er-
forderlich.

Für kreislauffähige  
Mehrwegsysteme

„Denn trotz der vielen Forde-
rungen auch von Seiten unseres 
Verbandes hat sich an den viel zu 
geringen Verwertungsquoten zu 
Kunststoffverpackungen und am 
hohen Anteil der Verbrennung 
von Plastikmüll bislang nicht viel 
verändert. Es wird nach wie vor 
viel zu wenig wiederverwendet 
und verwertet: Ein Anteil von 
48 Prozent Recycling - wie in der 
Studie ermittelt - ist für den Res-
sourcenschutz und im Hinblick 
auf die Vermittelbarkeit gegen-
über den Konsumenten natür-
lich nicht verantwortbar. Kreis-
lauffähige Mehrwegsysteme 
müssen endlich in allen Verpa-
ckungsbereichen für den Kon-
sum realisiert werden“, machte 
der Vizepräsident deutlich.

Die Qualität des verwende-
ten Kunststoffs sei zudem im-
mer minderwertiger geworden 
– ein echtes Ärgernis, werde es 
doch in der Praxis zunehmend 
schwieriger, diese Materialien 
zu recyceln. Wiederholt habe 
der Verband kommunaler Un-
ternehmen auf die zunehmen-

de Komplexität zu Kunststoff-
verpackungen und die daraus 
resultierenden Probleme bei 
der Verwertung hingewiesen, 
so Hasenkamp. Es sei zwingend 
erforderlich, „sinnhafte Mono-
stoffverpackungen zu entwi-
ckeln, Mehrschichtverpackun-
gen vom Markt zu nehmen und 
selbst die Farbwahl der ver-
wendeten Kunststoffe im Sinne 
der Erkennbarkeit bei unseren 
technischen Sortier- und Ver-
wertungsmöglichkeiten zu be-
rücksichtigen“. Ergänzend seien 
sinnvolle Mindesteinsatzquoten 
für Rezyklate für Verpackungen 
zwingend vorzugeben.

Klare politische Vorgaben 
sind unumgänglich

„Wir können es uns schlicht 
nicht länger leisten, wertvol-
le Ressourcen im Umgang mit 
Kunststoffverpackungen zu ver-
schwenden. Vermeidung, Wie-
derverwendung und Recycling 
aller Materialien – dies sind die 
Kernforderungen unseres Ver-
bandes seit langem“, unter-
strich der Vizechef. „Dafür brau-
chen wir klare Vorgaben von Sei-
ten der Politik und können uns 
nicht mehr nur auf die Selbstver-
pflichtung einzelner Unterneh-
men verlassen. Gern unterstützt 
der VKU daher die Forderungen 
des WWF hin zu einem grundle-
genden Systemwechsel für un-
sere Verpackungen aus Kunst-
stoffen.“ DK
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Umweltminister und BN-Landesvorstand besuchen Grünes Band Bayern-Tschechien:

Grünes Band als einzigartiges 
Natur- und Kulturerbe erhalten

Erfreuliche Nachricht für das Grüne Band: Der länderübergrei-
fende Biotopverbund soll durch den Ankauf einer vier Hektar 
großen Fläche nahe des Nationalparks Bayerischer Wald gestärkt 
werden. Bei einem Besuch von Umweltminister Glauber wirbt 
der Bund Naturschutz dafür, das Grüne Band als UNESCO-Welt- 
erbestätte vorzuschlagen. 

Seit knapp zwei Jahren läuft 
das Projekt „Quervernetzung 
Grünes Band“ im Vernetzungs-
gebiet Innerer Bayerischer 
Wald unter Federführung des 
BUND Bayern mit seinem in-
ternational tätigen Fachbereich 
Grünes Band. Umweltminister 
Thorsten Glauber besuchte ei-
ne der Projektflächen: „Mit der 
Vernetzung des Grünen Bandes 
mit dem ‚Lichtwald Finsterauer 
Reuten‘ stärken wir die biolo-
gische Vielfalt in der gesamten 
Region. Damit wird ein wichti-
ger Beitrag zum Biotopverbund 
geleistet. Der Bayerische Natur-
schutzfonds unterstützt das Ge-
samtprojekt mit rund 415.000 
Euro. 

Für Natur und Region

Zusammen mit der Erweite-
rung des Nationalparks zum größ-
ten Wald-Nationalpark Deutsch-
lands entsteht hier ein großer 
Mehrwert für die Natur und die 
Region. Naturnahe, ökologisch 
gesunde Wälder sind heute nöti-
ger denn je: für die Artenvielfalt, 
als Kohlenstoffspeicher im Klima-
wandel und als wertvolle Wasser-
speicher angesichts zunehmen-
der Dürren und Sturzfluten.“

„Mit dem Ankauf der vier 
Hektar großen Fläche ‚Licht-

wald Finsterauer Reuten‘ ge-
lingt es, in unmittelbarer Nä-
he zum Erweiterungsgebiet des 
Nationalparks Bayerischer Wald 
eine für den grenzübergreifen-
den Offenland-Lebensraumver-
bund zentrale Fläche zu sichern. 
Diese stellt als Teil einer einsti-
gen Gemeindeweide zudem ein 
wertvolles Relikt kulturhistori-
scher Nutzungsformen und als 
Standort einer früheren Zoll-
hütte zugleich ein historisches 
Zeugnis an die Überwindung 
des Eisernen Vorhangs dar“, er-
klärt der BN-Landesvorsitzen-
de Richard Mergner und führt 
fort: „Als herausragendes Na-
tur- und Kulturerbe wollen wir 
das Grüne Band Europa als UN-
ESCO-Welterbestätte nominie-
ren und hoffen dabei auf Unter-
stützung durch die bayerische 
Staatsregierung.“ 

Vom Todesstreifen  
zum Lebensraum

Die beiden stellvertretenden 
BN-Vorsitzenden Doris Tropper 
und Beate Rutkowski unterstrei-
chen diese Forderung: „Das Grü-
ne Band hat sich vom Todesstrei-
fen zum Lebensraum für seltene 
Arten entwickelt. Was gibt es 
schöneres für eine Weltkultur-
stätte?“ Bereits auf rund 30 Hek-

tar Fläche in zehn Gemeinden 
im Landkreis Freyung-Grafenau 
werden konkrete Maßnahmen 
für den Arten- und Lebensraum-
schutz umgesetzt – erste vielver-
sprechende Erfolge zeigen die 
Wirksamkeit. 

Tobias Windmaißer, BN-Pro-
jektmanager für das Vernet-
zungsgebiet Innerer Bayerischer 
Wald, erläuterte: „Von unseren 
Maßnahmen profitieren die für 
den Bayerischen Wald typischen 
und gefährdeten Arten wie Ar-
nika, Fieberklee, Breitblättriges 
Knabenkraut, Waldbirkenmaus, 
Haselhuhn, Kreuzotter oder Vi-
oletter Feuerfalter. Historische 
Nutzungsformen, wie die soge-
nannten Wässerwiesen, die die 
Vielfalt an Lebensräumen und 
Arten gefördert haben, wer-
den in Teilbereichen wieder re-
aktiviert.“ Die Maßnahmenum-
setzung erfolgt in Kooperation 
mit lokalen Landwirtinnen und 
Landwirten. 

Blühmischungen statt Mais

Aber auch modellhafte Koope-
rationen werden erprobt, bei de-
nen beispielsweise Blühmischun-
gen statt Mais für Biogasanlagen  
gesät werden.

Der „Innere Bayerische Wald“ 
ist eines von bundesweit fünf 
Vernetzungsgebieten am Grü-
nen Band entlang des ehema-
ligen Eisernen Vorhangs. Das 
Gebiet erstreckt sich im Land-
kreis Freyung-Grafenau über die 
Kommunen Neuschönau, Hohe-
nau, Mauth-Finsterau, Philipps-

V.l.: Ernst Kandlbinder (Bürgermeister Gemeinde Mauth), Do-
ris Tropper, Prof. Dr. Hubert Weiger, Beate Rutkowski, Richard 
Mergner (alle BN-Landesvorstand), Sebastian Gruber (Landrat 
Freyung-Grafenau), Staatsminister Thorsten Glauber). Bild: BN

reut, Hinterschmiding, Haid-
mühle, Grainet, Neureichenau, 
Ringelai und Freyung. Im Aus-
tausch mit dem Nationalpark 
Šumava auf tschechischer Seite 
werden gezielt grenzübergrei-
fende Biotopverbundachsen ge-
fördert.

Das Projekt „Quervernetzung 
Grünes Band“ wird von Okto-
ber 2019 bis September 2025 im 
Bundesprogramm Biologische 
Vielfalt vom Bundesamt für Na-
turschutz (BfN) mit Mitteln des 
Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (BMU) sowie durch den Bay-
erischen Naturschutzfonds ge-
fördert.

Weiterführende Informatio-
nen: https://www.bund.net/gru-
enes-band/quervernetzung/ r

Bayerns größter Kreisverband für Gartenkultur und Landespflege feiert „125-Jähriges“ . „Wir sind im-
mer am Puls der Zeit“, betonte Landrätin Tanja Schweiger, Landkreis Regensburg, bei der Vorstellung 
des Programms zum 125-jährigen Jubiläum des Kreisverbands Regensburg für Gartenkultur und Lan-
despflege im Albert-Plagemann-Kreislehrgarten in Regenstauf. Als Vorsitzende steht sie dem 22.500 
Mitglieder starken Verein vor, und damit dem größten Kreisverband in Bayern. Von hochwertiger Gar-
tenberatung bis hin zu qualifizierter Ausbildung zum/zur Gartenpfleger/-in bietet der von Geschäfts-
führerin Stephanie Fleiner geleitete Verband zahlreiche Möglichkeiten zum aktiven Engagement und 
zur Nutzung des gebündelten Fachwissens sowie attraktive Veranstaltungen. In diesem Jahr feiert 
auch der Kreislehrgarten in Regenstauf Jubiläum: Vor 35 Jahren legte ihn der damalige Kreisverbands-
vorsitzende Albert Plagemann an. 
Das Bild zeigt v.l.: Die Vorstandschaft des Kreisverbandes Regensburg für Gartenkultur und Landes-
pflege: Stephanie Fleiner, Geschäftsführerin des OGV Kreisverbandes; Günter Spörl, 1. Vorsitzender OGV 
Obertraubling; Karl Pröpstl, Ehrenvorsitzender; Landrätin Tanja Schweiger, Kreisverbandsvorsitzende; Ste-
fanie Grünauer, Kreisfachberaterin; Horst Rothert, Kassenprüfer; Rolf Steigerwald, 1. Vorsitzender OGV 
Viehhausen; Torsten Mierswa , Kreisfachberater; Gerhard Listl, Kassenverwalter; vorne der stellvertreten-
de Landrat Willi Hogger, stellvertretender Kreisverbandsvorsitzender.  Bild: H.C. Wagner

Gemeinde Gröbenzell:

Flott und nachhaltig unterwegs – 
schon heute für morgen sorgen

Um diesem Motto gerecht zu werden, setzt die Gemeindeverwal-
tung seit Langem auf umweltfreundliche Mobilität. Neben insge-
samt 15 Dienstfahrrädern, die von den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Rathauses und aller Außenstellen gern für Dienstgänge 
und Außentermine genutzt werden, besitzt die Gemeinde auch eine 
vielfältige Stromfahrzeug-Flotte. Deren Anfänge reichen bis ins Jahr 
2012 zurück: Damals leaste die Gemeinde ein erstes E-Auto, um Er-
fahrungen mit der Elektromobilität zu sammeln. Danach fiel die Ent-
scheidung, eine eigene E-Flotte aufzubauen: „Wir wollten damals 
ein Zeichen setzen: Der Elektromobilität gehört die Zukunft. Gerade 
als Gemeindeverwaltung wollen wir Gröbenzell auch für die kom-
menden Generationen lebenswert zu erhalten. Daher stellen wir un-
seren Fuhrpark Stück für Stück von Diesel und Benzin auf Ökostrom 
um“, so Erster Bürgermeister Martin Schäfer.

Es fing 2017 mit zwei E-Bikes 
für die Rathausmitarbeiter*in-
nen an, 2018 kam ein elektrisch 
betriebenes Auto für die Haus-
meister hinzu. 2019 folgten ne-
ben zwei E-Lastenrädern für 
Hausmeister-Pool und Betriebs-
hof auch ein E-Auto für die Fi-
nanzverwaltung sowie ein elek-
trisch betriebener Streetscoo-
ter-PKW mit Ladefläche für 
den Betriebshof. 2020 wurde 
die E-Flotte um einen zweiten 
Streetscooter-PKW ergänzt, zu-
sätzlich kamen ein strombetrie-
bener Werkstattwagen sowie ein 
E-Kastenwagen für Baustellen-
transporte dazu. Der bisher letz-
te Neuzugang ist 2021 ein drit-
tes E-Bike, weitere Anschaffun-
gen sind bereits avisiert. Alle ge-
meindlichen E-Fahrzeuge – egal, 
ob mit zwei oder vier Rädern 
ausgestattet – werden selbst-
verständlich mit 100% Ökostrom 
angetrieben. Die Gemeinde lässt 
sich ihr Engagement für eine le-
benswerte Zukunft etwas kos-

ten: Bisher hat sie für ihre E-Flot-
te rund 230.000 Euro ausgege-
ben. Die zwei orangefarbenen 
Streetscooter-PKW wurden da-
bei im Rahmen der Förderricht-

struktur gefördert. Die Förder-
richtlinie wird von der NOW Gm-
bH koordiniert und durch den 
Projektträger Jülich (PtJ) umge-
setzt.

Markenzeichen E-Lastenrad

Als nachhaltig orientierte Ge-
meinde tut Gröbenzell übrigens 
auch viel für die umweltfreundli-
che Mobilität seiner Bürgerinnen 
und Bürgern: Neben der aktiven 
Förderung des Radverkehrs un-
terstützt die Gemeinde auch indi-
viduelle E-Mobilität, u.a. mit zwei 
Ladesäulen im Gemeindegebiet. 
Privat setzt Martin Schäfer übri-
gens schon lange auf Elektroan-
trieb. Sein weißes E-Lastenrad 

Derzeit fahren sechs Autos und zwei Lastenräder der Gemeinde mit 
Ökostrom, drei E-Bikes ergänzen die kommunale Stromer-Flotte. 
Vorn in der Mitte zudem das Markenzeichen des Ersten Bürgermeis-
ters - sein weißes, privates E-Lastenrad. Bild: Gemeinde Gröbenzell

linie Elektromobilität des BM-
VI mit insgesamt 43.071,76 Eu-
ro durch das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infra-

ist mittlerweile zu seinem Mar-
kenzeichen geworden: Wo es ge-
parkt ist, da ist der Erste Bürger-
meister nicht weit. r

https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
https://www.bund.net/gruenes-band/quervernetzung/
https://www.bund.net/gruenes-band/quervernetzung/
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Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/de/unimog/lohnunternehmer-und-dienstleister

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Erntehelfer. Facharbeiter.  
Straßenmeister. Oder kurz: Unimog.

Der Unimog überzeugt Agrar- und Lohnunter-
nehmen mit seiner enormen Wirtschaft lichkeit. 
Dafür sorgen der geringe Kraft stoffverbrauch bei 
gleichzeitig hoher Leistung von bis zu 220 kW (299 PS), 
Front- und Heckzapfwelle sowie Hydraulik ab Werk, 

schneller Gerätewechsel und dadurch eine 
hervorragende Aus lastung an 365 Tagen im Jahr. Auf 
dem Acker und im Grün landeinsatz bewegt sich der 
Allrounder zudem genauso souverän wie auf Straßen.

ABC der Kommunaltechnik: 
Bankettpflege

Wenn im Straßenbau von Bankett gesprochen 
wird, dann ist damit ein schmaler, verdichte-
ter aber wasserdurchlässiger Streifen seitlich der 
Fahrbahn gemeint, der zur Wasserableitung sowie 
als Aufbauraum für Straßenbegrenzungsanlagen 
und Verkehrsschilder dient. Das Bankett besteht 
meist aus einer Mischung von grob- und feinkör-
nigem Schotter-Kies, der vor Ort ausgebracht und 
anschließend verdichtet wird, um die nötige Trag-
fähigkeit zu erreichen.

Durch Schmutz von der Fahrbahn, Staub und 
Pflanzenreste aus der Grünstreifenpflege sam-
melt sich auf dem Bankett im Laufe der Zeit eine 
zentimeterdicke Schmutzschicht. Dadurch wird 
die Entwässerung der Straße gestört und Regen-
wasser kann nicht mehr abfließen. Dies kann zu 
Aquaplaning und gefährlichen Fahrbahnverei-
sungen führen. Bei häufiger Befahrung des Ban-
ketts kann dieses auch unter Straßenniveau ab-
sinken und dadurch Gefahrensituationen provo-
zieren. 

Regelmäßige Bankettsanierung

Um diese negativen Auswirkungen zu ver-
meiden, wird regelmäßig eine Bankettsanierung 
durchgeführt. Je nach Zustand sind dabei unter-

schiedliche Arbeitsgänge und Geräte notwendig. 
Bei einem abgesenkten Bankett gilt es, abgefah-
renes und nach Außen verlagertes Material zu er-
setzen bzw. mittels Erdhobel und Förderschne-
cke zurück zu befördern und anschließend zu ver-
dichten. Bei erhöhten Banketten wird überschüs-
siges Material abgehobelt oder mit einer Fräse 
gelockert und anschließend abtransportiert. Ziel 
ist in beiden Fällen die Wiederherstellung des 
Banketts auf Straßenniveau.

Zur Bankettaufbereitung können sowohl 
selbstfahrende Maschinen als auch Aufbaulö-
sungen für multifunktionale Geräteträger wie 
den Unimog verwendet werden. Der Vorteil von 
Aufbaulösungen liegt in den kurzen Umsetzzei-
ten, der Möglichkeit des Ein-Mann-Betriebes so-
wie in der Vielseitigkeit. So fallen Bankettarbeiten 
an einem Streckenabschnitt in der Regel nur in 
größeren Zeitabständen an. In der Zwischenzeit 
kann das Trägerfahrzeug anderweitig eingesetzt 
werden. Alle für die Bankettsanierung notwendi-
gen Geräte wie Bankettfräse, Verdichter, Förder-
schnecken und Kehrbesen können an einem Uni-
mog gleichzeitig in der erforderlichen Reihenfol-
ge angebaut und eingesetzt werden. So lässt sich 
die komplette Aufbereitung in einem einzigen Ar-
beitsgang durch eine Person erledigen. r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-Bucher Yeti L:

Streuautomaten bringen Sole 
zwölf Meter breit aus

Die Winterdienst-Experten von Bucher Municipal gehen immer neue 
Wege, beim Streuen auf Verkehrswegen die verwendeten Streustof-
fe in möglichst geringer Menge sowie möglichst zielgenau und effi-
zient einzusetzen. Dabei reichen die Art und die Beschaffenheit der 
verwendeten Materialien von reinem Trockenstreustoff bis zu reiner 
Sole. Mit den Sole-Streuautomaten der Baureihe Bucher Yeti L be-
weist der Hersteller erneut sein Engagement rund um die wirtschaft-
liche und umweltgerechte präventive Glättebekämpfung. 

Die Streuautomaten der Bau-
reihe Bucher Yeti L eignen sich 
durch ihre innovative Behälter-
bauweise bestens für den Auf-

resistentem HDPE (High Density 
Polyethylen) gefertigt und kön-
nen in ihren Abmessungen indi-
viduell auf das jeweilige Träger-

Streubreite ausgebracht. Darü-
ber hinaus ist es optional mög-
lich, den patentierten BrineStar® 
zu adaptieren. Damit können 
Streubreiten bis 12 Meter er-
reicht werden. 

Flächendeckendes Streubild

Zudem lässt sich mit dieser ein-
zigartigen Technologie ein flä-
chendeckendes Streubild erzie-
len mit weniger Verwirbelun-
gen als bei der Verwendung von 
herkömmlichen Düsensystemen 
oder Sprühbalken. 

Sowohl der Streuteller als auch 
der BrineStar® erfüllen die stren-
gen Anforderungen der euro-
päischen Streubildnorm DIN EN 
15597-1/2. 

Über die Wintersaison hinaus 
eignet sich der Streuautomat Bu-
cher Yeti L auch als Wasserträger 
für Anwendungen im kommuna-
len Sommerdienst wie das Gie-
ßen, Schwemmen oder Reinigen. 
Anspruchsvolle Reinigungsaufga-
ben können auch per Hochdruck 
über einen hydraulisch angetrie-
benen Hochdruckreiniger gelöst 
werden.

Über Bucher Municipal 

Bucher Municipal (www.bu-
chermunicipal.com) gehört zu ei-
ner von fünf Divisionen der Bu-
cher Industries AG mit Sitz in Nie-

derweningen bei Zürich. Bucher 
Municipal ist ein weltweit füh-
render Hersteller von Kommu-
nalfahrzeugen zur effizienten, 
umweltgerechten Reinigung und 
Schneeräumung von öffentlichen 
und privaten Verkehrsflächen. 
Das Produktangebot umfasst 

Kompakt- und Großkehrfahrzeu-
ge sowie Fahrzeuge und Maschi-
nen für die Kanalreinigung, Win-
terdienst und Müllentsorgung. 

Ergänzt wird das Produktan-
gebot durch digitale Dienstleis-
tungen. Mit einem weltweiten 
Netzwerk von eigenen Vertriebs- 

organisationen und Distributo-
ren stellt Bucher Municipal eine 
optimale Kundenbetreuung und 
Kundennähe sicher. Alle Produk-
te von Bucher Municipal werden 
nach den strengen Qualitäts- und 
Umweltstandards ISO 9001 und 
ISO 14001 gefertigt. r

bau auf Straßenfahrzeuge von 
MercedesBenz Unimog und mit-
telgroße Lkws und wurden spezi-
ell für den Einsatz auf Land,- Bun-
desstraßen sowie auf Autobah-
nen entwickelt. Die Behälter der 
Streuautomaten sind aus hoch-

fahrzeug angepasst werden. Sie 
sind in Behältergrößen von 2.300 
bis 5.500 Liter erhältlich.

Bei den Sole-Streuautomaten 
der Baureihe Bucher Yeti L wird 
die Sole über den Streuteller prä-
zise und mit bis zu acht Metern 

Sole-Streuautomat Bild: Bucher Municipal

Vereinsnadel in Gold und Ehrenvorsitzender:

Ehrung für Hans Joas
Fast 25 Jahre stand der Gundremminger Hans Joas an der Spitze des 
Kreisverbandes für Gartenbau und Landespflege Günzburg e.V.. Um 
dies zu würdigen war Bürgermeister Ulrich Pfanner als Bezirksvor-
sitzender und Vertreter des Präsidenten des Landesverbandes aus 
Scheidegg zur Überraschung von Joas zur Mitgliederversammlung in 
die Gemeinde Bibertal angereist. In seinem Grußwort bezeichnete 
Ulrich Pfanner Hans Joas als eine Idealbesetzung als Kreisvorsitzen-
der. Er sei ein mit Ideen gefüllter Förderer der Gartenkultur, geerdet, 
geprägt von Verlässlichkeit! Maßgeblich habe er sich insbesondere 
für den Erhalt alter regionaltypischer Kernobstsorten eingesetzt.

Seit 2009 konnten in ganz 
Schwaben regionale Kernobst- 
sorten kartiert und wenn möglich 
nach Sorten bestimmt werden. 
Die Zukunft liegt darin, diese Sor-
ten zu erhalten, Edelreiser zu ge-
winnen und sie neu auszupflan-
zen. Ein sehr wichtiger Gen-Pool 
kann somit erhalten werden. Er 
könnte zukünftig für die Kernobst-
forschung maßgeblich sein. In 
Schlachters entstand ein einzigar-
tiger Schwäbischer Erhaltungsgar-
ten mit über 200 Apfel- und Bir-
nensorten. Heuer konnten bereits 
1.000 Bäume veredelt werden. 
Zum Dank wurde vom Landes-
verband Hans Joas eine Urkunde 

 mit Ehrennadel in Gold verliehen.
Der neue Kreisvorsitzende Ro-

man Gepperth schloss sich dem 
Dank an und verkündete den ein-
stimmigen Beschluss der neuen 
Vorstandschaft: Aufgrund seiner 
Verdienste für den Kreisverband 
wird Hans Joas zum Ehrenkreis-
vorsitzenden ernannt. Landrat 
Hans Reichhart bestätigte in ei-
nem Glückwunschschreiben: „Du 
hast diesen Verband über Jahre 
geprägt und damit zu einem Zeit-
punkt Themen angepackt, die 
von großer Bedeutung sind. Hier 
hast du viel von einem der wich-
tigsten Güter gegeben, die wir 
haben: Deine Zeit!“ r

Bürgermeister Ulrich Pfanner 
(Scheidegg) ehrte als Vorsitzen-
der des Bezirksverbandes und 
Vertreter des Präsidenten des 
Landesverbandes für Gartenbau 
und Landespflege den scheiden-
den Kreisvorsitzenden Hans Jo-
as. Joas bleibt Pfanners Stellver-
treter im Bezirksverband Schwa-
ben.  Bild: Katharina Mairle

Keine Förderung  
für Kunststoffe im Wald

In Bayerns Wäldern wird es künftig keine staatliche Förderung für 
kunststoffbasierte Produkte mehr geben. Das hat Staatsministerin 
Michaela Kaniber in München verkündet: „Bayerns Wälder sind un-
sere grüne Lunge und das naturbelassenste Drittel Bayerns. 

Damit dort künftig weniger 
Plastik landet, stellen wir die För-
derung von Kunststoffprodukten 
konsequent ein“. Die Förderricht-
linie für den Privat- und Körper-
schaftswald wurde der Ministe-
rin zufolge bereits entsprechend 
ergänzt. „Dieser Schritt ist auch 
möglich, denn für Wuchshüllen 
und andere im Wald eingesetzte 
Produkte gibt es mittlerweile aus-
reichend Alternativen aus Holz 
und anderen nachwachsenden 
Rohstoffen“, so die Ministerin.

Wuchshilfen und andere Forst-
produkte unterstützen die jun-
gen Bäumchen in der sensiblen 
Anwuchs-Phase und verbessern 
so den Erfolg der Aufforstungen. 

Diese sind zunehmend notwen-
dig, weil die bayerischen Wälder 
aufgrund des Klimawandels zum 
Teil stark geschädigt sind. Für die 
bekannten Kunststoff-Wuchshül- 
len wird es einen stufenweisen 
Ausstieg geben. Im Jahr 2022 
sind je Förderantrag nur noch 
maximal 200 Stück förderfähig, 
ab dem 1. Januar 2023 endet 
die Förderung ganz. „Damit ha-
ben alle Beteiligten noch etwas 
Zeit, sich in der Produktentwick-
lung und Bevorratung alternati-
ver Produkte auf dieses nachhal-
tige Vorgehen einzustellen“, sag-
te Ministerin Kaniber. Bei staat-
lich geförderten Projekten zur 
Walderschließung – etwa Forst-

wegen oder Lagerplätzen – ist 
bereits seit Anfang des Jahres der 
Einsatz von mineralischen Bau- 
stoffen ausgeschlossen, die Res-
te an Kunststoffen und anderen 
Fremdstoffen enthalten können. 

Richtiger Impuls

„Ich bin überzeugt, dass wir mit 
dem klaren Förderausschluss von 
Kunststoffen den richtigen Im-
puls setzen. Davon werden nicht 
nur unsere Wälder profitieren, 
sondern alle Bürgerinnen und 
Bürgern“, so Kaniber. Von den 
Neuerungen nicht berührt ist die 
rechtlich zulässige Verwendung 
von kunststoffbasierten Produk-
ten ohne staatliche Förderung.

Mehr Informationen zur forstli-
chen Förderung in Bayern gibt es 
unter www.waldbesitzer-portal.
bayern.de/foerderung r

https://mbs.mercedes-benz.com/de/unimog/lohnunternehmer-und-dienstleister
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Bankettpflege&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
http://www.henne-unimog.de
http://www.buchermunicipal.com
http://www.buchermunicipal.com
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de/foerderung
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de/foerderung
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Gemeinde Buch am Erl-
bach; rund 4.000 Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Bei den jüngsten Kommunal-
wahlen 2020 habe ich für das 
Amt zur Bürgermeisterin kan-
didiert, konnte mich bei der 
Stichwahl durchsetzen und ha-
be zum 01.05.2020 das Amt 
angetreten.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Als mein Vorgänger im April 
2019 bekannt gab, dass er bei 

Stürme und des Borkenkäfers 
so stark geschädigt war, dass 
der Betrieb des Waldkinder-
gartens aus Sicherheitsgrün-
den nicht mehr möglich war. 
Außerdem waren von meinem 
Vorgänger noch einige große 
Projekte angestoßen worden, 
die weiter begleitet bzw. fer-
tiggestellt werden mussten.
Welche Themen beschäftigen 
Sie momentan? 

Bau einer Kita-Einrichtung 
in modularer Bauweise als 
mittelfristige Lösung; Breit-
bandausbau, Beschaffung von 
Bauland, Sanierung und Wei-
terentwicklung der Wasser-

Elisabeth Winklmaier-Wenzl
Erste Bürgermeisterin  

der Gemeinde Buch am Erlbach 
Vorsitzende der Wählergruppe  

„Frauen für den Landkreis Landshut“

den nächsten Wahlen nicht mehr kandidieren 
wird, sind einige Bucher Bürger, aber auch die 
Vorstandschaft der CSU, auf mich zugekom-
men und haben mich gebeten, für das Bürger-
meisteramt zu kandidieren. Das war schon et-
was überraschend, da ich bis zu diesem Zeit-
punkt politisch nicht aktiv war. Nach einer 

gewissen Bedenkzeit habe ich mich dazu ent-
schlossen. Ich will meine Heimatgemeinde in 
die Zukunft begleiten.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich habe an speziell für den Wahlkampf an-
gebotenen Seminaren und Workshops teilge-
nommen, aber auch regelmäßig die Gemein-
deratssitzungen besucht. Dabei konnte ich die 
aktuellen Themen und Schwerpunkte erfahren 
und mich in diese einarbeiten.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Der Aufgabenbereich im Bürgermeister-
amt ist sehr vielfältig. Das war für einen poli-
tischen Quereinsteiger wie mich durchaus ei-
ne große Herausforderung. Die Corona-Pande-
mie hatte hier zum einen den Vorteil, dass ich 
mich auf die Einarbeitung konzentrieren konn-
te. Der große Nachteil der Pandemie war aber, 
dass die Kontakte zu den Bucher Bürger*innen 
stark unterbunden waren. Der Austausch mit 
der Bürgerschaft ist jedoch sehr wichtig, vor al-
lem wenn man neu in diesem Amt ist.

Relativ schnell wurde auch klar, dass zum 
Beginn des neuen Kindergartenjahres 2020/21 
für 25 Kinder Plätze im Krippen- und Kindergar-
ten fehlen. Die Herausforderung war groß, hier 
eine kurzfristige Lösung zu finden. Auch der 
Waldkindergarten benötigte ein neues Wald-
gelände, da die bisherige Heimat wegen der 

versorgung sowie der Hochwasserrückhaltung.
Es wurde auch eine Bürgerbefragung aus-

gearbeitet und im Mai dieses Jahres durchge-
führt. Die Ergebnisse müssen nun im nächsten 
Schritt zusammen mit dem Gemeinderat disku-
tiert und priorisiert werden. 
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Langfristige Projekte werden die Sanierung 
bzw. Gestaltung unserer Ortsmitte mit Schaf-
fung eines Dorfplatzes sowie die Weiterent-
wicklung des Klimaschutzkonzeptes sein. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Gehen Sie mit Respekt, aber ohne Angst, an 
die Herausforderungen heran.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Durch offene Kommunikation mit dem Ge-
meinderat und den Bürgern und durch Delega-
tion und Nutzung der vorhandenen Fachkom-
petenz in der Verwaltung.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die vergangenen 1 ½ Jahre haben die Poli-
tik und die Wirtschaft vor enorme Herausfor-
derungen gestellt und gezeigt, wo Hausaufga-
ben zu machen sind. In sehr kurzer Zeit muss-
ten wesentliche Prozesse online angeboten 
werden. Das gilt für die Schulen genauso, wie 
für die Verwaltung. Ich gehe davon aus, dass 
wir darauf aufbauen können und in den nächs-
ten Jahren viele wichtige Prozesse digitalisie-
ren und durchgängig online anbieten können. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Man muss mit den richtigen Leuten zusam-
menarbeiten, sie achten und motivieren. Dauer- 
hafter Erfolg ist nur im Team möglich.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als Bürgermeisterin, die immer ein offenes 
Ohr für Ihre Bürgerinnen und Bürger hatte, der 
das Gemeindewohl und eine zukunftssichere 
Entwicklung ihres Heimatortes am Herzen la-
gen.  r

Tagung der Oberpfälzer Landräte: 

Von Katastrophenschutz  
bis Coronapandemie

Wie sind Bayern und die Oberpfalz bei Starkregenereignissen, wie 
vor kurzem in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, gerüstet? 
Das war eines der Themen bei der Tagung der Oberpfälzer Landräte 
in Bodenwöhr (Landkreis Schwandorf).

Der Amberg-Sulzbacher Land-
rat, gleichzeitig Sprecher der 
Oberpfälzer Landräte, Richard 
Reisinger bemerkte hierzu, dass 
die „Effizienz der Strukturen“ bei 
einem Katastrophenfall (K-Fall) 
aufgrund der aktuellen Ereignis-
se überprüft werden müssen.
„Knackpunkt“ sei, die Bevölke-
rung zu alarmieren. Hier ist laut 
des Chamer Landrats Franz Löffler 
die „Sirene ein probates Mittel“, 
denn nicht alle Menschen sind 
über Handy erreichbar und er-
halten Push-Up-Meldungen über 
WarnApps. Löffler stellte fest, 
dass derartige Wetterereignisse 
bisher nicht bekannt waren und 
eine Vorhersage nur sehr schwer 
bis nicht möglich sei: „Das kann 
man nicht prognostizieren.“

Für Regierungspräsident Axel 
Bartelt stellen die Hochwas-
ser in Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen eine „historische 
Katastrophe“ dar, die uns uner-
bittlich mit den Auswirkungen 
des beginnenden Klimawandels 
konfrontiert. 

Brandrat Norbert Koller vom 
Sachgebiet Sicherheit und Ord-
nung bei der Regierung der Ober-
pfalz berichtete über den Einsatz 
in Rheinland-Pfalz, bei dem ca. 
600 Kräfte aus der Oberpfalz vor 
Ort Unterstützung leisteten. Ent-
sprechend seiner Erfahrungen 
aus dem Einsatz sieht er Bayern 
für den Ernstfall gut gerüstet.

Vierte Welle, ja, aber anders

Die Sorge um die sich ausbrei-
tende vierte Welle und der De-
lta-Variante beschäftigte die 
Oberpfälzer Landräte. „Eine vier-
te Welle werden wir bekommen, 
aber sie wird anders sein“, pro-
phezeite der Infektiologe Prof. Dr. 
Bernd Salzberger von der Unikli-
nik Regensburg den Landräten. 
Vor allem junge Menschen, die 
nicht geimpft sind, werden laut 
Prof. Dr. Salzberger wohl erkran-
ken. Aber der Regensburger In-
fektiologe rechnet mit weniger 
schlimmen Krankheitsverläufen 
und weniger Krankenhausaufent-
halten. Dadurch werden wir „ei-
ne andere Belastung des Gesund-
heitssystems“ haben, so Prof. Dr. 
Salzberger. Viele Risikopatienten 
seien schon geimpft, deshalb sei 
die Hoffnung groß, dass die Kran-
kenhäuser in der vierten Welle 
nicht stark belastet werden.

Der Infektiologe, der zugleich 
Präsident der Deutschen Gesell-
schaft für Infektiologie ist, rät zur 
Corona-Schutzimpfung. Was die 
Wirksamkeit aller Impfstoffe bei 
der Verhinderung von Infektio-
nen angeht, gebe es keine Zwei-
fel: „Wenn es trotz Impfung zu In-
fektionen kommt, verlaufen die-
se weniger schwer. Tödliche Ver-
läufe werden um mehr als die 
Hälfte reduziert.“

Mittlerweile sind laut Regie-
rungspräsident Axel Bartelt knapp 
60 Prozent der Oberpfälzer einmal 
geimpft, rund 55 Prozent hätten 
bereits den vollständigen Impf-
schutz. Auch der Regierungsprä-
sident warb ähnlich wie der Infek-
tiologe Prof. Dr. Salzberger erneut 
für die Corona-Schutzimpfung. 

Landrat Richard Reisinger aus 
dem Landkreis Amberg-Sulz-
bach und dessen Chamer Kolle-
ge Franz Löffler wollten vom Ex-
perten noch mehr über die Imp-
fung von Kindern und den ide-
alen Zeitpunkt einer dritten 
Impfung wissen. Salzberger emp-
fiehlt eine Impfung auch für Kin-
der, wenngleich sie von einer Er-
krankung nicht sehr häufig be-
troffen seien. Hier gehe es zum 
Teil auch um den Schutz von El-

tern, für die eine Erkrankung ein 
Risiko darstellen würde. Den rich-
tigen Zeitpunkt für die dritte Do-
sis sieht Salzberger bei ungefähr 
sechs Monaten nach der zweiten 
Impfung.

Von Seiten der Staatsregie-
rung sind die so genannten Boos-
ter-Impfungen zunächst vor allem 
in Pflege- und Seniorenheimen 
angedacht, berichtete die künfti-
ge Geschäftsführerin des Bayeri-
schen Landkreistags, Andrea De-
gl. Mobile Impfteams sollen die 
Auffrischungsimpfungen verab-
reichen. Verwendet werden sol-
len jeweils mRNA-Impfstoffe wie 
BioNTech und Moderna.

Andrea Degl ab Oktober 
neue Geschäftsführerin

Für Andrea Degl war es die ers-
te Sitzung mit den Oberpfälzer 
Landräten. Sie übernimmt zum 
1. Oktober die Geschäftsführung 
des Bayerischen Landkreistags. 
Der derzeitige Amtsinhaber, Dr. 
Johann Keller, verabschiedet sich 
dann in den wohlverdienten Ru-
hestand. Landrat Richard Reisin-
ger als Sprecher der Oberpfälzer 
Landräte begrüßte die gebürtige 
Münchnerin in der Runde beste-
hend aus aktuell einer Landrätin, 
sechs männlichen Kollegen und 
einem Regierungspräsidenten.

Degl begann nach der Zwei-
ten juristischen Staatsprüfung 
ihren Dienst beim Freistaat Bay-
ern als Richterin auf Probe beim 
Verwaltungsgericht München. Es  
folgten weitere Stationen un-
ter anderem im Innenministeri-
um sowie in der Bayerischen Ver-
tretung in Berlin und dem Baye-
rischen Justizministerium. Von 
2017 bis 2018 war Andrea De-
gl Regierungsvizepräsidentin von 
Oberbayern, bevor sie ins Bayeri-
sche Staatsministerium für Woh-
nen, Bau und Verkehr wechselte, 
wo sie bis zuletzt tätig war.

Degl informierte die Landräte 
über die Pläne des Bayerischen Ge-
sundheitsministeriums, im kom- 
menden Schuljahr PCR-Pooltests 
an Grund- und Förderschulen 
durchzuführen. Testungen von 
Schülern sind für die Bayerische 
Staatsregierung einer der zent-
ralen Pfeiler bei der Bekämpfung 
der Pandemie. Vor allem im Be-
reich der Grundschulen spiele 
dies eine Rolle, weil Grundschü-
ler nicht geimpft werden können. 
Im Vergleich zu Antigen-Selbst-
tests bieten PCR-Tests eine höhe-
re Sensitivität. Die Pool-Testung 
ist zudem besonders bei einem 
geringen Infektionsgeschehen ei-
ne effiziente, kosten- und ressour-
censchonende Möglichkeit für 
Reihentestungen mit einem ho-
hen Probeaufkommen. Der Frei-
staat schafft die notwendigen La-
bor- und Logistikkapazitäten, lo-
gistische Unterstützung soll laut 
Degl durch die Landratsämter er-
folgen.

In der Oberpfalz sind nach 
derzeitiger Planung zwei Kno-
tenpunkte vorgesehen, Neu-
markt und Regensburg, von 
wo aus die Tests ins Labor nach 
Weiden gebracht werden sol-
len. Noch im August sollen ent-
sprechende Routenpläne aus-
gearbeitet werden, die Fahrten 
selbst sind dann ab Oktober ge-
plant. Landrat Richard Reisinger 
ergänzte, dass dieses Thema in 
einer der folgenden Videokon-
ferenzen mit dem Gesundheits-
minister noch einmal angespro-
chen werden soll.

Landrat Thomas Ebeling aus 
Schwandorf, der von den Land-
ratskollegen aus der Oberpfalz 
als politischer Ansprechpartner 

für Fragen der Endlagersuche be-
nannt und mit der Koordinierung 
in der Oberpfalz betraut wurde, 
erstattete zum Abschluss noch 
kurz einen Bericht, nachdem zu-
vor bereits von Seiten der Ober-
pfälzer Landräte und Oberbür-
germeister Kritik am „Zwischen-
bericht Teilgebiete“ der Bun-
desgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) geäußert wurde. Nach die-
ser Untersuchung, bei der es um 
die Frage ging, welche Regionen 
in Deutschland von den geologi-
schen Voraussetzungen her über-
haupt für eine eventuelle Endla-
gerung geeignet sein könnten, 
fielen 46 Prozent der Fläche der 
Bundesrepublik durch das Raster. 
„Wir waren alle etwas erstaunt, 
dass der Bericht 54 Prozent der 
Fläche für geeignet hält. Wir hät-
ten uns eine weitere Eingren-
zung gewünscht“, sagte Ebeling 
im Kreise seiner Kollegen. Glei-
chermaßen überrascht war der 
Schwandorfer Landrat, dass zum 
Beispiel Gorleben bereits aus der 
Auswahl herausgefallen ist, ob-
wohl es jahrelang als Standort im 
Gespräch gewesen sei. Die Land-
räte in der Oberpfalz sind über-
haupt nicht damit einverstanden, 
weiter als mögliches Gebiet zu 
gelten. Sie sehen nicht nachvoll-
ziehbare Sachverhalte und me-
thodische Fehler in der Untersu-
chung. r

Entscheidung der UNESCO:

Bad Kissingen und Donaulimes 
sind Weltkulturerbe

Bad Kissingen und der Donaulimes sind zum UNESCO-Weltkulturer-
be ernannt worden. Wie Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwan-
ger betonte, „sind die zwei neuen, bayerischen Weltkulturerbe-Titel 
Ansporn und Verpflichtung zugleich. Mit deren Geschichte können 
wir die nächsten Generationen begeistern und neue Zielgruppen ge-
winnen sowie gleichzeitig die historische Substanz erhalten.“

Das Welterbekomitee der UN-
ESCO gab seine Entscheidung, 
Bad Kissingen gemeinsam mit 
zehn weiteren Kurstädten als 
„Bedeutende Kurstädte Europas“ 
in die Welterbeliste einzuschrei-
ben, bei seiner diesjährigen Sit-
zung Ende Juli in China bekannt. 
Nach den Worten von Kunstmi-
nister Bernd Sibler hat Bad Kissin-
gen als Kurort von unglaublicher 
Vielfalt mit einer Mischung aus 
gelebter Tradition und Moderne 
überzeugt. Als Teil der bedeuten-
den Kurstädte Europas versinn-
bildliche es den europäischen 
Gedanken der Gemeinschaft und 
des Zusammenhalts.

„Wir wollen kein Museum wer-
den, sondern wir wollen geleb-
te Geschichte mit Anspruch hier 
in Bad Kissingen haben“, kündig-
te Oberbürgermeister Dirk Vo-
gel an. Mit dem Welterbetitel sei 
es leichter möglich, Unterneh-
men, Bürger und Bürgerinnen für 
die Stadt zu gewinnen, „weil wir 
mit der Anerkennung nun in der 
Champions League in der öffent-

lichen Wahrnehmung deutscher 
Städte sind“.

Generalkonservator Prof. Ma-
thias Pfeil, Leiter des Bayerischen 
Landesamtes für Denkmalpfle-
ge, ergänzte: „Wir freuen uns, 
dass Bad Kissingen nun Teil eines 
Welterbes ist, das so viele Städ-
te europaweit verbindet. Mit sei-
ner mondänen Architektur von 
Max Littmann und von Friedrich 
von Gärtner gehört Bad Kissin-
gen eindeutig zu diesen klang-
vollen Namen. Die Idee, die die 
Menschen im späten 18. bis zum 
frühen 20. Jahrhundert von Well-
ness und Spa hatten, ist in Bad 
Kissingen noch heute erlebbar.“

Der Donaulimes spielt  
jetzt in der Königsklasse

Positiv fiel auch die Entschei-
dung für den internationalen An-
trag „Grenzen des Römischen 
Reiches –Donaulimes (Westlicher 
Teil)“ Deutschlands (Bayern), Ös-
terreichs und der Slowakei aus. 
Der bayerische Abschnitt ver-

läuft von Eining (Kreis Kelheim) 
über Regensburg und Straubing 
bis Passau. „Der Donaulimes ist 
die erste Welterbestätte, deren 
deutsche Anteile überwiegend in 
Niederbayern liegen“, hob Bernd 
Sibler hervor. Die Aufnahme in 
die Welterbeliste sei ein deutli-
ches Zeichen für die Bedeutung 
dieser historischen natürlichen 
Grenze des römischen Reichs. 

„Jetzt spielt der Donaulimes in 
Niederbayern und der Oberpfalz 
in der Königsklasse der weltwei-
ten Kulturdenkmäler“, stellte 
Hubert Aiwanger fest. Der Titel 
verschaffe den Gemeinden in-
ternationale Bedeutung und sor-
ge für zusätzliche ökonomische, 
regionale Effekte. Denn Kultur 
sei ein touristisches Zugpferd. 
Die UNESCO-Auszeichnung sei 
ein aufmerksamkeitsstarkes Al-
leinstellungsmerkmal und ha-
be einen sehr hohen Stellenwert 
in der internationalen Kultur-, 
Bildungs- und Wirtschaftspoli-
tik. Die Weltkulturerbestätten 
brächten zusätzliche Gäste nach 
Bayern.

Pfeil ergänzte: „Allen, die sich 
mit so viel Leidenschaft und En-
gagement für den Welterbe-Ti-
tel eingesetzt haben, gilt unser 
Dank. Der Donaulimes hat diesen 
Titel mehr als verdient. DK
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Ich muss freimütig zugeben, 
dass ich in den vergangenen 
Wochen doch etwas in mei-
ner Überzeugung schwankend 
geworden bin, die Menschen 
wirklich verstehen zu können. 
Vor allem fasziniert mich die 
Frage der Rollenvorbilder.

Nachdenklich bin ich gewor-
den, als ich den Wahlwerbe-
spott einer Partei gesehen ha-
be. Zu den gemessenen Schrit-
ten des Kandidaten werden die Worte des 
Amtseides des Bundeskanzlers eingespielt, ge-
sprochen von Helmut Schmidt. Danach die sinn-
gemäße Aussage, als Schmidt Deutschland aus 
der Krise geführt habe, hätte sich der damals als 
junger Mann noch fröhlich dreinblickende Kan-
didat für die Politik engagiert. What? Helmut 
Schmidt als Vorbild?

Zunächst: Der korrekte Text wäre gewesen 
„Als Helmut Schmidt versucht hat, das Land 
aus der Krise zu führen, in die Willy Brandt es 

gebracht hat“. Aber so viel Kenntnis der Zeit-
geschichte kann man nicht unterstellen, wenn 
man Schmidt ernsthaft als politisches Vorbild 
heranziehen will. Obwohl, einige Parallelen zu 
heute sind sicherlich sichtbar. So durfte Schmidt 
nie das wichtige Amt des Parteivorsitzenden be-
kleiden, sondern musste mit dem Bundeskanz-
leramt Vorlieb nehmen. Auch konnte er in Si-
cherheits- und Verteidigungsfragen sich nie 
wirklich und entscheidend gegen seine mit der 
Finnlandisierung Deutschlands liebäugelnde 
Partei durchsetzen. Nachdem sich seine Wirt-
schafts- und Finanzpolitik zum Desaster entwi-
ckelte, konnte er gegen seine staatskapitalisti-
sche Partei nicht ankommen, was schließlich so-
gar zum Bruch der ihn damals tragenden Koali-
tion führte.

Denn Inflationsraten von sechs oder gar sie-
ben Prozent waren in der Amtszeit Schmidts bit-
tere Realität. Hat die Regierung Brandt beherzt 
die Schuldenaufnahme, die in der jungen Bun-
desrepublik ein Novum war, zum Laufen ge-
bracht, wurden unter Schmidt nie gekannte 
Schuldenberge aufgehäuft – wohlgemerkt ohne 
große wirtschaftspolitische und weltpolitische 

Herausforderungen wie die 
deutsche Wiedervereinigung.

Aber neben meiner Verwun-
derung über die Berufung auf 
solche Vorbilder wundere ich 
mich auch, dass ernsthaft da-
rüber diskutiert wird, die Par-
tei an einer künftigen Bundes-
regierung zu beteiligen, die von 
den 50er bis in die 80er Jahre  – 
wenngleich unter anderem Na-
men – die DDR regiert hat. Die 

Parteinamen haben schon mehrfach gewech-
selt, aber der Markenkern ist doch irgendwie 
stabil.

Wie in der DDR sollen Wohnungen in Volks…, 
pardon, Staatseigentum übergeführt und die 
Mieten reguliert werden. Die Bilder maroder 
und heruntergekommener Mietshäuser mit 
spartanischer Ausstattung von Rostock über 
Leipzig bis Erfurt sind wohl weitgehend in Ver-
gessenheit geraten. Die Einheitsrente ist ebenso 
wie die Einheitskrankenversicherung auch wie-
der auf dem Wunschzettel, gepaart mit staatli-
cher Lohnfindung, wahlweise als Mindestlohn 
oder Grundeinkommen verpackt. Hauptsache 
keine wirtschaftliche Differenzierung nach Leis-
tungskriterien. Eine Viertagewoche bei vollem 
Lohnausgleich soll wohl dafür sorgen, dass die 
unvermeidbaren wirtschaftlichen Einbrüche 
durch Aktivitäten der Selbstversorgung ausge-
glichen werden können. Russland wird wieder 
unser bester Freund und aus unserer Mittellage 
auf dem europäischen Kontinent zieht man die 
Folgerung, dass man kein Geld fürs Militär aus-
geben sollte, wenn man sich ohnehin nicht ver-
teidigen kann.

Ich bitte mich nicht falsch zu verstehen: Das 
kann man sicherlich alles in einer Demokra-
tie vertreten und fordern. Keine Frage. Aber ist 
man damit ein ernsthafter potentieller Koaliti-
onspartner?

Nun gibt es jetzt sicherlich einige, die die-
se Zeilen als Zumutung eines schwadronieren-
den Katers empfinden. Nun, auch als Katze re-
klamiere ich das Recht auf das freie Wort für 
mich und auf eine Meinungsbildung, statt Um-
fragetrends hinterherzulaufen. Im Übrigen gibt 
mir ein Wort der Schriftstellerin Ingeborg Bach-
mann zu denken: „Die Geschichte lehrt dau-
ernd, aber sie findet keine Schüler.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Krux  
mit den Vorbildern

Landkreis Fürth: 

Aktiv gegen  
innerörtlichen Leerstand 

Start des Ladens „ZeitRaum – der RegionalStore“

Der Landkreis tut viel gegen den Leerstand von Läden und zur Be-
lebung der Innenorte. So ist kürzlich in Langenzenn der regionale 
Laden „ZeitRaum“ eröffnet worden, wo zeitlich begrenzt innovati-
ve Produkte aus dem Landkreis Fürth verkauft werden. Umgesetzt 
wurde das Projekt in Zusammenarbeit mit der Kommunalen Allianz 
Zenngrund und der Stadt Langenzenn.

„Das Ladengeschäft stand leer, 
es wird jetzt genutzt, um Produk-
te von etwa 25 Jungunterneh-
merinnen und -unternehmern 
sowie Direktvermarktern zu prä-
sentieren”, sagte Landrat Matthi-
as Dießl. Der „ZeitRaum“ sei nicht 
nur ein Experiment für neue Han-
delsformate und Nutzungsmo-
delle. Neben der zeitweisen Be-
lebung eines Leerstands wer-
de auch innovativen Unterneh-
merinnen und Unternehmern 
eine Plattform zur Präsentation 
geboten, so Matthias Dießl. Nach 
seinen Worten soll unter ande-
rem auch die regionale Wert-
schöpfung gestärkt werden. Ins-
besondere Gründerinnen und 
Gründer aus dem Landkreis Fürth 
bekämen hier die Möglichkeit, ih-
re Marktchancen für kurze Zeit zu 
testen – und das kostenlos. Dar-
über hinaus ziele das Projekt zu-
sammen mit einer Werbekampa-
gne darauf ab, die Chancen von 
lebendigen Ortskernen zu ver-
deutlichen. 

Der Landrat: „Städte und Ge-
meinden und besonders deren 
Innenorte stehen in einem stän-
digen Strukturwandel. Sie müs-
sen sich laufend anpassen, um 
den Bedürfnissen der Bürgerin-
nen und Bürger gerecht zu wer-
den. Menschen möchten heu-
te beim Einkaufen etwas erleben 
und Individuelles entdecken“. Le-
bendige Innenorte seien schließ-
lich Standortmarketing im bes-
ten Sinne, wovon alle profitieren 
könnten. Und so soll der „Zeit-
Raum“ seinen Kundinnen und 
Kunden durch seine Individuali-
tät und Regionalität ein besonde-
res Einkaufserlebnis bieten.

Wie Matthias Dießl erläuter-
te, werde das Ladengeschäft für 
diesen Zweck nur temporär ge-
nutzt – gerade „aufgeploppt“ 
werde der Laden bis zum 18. De-
zember 2021 geöffnet sein. Zu se-
hen seien dort Wohnaccessoires, 
nachhaltige Produkte sowie Mo-
de und regionalen Leckereien. 
„Alle Produkte im Laden haben 

eine Gemeinsamkeit: Sie sind in 
der Region entworfen oder pro-
duziert worden“, betonte der 
Landrat. Der Laden sei aus dem 
Flächenmanagement als eine ei-
genständige Maßnahme des Re-
gionalmanagements heraus ent-
wickelt worden.

Beispiele für gelungenes  
Flächenmanagement

Bereits 2019 wurde vom Re-
gionalmanagement des Land-
kreises eine Ausstellung mit Best 
Practice Beispielen konzipiert, die 
es jetzt in einer digitalen Version 
gibt. Sie soll auf den bewussten 
Umgang mit Fläche aufmerksam 
machen und Anregungen für die 
Innenentwicklung in Kommunen 
geben. Die Neu- und Umnutzung 
von Gebäuden und Grundstücken 
im Ortskern böte vielfältige Vor-
teile, auch im Vergleich zum Bau-
en im Neubaugebiet. Die Ausstel-
lung gebe zudem Eigentümern 
solcher Gebäude wertvolle Anre-
gungen zur Umgestaltung, Tipps 
zum Kosten sparen und Informa-
tionen zu Förderprogrammen.

Nach Angaben von Landrat 
Dießl befindet sich ein weite-
res gelungenes Beispiel in Ober-
michelbach, wo eine vom Abriss 
bedrohte, die Ortsmitte prägen-
de Scheune unter weitgehendem 
Erhalt der historischen Bausub-
stanz restauriert und zum Kin-
derhort umgebaut wurde. Und in 
Zirndorf sei der „Pinderturm“ ne-
ben dem heutigen Landratsamt 
in ein lichtdurchflutetes Büro-
gebäude umgewandelt worden. 
Das einstige Kasernen-Areal „Pin-
derpark“ ist heute nicht nur Sitz 
der Kreisbehörde, sondern auch 
Wohngebiet und Standort für 
die Realschule, einen Kindergar-
ten, ein Seniorenheim sowie für 
Arztpraxen und Geschäfte. Infos: 
www.landkreis-fuerth.de.  pmw

Jürgen Habel, 1. Bürgermeister der Stadt Langenzenn, Dr. Maike Mül-
ler-Klier, Leiterin der IHK-Geschäftsstelle Fürth und Landrat Matthias 
Dießl informieren sich vor Ort über das Sortiment.  Bild: Landkreis Fürth

Mittelfranken:

CSU-Bezirksparteitag bestätigt 
Herrmann als Vorsitzenden 

Söder beschreibt den „Kompass der CSU für die nächste Generation“

Joachim Herrmann bleibt für weitere zwei Jahre Bezirksvorsitzen-
der der CSU-Mittelfranken. Mit 118 von 120 gültigen Stimmen, also 
mehr als 98 Prozent, bestätigten ihn die Delegierten im Bad Winds-
heimer KKC in Amt, welches er seit zwanzig Jahren ausübt. Dieses Ju-
biläum würdigte dann auch Landtagsabgeordneter Andreas Schalk 
als einer seiner Stellvertreter. Der Bayerische Ministerpräsident und 
CSU-Vorsitzende Dr. Markus Söder nannte ihn „den besten Innenmi-
nister in Deutschland“ und „ein innenpolitisches Wikipedia“.

Mit Blick auf die Pandemie 
rief Söder in seiner Grundsatzre-
de dazu auf, beim Impfen nicht 
nachzulassen. Er verwies darauf, 
dass es nirgendwo so viel finan-
ziellen Ausgleich gegeben habe, 
wie in Deutschland. Als völlig da-
neben bezeichnete er Bestrebun-
gen mancher politischer Konkur-
renten, die nach höheren Steu-
ern und mehr Bürokratie riefen: 
„Wer gegen die Wirtschaft und 
den Mittelstand handelt, schä-
digt das ganze Land“. Dagegen 
habe die CSU einen „Kompass für 
die nächste Generation“. Seine 
Partei sei fest entschlossen, „mit 

Stabilität bei Bewährtem und Er-
neuerung wo notwendig“ die Zu-
kunft zu organisieren.

Stabilität bei Bewährtem 
und Erneuerung wo nötig

Mit deutlichen Worten sprach 
sich Söder gegen eine Zersplitte-
rung des bürgerlichen Lagers aus. 
Aufgabe sei, das Land in schwie-
rigen Zeiten zusammenzuhal-
ten. „Auch wir sind nicht perfekt, 
auch wir machen Fehler, aber 
wenn es ernst wird, stehen wir 
zusammen“, so der CSU-Landes-
vorsitzende.

Zuvor war schon Joachim Herr-
mann bei seinem Rechenschafts-
bericht auf die bevorstehen-
de Bundestagswahl eingegan-
gen und hatte seine Parteifreun-
de darauf eingeschworen, „jede 
Gelegenheit, ob digital oder im 
persönlichen Gespräch, zu nut-
zen, um die Menschen von den 
Zielen der CSU „mit Leidenschaft 
und Begeisterung“ zu überzeu-
gen: „Wir sind nicht unfehlbar, 
aber wir sind besser für Bayerns 
und Deutschlands Zukunft“.

Für Erhalt flächendeckender 
Krankenhausversorgung

Durch Corona seien viele Opfer 
zu beklagen, auch aus den Reihen 
der CSU. „Insgesamt sind wir bes-
ser durch die Krise gekommen, 
als viele andere Länder dieser Er-
de“, konstatierte der Bayerische 
Staatsminister des Innern, für 
Sport und Integration. So sei das 
Gesundheits- und Krankenhaus-
wesen zu keiner Zeit kollabiert, 
„auch dank des unglaublichen 
Einsatzes aller Pflege- und Ret-
tungskräfte“. Die Pandemie ha-
be zudem den Beweis dafür ge-
liefert, „wie wichtig es ist, die flä-
chendeckende Krankenhausver-
sorgung entgegen anderweitiger 
Bestrebungen aufrechtzuhalten“.

Der Bezirksvorsitzende nannte 
es „nicht selbstverständlich, dass 
nach einer gigantischen Pande-
miekrise die Arbeitslosenquote 
bei uns wieder die niedrigste al-
ler Länder ist“. Arbeitsplätze sei-

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter: v.l. Andreas Schalk, Cornelia 
Trinkl, Joachim Herrmann, Sophia Schenkel, Cornelia Griesbeck und 
Herbert Lindörfer.  Bild: pmw

en existenziell für Wohlstand und 
zur Erhaltung und Schaffung der-
selben komme es auf die richtigen 
Weichenstellungen und Rahmen-
bedingungen an. Joachim Herr-
mann: „Die Soziale Marktwirt-
schaft hat sich erneut bewährt 
und wir lassen uns diese durch 
niemanden in Frage stellen“.

Die kräftigen Investitionen des 
Freistaats in Hochschulen und die 
Forschungslandschaft insgesamt 
würden nach Ansicht von Herr-
mann die mittelfränkische Regi-
on ebenso stärken, wie die Ver-
lagerung von Teilen des Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofs 
nach Ansbach. Der Bayerische 
Innenminister zeigte sich davon 
überzeugt, dass die tatkräfti-
ge und vielfältige Unterstützung 
der Kommunen durch den Bund 
und das Land zur Bewältigung 
der notwendigen Investitionen in 
Städten wie im ländlichen Raum 
Früchte tragen werde.

„Wir investieren in die Zukunft 
unserer fränkischen Heimat“, so 
Herrmann, „auch beim Ausbau 
des Schienenpersonennahver-
kehrs und dem Klimaschutz, oh-
ne – wie andere – dabei das Auto 
zu verteufeln“. Folgerichtig wur-
de eine Resolution zum Ausbau 
der Bundesautobahn 6 mit deut-
lichen Forderungen an den Bund 
ohne Gegenstimmen angenom-
men.

Die Bundestagswahl im Sep-
tember bezeichnete Herrmann 
als „fundamental für ein wirt-
schaftlich und sozial starkes 
Deutschland“. Die CSU werde in 
den nächsten Wochen und Mo-
naten um Mehrheiten kämpfen, 
damit Deutschland weiter vor-
angebracht werden könne: „Wir 
wollen unsere Heimat bewahren, 
die Umwelt schützen, neue Chan-
cen schaffen und die Zukunft ge-
winnen“.  pmw

Freude über die Ehrenbürgerwürde für Staatssekretär und MdL a.D., 
Altlandrat Franz Meyer (2.v.l.), dessen Nachfolger Landrat Raimund 
Kneidinger (l.) sowie (v.r.) Laudator Dr. Wilfried Hartleb und Neuburgs 
Bürgermeister Wolfgang Lindmeier. Bild: Brunner

Gemeinde Neuburg a.Inn:

Altlandrat Franz Meyer  
ist Ehrenbürger

Vom ehemaligen Schlossherren der Neuburg zum Ehrenbürger der 
Gemeinde Neuburg a.Inn aufzusteigen, das hätte sich selbst ein 
kommunal- und landespolitisches Urgestein wie Franz Meyer nicht 
träumen lassen. „Ich habe es nicht geglaubt,“ beschrieb der Altland-
rat seine erste Reaktion auf die entsprechende Information durch 
Bürgermeister Wolfgang Lindmeier am Rande einer Veranstaltung 
im Wahrzeichen Schloss Neuburgs. 

Im Mittelpunkt des Ehren-
abends stand Altlandrat Franz 
Meyer, der nach den Worten von 
Bürgermeister Wolfgang Lind-
meier in seinen zahlreichen Funk-
tionen während der überaus lan-
gen politischen Arbeit als Land-
tagsabgeordneter, als Finanz-
staatssekretär und zuletzt als 
Landrat die Gemeinde Neuburg 
a.Inn und damit die Bürgerinnen 
und Bürger äußerst positiv und 
mit nachhaltigem Einsatz beglei-
tet hat. 

Die Laudatio auf den neuen Eh-
renbürger Franz Meyer hielt der 
langjährige Landkreiskulturrefe-
rent und Kreisheimatpfleger und 
Heimatgeschichtsforscher Dr. 
Wilfried Hartleb. Er würdigte das 

Bemühen Meyers sowie seiner 
Amtsvorgänger Hanns Dorfner 
und Baptist Kitzlinger um die Be-
standssicherung der Neuburg im 
Einklang mit Denkmal- und Na-
turpflege, einhergehend mit öf-
fentlicher Nutzung der Anlage.

Weitere Ehrungen

Im Rahmen des Festabends 
wurden auch der langjährige Bür-
germeister der Gemeinde Neu-
burg a.Inn Josef Stöcker wie auch 
langjährige 2. Bürgermeister Franz 
Hörner zu Ehrenbürgern ernannt. 
Die Bürgermedaille händigte Bür-
germeister Wolfgang Lindmeier 
auch dem langjährigen Gemein-
derat Herbert Sperl aus.  r

http://www.landkreis-fuerth.de
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Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 23. September 2021 er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• IT · E-Government · Breitband · Mobilfunk
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunale Museen und Bibliotheken

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen eine Beilage des C. H. Beck Verlags 
und eine Einladung zur virtuellen Energie- und Trinkwasser-
tagung der ViWa GmbH bei. Wir bitten um Beachtung.  r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Energiebeschaffung

Bau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

enplus-pellets.de/ausschreibungsvorlage

Kostenfreie  
Ausschreibungs-
vorlagen!
Für hochwertige Pellets  
und Hackschnitzel.

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2021

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

+ keim- und schadstoffübertragungsfreie Wärme-
rückgewinnung durch getrennte Luftströme

+ Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine
und Rückkühlwerk

+ kurze Amortisation, sicherer Betrieb
+ Neubau oder Sanierung im Bestand
+ Wegfall von Rückkühlwerken möglich

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, 
The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

HYGIENISCH EINWANDFREIE
WÄRMERÜCKGEWINNUNG

Vorteile für Ihre Lüftungsanlage:

  100 % Außenluft 
  umluftfrei
  betriebssicher
  energieef zient

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Informationssicherheit /  
Datenschutz

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von 
Lüftungs- und Klimaanlagen

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Ernennung zum Altlandrat:

Landrat Richard Reisinger zeichnet 
Dr. Hans Wagner mit Ehrentitel aus

„Mit der Ära Dr. Hans Wagner, der von 1978 bis 2002 erfolgreich als 
Landrat wirkte, verbinden wir die wirtschaftliche Blüte unseres Land-
kreises. Dafür gilt dir, lieber Hans, unsere Anerkennung und unser gro-
ßer Dank.“ Mit diesen Worten überreichte Landrat Richard Reisinger die 
Ernennungsurkunde an Landrat a.D. Dr. Hans Wagner zum Altlandrat des 
Landkreises Amberg-Sulzbach. „Altus bedeutet im Lateinischen hoch und 
erhaben. Der Ehrentitel Altlandrat steht dir für deine Lebensleistung zu-
gunsten der Landkreisbewohner vollumfänglich zu“, so Reisinger.

Trotz massiver Einschnitte wie 
der Schließung der Maxhütte in 
Sulzbach-Rosenberg, die erheb-
liche strukturpolitische Verände-
rungen mit sich brachte, sei es Dr. 
Hans Wagner in den 24 Jahren als 

Landrat gelungen, die politischen 
Weichen für eine stete Aufwärts- 
entwicklung im Landkreis zu le-
gen, so Reisinger. Als Beispiele 
nannte der Amtsinhaber die An-
siedlung der Bereitschaftspoli-

zei in Sulzbach-Rosenberg sowie 
der Unternehmen Kurz und Stahl-
gruber im Industriegebiet Unter-
schwaig oder auch die Auswei-
sung von Industriegebieten, zum 
Beispiel in Schafhof. Sein Vor-Vor-
gänger habe früh gewusst, dass 
„die Zukunft der Region nicht al-
lein in der Montanindustrie liegen 
werde, sondern im Branchenmix 
zukunftsträchtiger Technologien“, 
sagte der Landkreis-Chef.

Leuchtturmprojekte

Als weitere Leuchtturmprojek-
te des Schaffens erinnerte Land-
rat Richard Reisinger an den Er-
werb des Zeughauses und die fol-
gende Sanierung des Landrats- 
amtes zu „einem der schönsten 
Landratsämter Bayerns“, das Ost-
bayerische Pferdesport- und Tur-
nierzentrum in Kreuth, die Ein-
führung von Wertstoffhöfen im 

Landkreis, die Kommunalisierung 
der Volkshochschule, den Neu-
bau des St. Anna Krankenhauses 
mit damals 225 Betten und auch 
den Ausbau des Bergbau- und In-
dustriemuseums Ostbayern in 
Theuern, ein Herzensanliegen des 
damaligen Landrats. „Auch auf 
kultureller und sportlicher Ebe-
ne warst du unermüdlich tätig 
und hast mit dem Landkreislauf 
und dem Adventsmarkt im Kul-
tur-Schloss Theuern zwei überaus 
beliebte Veranstaltungen gegrün-
det, die – sobald es Corona wie-
der zulässt – wieder zu den Höhe-
punkten im Jahreskalender vieler 
Landkreisbürger zählen werden.“ 
Seine persönliche Anerkennung 
zollte Reisinger seinem Vorvor-
gänger für die Gründung einer 
Stiftung, die den Hinterbliebenen 
des Seilbahnunglücks von Kaprun 
zugutekommt, bei dem 20 Skifah-
rer aus dem Landkreis ihr Leben 
lassen mussten. 

Das Fazit des Landkreis-Chefs: 
„Ich bescheinige dir schlicht-
weg summarisch, dass du ein äu-
ßerst tatkräftiger, erfolgreicher 
und durchsetzungsstarker Land-
rat warst, der mit dem ihm syste-

matisch aufgebauten politischen 
Netzwerken und dem ihm an-
vertrauten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter jeweils das Beste für 
die Region und deren Menschen 
angestrebt und verwirklicht hat.“ 
Altlandrat Dr. Hans Wagner be-
dankte sich in seiner Ansprache 

beim amtierenden Landrat. Er 
wisse den Landkreis Amberg-Sulz-
bach bei Richard Reisinger in den 
besten Händen. Sein Dank rich-
tete sich auch an die Mitglieder 
des Kreistags, die der Ernennung 
zum Altlandrat einstimmig zuge-
stimmt hätten.  r

Landrat Richard Reisinger (r.), würdigte seinen Vor-Vorgänger Dr. Hans 
Wagner. Der kam zum Festakt mit seiner Frau Irene, seinen Kindern 
und 10 Enkeln.  Bild: Christine Hollederer
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VERLAG C.H.BECK  |  Die ideale Ergänzung

Die handliche 
Textausgabe 
enthält die Bayerische Bauordnung, 
die Vollzugsvorschriften sowie weitere 
relevante Normen aus benachbarten 
Rechtsgebieten: Straßen- und Wege-
recht, Luft- und Wasserrecht, Kostenrecht, 
behördliche Organisation des Bauwesens. 

Die Neuaufl age berücksichtigt u.a. die 
Änderungen durch das »Gesamtgesell-
schaftliche Artenschutzgesetz – 
Versöhnungsgesetz«. Im Anhang 
wurde die bisherige Liste der als Tech-
nische Baubestimmungen eingeführten 
technischen Regeln durch die Bayeri-
schen Technischen Baubestimmungen – 
BayTB abgelöst. Eingearbeitet ist auch 
das Gesetz zur Vereinfachung baurecht-
licher Regelungen und zur Beschleuni-
gung sowie Förderung des Wohnungs-
baus.

BayBO · Bayerische Bauordnung

Textausgabe mit Verweisungen und 
Sachverzeichnis.
44. Aufl age. 2021. Stand Februar 2021. 
X, 658 Seiten. Kartoniert € 17,90
ISBN 978-3-406-76234-5 

 beck-shop.de/31640136

Schnelle Orientierung 
Der »Schwarzer/König« vermittelt die 
Grundzüge der BayBO in ihrer neues-
ten Fassung und beantwortet die für 
die Praxis bedeutsamen Einzelfragen. 
Das Werk gibt Hinweise auf die ober-
gerichtliche und höchstrichterliche 
Rechtsprechung sowie auf weiter-
führende Literatur und behandelt die 
Themen, die in der täglichen Praxis 
der Gerichte und Baubehörden
immer wieder auftauchen.

Eingearbeitet sind 10 Änderungsgesetze 
mit über hundert Einzeländerungen 
seit der Voraufl age, u.a. das Gesetz 
zur Vereinfachung baurechtlicher 
Regelungen und zur Beschleunigung 
sowie Förderung des Wohnungsbaus 
(Bauordnungnovelle 2020) und das 
Gesamtgesellschaftliche Artenschutz-
gesetz – Versöhnungsgesetz.

Schwarzer/König
Bayerische Bauordnung

5. Aufl age. 2022.
Rund 550 Seiten. In Leinen ca. € 75,–
ISBN 978-3-406-74970-4
Neu im November 2021

 beck-shop.de/30151326

Für den schnellen 
Einstieg
Das Lehrbuch vermittelt präzise und 
gut verständlich den bauordnungs- und 
bauplanungsrechtlicher Pfl ichtstoff im 
Examen. Es

 zeigt das Zusammenspiel von Bau-
ordnungs- und Bauplanungsrecht

 berücksichtigt die Verbindungen 
zum Raumordnungs- und Landes-
planungsrecht, Kommunal- und 
Abgrabungsrecht sowie zum Verfas-
sungsrecht

 veranschaulicht die Materie durch 
Beispiele und Fälle

 liefert Aufbauschemata für viele 
Klausursituationen

 enthält einen Original-Bebauungs-
plan.

Decker/Konrad
Bayerisches Baurecht

4. Aufl age. 2019.
XXV, 348 Seiten. 
Kartoniert € 35,90
ISBN 978-3-406-73265-2

 beck-shop.de/25713972

Neukommentierungen 
zur BayBO-Novelle 2020:

Z.B. mit den neuen Regelungen 
der Abstandsfl ächen und den neuen 
Artikeln zur Typengenehmigung 
und Digitalen Baugenehmigung.

Souverän im 
Bayerischen Baurecht.



VERLAG C.H.BECK  |  Busse/Kraus · Bayerische Bauordnung

Bringt Ordnung
ins bayerische Baurecht.

Bauordnungsnovelle 
umfassend eingearbeitet
Das Werk enthält zahlreiche Neukom-
mentierungen zur BayBO-Novelle 
2020, z.B. zu den neuen Regelungen 
der Abstandsfl ächen und den neuen 
Artikeln zur Typengenehmigung und 
Digitalen Baugenehmigung.

Neu mit Stand Mai 2021
Die neueste Aktualisierung steht erneut 
im Zeichen der Bauordnungsnovelle 
2020 vom 22.12.2020. Neu enthalten 
sind Neukommentierungen von:
 Art. 46 (Wohnungen) 
 Art. 57 (Verfahrensfreie Bauvor-

haben, Beseitigung von Anlagen)
 Art. 68 (Baugenehmigung, Geneh-

migungsfi ktion und Baubeginn).

In den Band II (Anhang) eingefügt 
wurden die Schreiben des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wohnen, 
Bau und Verkehr mit Hinweisen zur 
baurechtlichen Beurteilung von 
Mobilfunkanlagen vom 22.1.2021 so-
wie zur Verlängerung des Planungs-
sicherstellungsgesetzes (PlanSiG) 
COVID-19-Pandemie vom 31.3.2021. 

Der Großkommentar
beantwortet praktisch alle Fragen zum 
bayerischen Baurecht. Kernstück ist 
die Kommentierung der BayBO mit 
Übersichten und graphischen Dar-
stellungen. Alle sonstigen wichtigen 
Vorschriften sind ebenfalls abgedruckt: 
deren Durchführungsbestimmun-
gen und Vollzugsvorschriften sowie 
die Bestimmungen zu wichtigen 
Themenbereichen wie Bauprodukte, 
Brandschutz und Technische Baube-
stimmungen. Im Bauplanungsrecht sind 
außer dem BauGB die Bestimmungen 
zu Energieeinsparung und Wärme-
schutz, Immissionsschutzrecht und 
Abfallbeseitigung enthalten.
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